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Vorwort

Das aktuelle Forschungsprogramm der Kriminologischen Abteilung am Max-Planck-Institut 
für ausländisches und internationales Strafrecht wird in diesem Band vorgestellt. Der Band 
enthält Projektberichte zum Zeitraum 2015–2017 und ergänzt den Tätigkeitsbericht des 
Gesamtinstituts. 

Neben einer allgemeinen Einführung in das Forschungsprogramm der Kriminologischen 
Abteilung werden alle im Berichtszeitraum abgeschlossenen und laufenden Forschungs-
projekte behandelt. Da im Laufe des Jahres 2019 ein neues Direktorium die Leitung des 
Instituts übernehmen wird, konzentriert sich der Bericht auf die Fertigstellung der Projekte 
und den Abschluss des Forschungsprogramms. Die Darstellung folgt den fünf Forschungs-
schwerpunkten, an denen Planung und Forschungsprogramm ausgerichtet sind.

Die Abschlussberichte zu den einzelnen Projekten werden entweder in den Reihen „Kri-
minologische Forschungsberichte“, „Interdisziplinäre Forschungen aus Strafrecht und 
Kriminologie“ sowie „Publications of the Max Planck Partner Group for Balkan Crimi-
nology“ oder in anderen deutsch- bzw. englischsprachigen Verlagen veröffentlicht. Die 
jeweiligen Nachweise können aus www.mpicc.de/publikationen entnommen werden. 
Die aktualisierte Projektberichterstattung ergibt sich ebenfalls aus der Homepage des 
Instituts unter www.mpicc.de. Dort stehen dieser Band sowie der Forschungsbericht des 
Instituts zum Download zur Verfügung.

Freiburg i. Br., im September 2018	 Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht

Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht, 
Direktor und Leiter der Kriminologischen 
Forschungsabteilung am Institut
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In den nachfolgenden Texten werden aus Gründen der Lesefreundlichkeit nicht durchgängig 
weibliche und männliche Personenbezeichnungen benutzt. Es sind in allen Fällen Frauen und 
Männer gleichermaßen gemeint.
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Das Forschungsprogramm der Kriminologischen Abteilung konzentriert sich auf die Verände-
rungsprozesse, die im Zuge der grundlegenden gesellschaftlichen Umbrüche und Transforma-
tionen der Gegenwart nicht nur die Entstehungsbedingungen und Gelegenheitsstrukturen von 
Kriminalität – und damit auch die Erscheinungsformen der Kriminalität – verändern, sondern 
auch die gesellschaftlichen Reaktionen, die Instrumentarien der formalen Sozialkontrolle und 
dabei insbesondere der strafrechtlichen Intervention und strafrechtlicher Sanktionen. Dieser in-
haltliche Fokus bestimmt den Zuschnitt und die Ausgestaltung der Forschungsschwerpunkte zu 
„Strafverfahren und Sanktionen im Wandel“, „Gefährliche Straftäter“, „Innere Sicherheit, organi-
sierte Kriminalität und Terrorismus“ sowie „Kriminalität, sozialer Kontext und sozialer Wandel“. 

In methodischer Hinsicht wird ein Schwerpunkt auf die Längsschnittforschung gelegt, die vor 
allem in der Freiburger Kohortenuntersuchung und in der Untersuchung der Wirkungen der 
Sozialtherapie auf die Rückfälligkeit von Sexual- und Gewaltstraftätern zum Ausdruck kommt, 
jedoch auch in Wiederholungsstudien, wie sie in Forschungen zur Implementierung des Um-
weltstrafrechts oder in der bundesweiten Rückfallstatistik sichtbar werden. Ferner konzentrieren 
sich verschiedene Projekte aus den Schwerpunkten „Kriminalität, sozialer Kontext und sozialer 
Wandel“ und „Innere Sicherheit“ auf Mehrebenenanalysen, die Variablen der Individualebene 
mit Daten des sozialen Kontexts und der Sozialstruktur zusammenführen. Das Forschungspro-
gramm ist dann bestimmt durch internationale Kooperationsprojekte und eine auch organisato-
risch nachhaltige Zusammenarbeit in den durch die Schwerpunktsetzungen, insbesondere aber 
durch Forschungen zu „Kriminalpolitik und rechtsstaatliche Entwicklung in außereuropäischen 
und Übergangsgesellschaften“ definierten Fragestellungen. 

Dabei geht es um die nunmehr in einem am Institut angesiedelten „Center for Chinese Le-
gal Studies“ gebündelten und auch mit der Asienforschung der Universität Freiburg verknüpften 
Untersuchungen zur Entwicklung des Strafrechts und der Strafjustiz in China (Modernisierung 
der Strafjustiz), um das vor allem Probleme der Kriminalität und des Strafrechts in Übergangsge-
sellschaften aufgreifende Transkaukasische Forschungsinstitut in Tiflis, die Max-Planck-Partner-
Gruppe „Balkan Criminology“ an der Universität Zagreb sowie empirische Untersuchungen zu 
den Auswirkungen der Legalisierung von Marihuana an der Universität Montevideo im Rahmen 
eines Instituts für empirische kriminologische Forschung in Lateinamerika (OLAP).

Die Kriminologische Abteilung sucht Innovation in der Entwicklung von Methoden, in der Inter-
disziplinarität und einer damit verbundenen vernetzten und internationalisierten Forschung, in 
der systematischen Aufbereitung kriminologischer Forschung sowie in der darauf gestützten The-
oriebildung, die auf die Grundlagen strafrechtlicher Sozialkontrolle sowie die Kriminalitätsentste-
hung ausgerichtet ist. Ausgangspunkt ist dabei der gesellschaftliche Wandel, der Risiko, Gefahr 
und Sicherheit in den Mittelpunkt der Kriminalpolitik rückt.

In methodischer Hinsicht geht es um 
(a) die Herstellung und Vertiefung von Interdisziplinarität, insbesondere mit der Verschränkung 

normativer und empirischer Zugänge,
(b) 	die Internationalisierung der Forschung durch eine Vernetzung mit an ähnlichen Fragestellun-

gen arbeitenden Forschungseinrichtungen des Auslands, 
(c) 	den internationalen Vergleich,
(d) die Erfassung von Wandel und Veränderung, insbesondere auch im Hinblick auf die eine 

Veränderung beeinflussenden Merkmale in Längsschnitt- und Replikationsuntersuchungen,
(e) 	die Fortentwicklung methodischer Ansätze, die der Identifizierung kausaler Zusammenhänge 

und Bedingungsbeziehungen in einem Feld dienen, das sich für das klassische kontrollierte Ex-
periment (auch aus methodischen und theoretischen Erwägungen heraus) nicht immer eignet, 

(f) 	die Fortbildung von Mehrebenenanalysen, in denen Daten zur Mikroebene des Handelns mit 
den Ebenen der sozialen Umwelt von Akteuren und der sozialen Strukturen zusammengeführt 
werden,

(g) die Entwicklung von methodischen Instrumenten, mit denen an den Schnittstellen von Recht 
und (sozialen/rechtlichen) Tatsachen systematisch Informationen erhoben werden können, 
die eine tragfähige Grundlage für Evaluation und Erklärung hergeben. 
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In der Entwicklung der Theorie geht es um
(a) 	die Erklärung von Kriminalität unter den Bedingungen moderner Gesellschaften, die durch 

zunehmende kulturelle und ethnische Heterogenität sowie Individualisierung geprägt sind,
(b) 	theoretische Modelle der Kriminalität, in denen Variablen der Mikro-, Meso- und Makroebe-

nen zusammengeführt werden,
(c) 	die Erklärung von Beteiligung und Ausstieg an/aus Kriminalität im Lebensverlauf,
(d) 	theoretische Modelle, die die Erklärung der Varianz und der Bewegungen in Verbrechens-

furcht und Unsicherheitsgefühlen verbessern,
(e) 	die Erklärung von Veränderungen in der strafrechtlichen Sozialkontrolle.

Aus dem interdisziplinären, auf Längsschnitt und Verläufe angelegten sowie vergleichenden Vor-
gehen sollen auch Bausteine zu einer Theorie der Sicherheit entstehen, die den relativen Beitrag 
des Strafrechts in Form von Verfahren und Sanktionen und damit die Grenzen der gesellschaftli-
chen Steuerung durch Strafrecht offenlegt.

Im Berichtszeitraum konzentrierten sich die Arbeiten der Abteilung Kriminologie auf die Fer-
tigstellung der Forschungsprojekte und die Veröffentlichung der Forschungsergebnisse. Bis zum 
Übergang der Institutsleitung an Nachfolgerinnen/Nachfolger sollen alle Forschungsprojekte mit 
Forschungsberichten abgeschlossen sein.

1. Schwerpunkt: Strafverfahren und Sanktionen im Wandel

In dem Gesamtsystem strafrechtlicher Sozialkontrolle stehen das Strafverfahrensrecht wie auch 
das Sanktionenrecht exemplarisch für die Definition, die Ausgestaltung, die Reichweite und die 
Grenzen strafrechtlicher Interventionen. Gesellschaftliche Transformationen, technologische 
Entwicklungen und damit einhergehende Veränderungen in den Kriminalitätsphänomenen (dies 
umfasst vor allem die sogenannte Transaktionskriminalität, die sich heute neben den „klassi-
schen“ Bereichen wie Korruption und Drogenhandel auch auf den virtuellen Bereich verbotener 
Inhalte im weltweiten Cyberspace erstreckt) stellen das Strafrecht vor neue Herausforderungen. 
Die Weiterentwicklung der bestehenden Eingriffsbefugnisse und die damit verbundenen recht-
lichen und praktischen Konsequenzen für das System als Ganzes werden in diesen Bereichen 
besonders augenfällig, und zwar weit mehr als in anderen Bereichen des (materiellen) Strafrechts. 
Damit einhergehend konzentrieren sich die politischen Kontroversen auf Fragestellungen des Ver-
fahrensrechts und dort auf verdeckte und technische Informationsbeschaffung. Jedoch erfahren 
auch „klassische“ Maßnahmen wie die Durchsuchung von Räumlichkeiten, die zum traditionellen 
Bestand des strafprozessualen Ermittlungsinstrumentariums zählen, durch technologische Verän-
derungen und Fortschritte, insbesondere die Digitalisierung eine Neubewertung. Denn der Zu-
griff auf elektronisch gespeicherte Informationen verändert nicht nur den äußeren Ablauf solcher 
Maßnahmen; zugleich eröffnen sich neue Probleme der Grenzziehung zwischen verschiedenen 
Instrumenten und ihren Rechtsgrundlagen und ferner neue Fragestellungen der Verhältnismäßig-
keit und des Datenschutzes. 

Im Hinblick auf diese Entwicklungen setzt das kriminologische Forschungsprogramm des Insti-
tuts einen besonderen Schwerpunkt auf die empirische Strafverfahrensforschung. Erweitert wird 
diese Forschungslinie um die empirische Sanktionsforschung, mit der ebenfalls Veränderungspro-
zesse und Wandel thematisiert werden. 

Im Bereich der Strafverfahrensforschung liegt der Schwerpunkt bereits seit längerem auf der 
Untersuchung der Entwicklung, Implementierung und auf der Evaluation neuer Technologien in 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren. Exemplarisch hierfür steht die Überwachung der Kommu-
nikation, die gerade im Zusammenhang mit Transaktionskriminalität und Terrorismus von beson-
derer Bedeutung ist. Kommunikation verweist auf Netzwerke, das Vorfeld von Straftaten und die 
Anbahnung von Transaktionen. Die kriminalpolitischen Herausforderungen in diesem Bereich 
lassen sich insbesondere durch das Spannungsverhältnis zwischen der Grundrechtsrelevanz die-
ser Eingriffe einerseits (die sich im Zugriff auf die Privatsphäre und teilweise in der weiten Erfas-
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sung nicht beschuldigter Kommunikationsteilnehmer manifestiert) sowie dem Interesse der Straf-
verfolgungsbehörden an effektiven Ermittlungsansätzen andererseits charakterisieren. Der Bedarf 
ist unmittelbare Folge eines von der Strafverfolgung reklamierten strukturellen Defizits, das als 
zunehmendes Versagen der „klassischen“ strafprozessualen Ermittlungsmethoden infolge des im 
Bereich der Transaktionskriminalität und anderer Formen der Kontrollkriminalität regelmäßigen 
Fehlens von Opfern (Anzeigeerstattern) beschrieben wird. Jedoch haben sich auch im Bereich 
der konventionellen Kriminalität Deliktformen mit unmittelbarem Telekommunikationsbezug he-
rausgebildet, bei denen der Rückgriff auf die damit im Zusammenhang stehenden Datenbestände 
einerseits naheliegt, andererseits auch den einzigen erfolgversprechenden Ermittlungsansatz zu 
bilden scheint. Dies kann der Zugriff auf Verkehrsdaten bei illegalen Computeraktivitäten oder 
Straftaten mittels Telekommunikation wie Drohanrufe oder Stalking ebenso sein wie die Ermitt-
lung von Gerätenummern im Falle des Diebstahls oder Raubes von Mobiltelefonen. 

Begehungsmodalitäten und Ermittlungsoptionen haben sich gleichermaßen verändert und erwei-
tert. Die neuen Ermittlungsmethoden sind dann an der Schnittstelle zur Prävention angesiedelt 
und weisen häufig einen expliziten repressiv-präventiven Doppelcharakter auf. Dieser unmittel-
bare Bezug zur Prävention verweist auf eine weitere Entwicklungslinie aktueller Kriminalpolitik. 
Insbesondere dort, wo organisierte Kriminalität und Terrorismus im Zentrum stehen, geht es um 
mehr als die bloße Anpassung der bisherigen Ermittlungsinstrumente auf die im Vergleich zur 
konventionellen Kriminalität veränderten Einsatzbedingungen. Hier steht die gezielte Erweite-
rung verdeckter Ermittlungsmöglichkeiten im Zentrum der kriminalpolitischen Interessen. 

Nach dem Abschluss verschiedener Forschungsprojekte zu verdeckten Ermittlungsmethoden, 
insbesondere zur Telekommunikationsinhaltsüberwachung, zur akustischen Wohnraumüberwa-
chung, zur Rasterfahndung sowie zur Abfrage von Telekommunikationsverkehrsdaten und der 
Vorratsspeicherung wurde auch die Ende 2013 zusammen mit dem Lehrstuhl Poscher an der 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Freiburg begonnene Evaluierung der zur Ab-
wehr von Gefahren des internationalen Terrorismus eingeführten §§4a, 20j, 20k des Gesetzes 
über das Bundeskriminalamt fertiggestellt und veröffentlicht. Hier ging es im Kern um die Ras-
terfahndung und um den verdeckten Eingriff in informationstechnische Systeme. Die Evalua-
tionsuntersuchung folgte einer Ausschreibung des Bundesministeriums des Inneren und zielte 
auf eine staatsrechtswissenschaftliche Analyse der erweiterten Ermittlungs- und Informations-
beschaffungsbefugnisse des Bundeskriminalamts, die verschränkt ist mit einer empirischen Eva-
luation. Zwar stand dabei zunächst die Gefahrenabwehr im Vordergrund. Doch wurden auch 
repressive Konsequenzen insbesondere für die Bestimmung der Eingriffstiefe der zur Gefahren-
abwehr vorgenommenen Maßnahmen in den Blick genommen. Ausgangspunkt der empirischen 
Untersuchung war eine Analyse aller Fälle, in denen die Zuständigkeit des BKA zur Abwehr von 
Gefahren des internationalen Terrorismus geprüft wurde. Aus den zwischen 2009 und 2015 ange-
fallenen 1.850 Sachverhalten entstanden 17 Gefahrenabwehrvorgänge, in denen dann präventive 
Maßnahmen eingesetzt wurden. Dabei zeigt sich (erwartungsgemäß), dass Rasterfahndung und 
Online-Durchsuchung nur ganz selten zum Einsatz kommen. Schwerpunkte gefahrabwehrender 
Maßnahmen liegen in der Inhaltskommunikationsüberwachung und in der Verkehrsdatenabfrage, 
ferner in der polizeilichen Beobachtung. Im Übrigen werden durchschnittlich etwa 100 Unbetei-
ligte durch die präventiven Maßnahmen betroffen, was die Reichweite (und Tiefe) der Eingriffe 
unterstreicht. Die Untersuchung zur Praxis der Durchsuchung von Wohn- und Geschäftsräumen 
(2007–2015) stellt nicht nur die erste systematische Untersuchung zur Häufigkeit und Durchfüh-
rungspraxis dieser traditionellen, auf den physischen und nicht-heimlichen Zugriff ausgerichteten 
Ermittlungsmaßnahme dar, sondern evaluiert darüber hinaus auch Möglichkeiten und Reichweite 
speziell im Hinblick auf digital gespeicherte Informationen. Die Untersuchung leistet damit auch 
einen empirisch fundierten Beitrag zur kriminalpolitischen Debatte um die Notwendigkeit neuer 
Regelungen zum heimlichen Zugriff auf Datenbestände (Online-Durchsuchung).

Die empirische Sanktionsforschung ist im Berichtszeitraum mit verschiedenen Projekten reprä-
sentiert. Ein Schwerpunkt lag dabei auf der bundesweiten Rückfallstatistik, die nunmehr auf der 
Grundlage einer DFG-Förderung fortgeführt werden kann und auf Dauer gestellt werden soll. Ziel 
des Kooperationsprojektes mit der Universität Göttingen ist die Weiterentwicklung der Rückfall-
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forschung durch die Etablierung einer aussagefähigen und langfristig angelegten nationalen Rück-
fallstatistik. Auf diese Weise wird zunächst ein signifikanter Beitrag zur Verbesserung der Datenlage 
zu Rückfall und Legalbewährung nach verschiedenen Sanktionen in Deutschland geleistet. Ferner 
bietet die Datenbasis nach drei Wellen nunmehr die Möglichkeit, aussagekräftige Untersuchun-
gen zur Entwicklung von Rückfallraten auch im Längsschnitt durchzuführen. Die Grunddaten der 
Rückfallstatistik liefern im Übrigen für schwere Straftaten eine unerlässliche Basis für die Fort-
entwicklung der Gefährlichkeitsprognose und darauf bezogener Prognoseinstrumente. Denn die 
Rückfallstatistik erlaubt es erstmals, allgemeine Rückfallraten aus den Grundgesamtheiten nach 
verschiedenen Kriminalstrafen und Maßregeln der Besserung und Sicherung zu berechnen.

Einen zweiten Schwerpunkt bilden Untersuchungen zur elektronischen Überwachung. Die Da-
tenerhebung zu den im Zeitraum 2000–2014 in Hessen durchgeführten Verfahren mit elektroni-
scher Überwachung wurde auf der Grundlage der jeweiligen Strafakten abgeschlossen. Die Un-
tersuchung der zum 01.01.2010 in Baden-Württemberg eingeführten elektronischen Fußfessel ist 
fertiggestellt und bezogen auf die Implementierungsphase veröffentlicht (Schwedler, A., Wößner, 
G.: Elektronische Aufsicht bei vollzugsöffnenden Maßnahmen. Implementation, Akzeptanz und 
psychosoziale Effekte des baden-württembergischen Modellprojekts. Schriftenreihe des Max-
Planck-Instituts für ausländisches und internationales Strafrecht. Kriminologische Forschungs-
berichte K 169. Duncker & Humblot, Berlin 2015). Das baden-württembergische Programm war, 
anders als das hessische, auf den strafverkürzenden bzw. strafersetzenden Einsatz (sog. „back 
end“-Einsatz) ausgerichtet. Im Zusammenhang mit der Untersuchung des Rückfalls nach elektro-
nischer Überwachung gelang es, ein kontrolliertes (randomisiertes) Experiment zu implementie-
ren. Die Ergebnisse zeigen, dass sich im Vergleich verschiedener Experimental- und Kontrollgrup-
pen Rückfallraten nicht signifikant unterscheiden. Die Veröffentlichung des Forschungsberichts 
zum Rückfall nach elektronischer Überwachung ist für 2018 vorgesehen. Die Evaluationsstudie 
zum Einsatz der elektronischen Überwachung in Korea wurde veröffentlicht (Min Kyung Han: 
The Effectiveness of Electronic Monitoring in Korea. Berlin: Duncker & Humblot 2017).

Auch die Untersuchung zur Anwendung des Umweltstraf- und Ordnungswidrigkeitenrechts in 
Deutschland und im Vergleich der Implementierungsprozesse und -ergebnisse in den 1980er Jahren 
wurde publiziert (Klüpfel, C.: Vollzugspraxis des Umweltstraf- und Umweltordnungswidrigkeiten-
rechts Eine empirische Untersuchung zur aktuellen Anwendungspraxis sowie zur Entwicklung des 
Fallspektrums und des Verfahrensgangs seit den 1980er Jahren. Berlin: Duncker & Humblot 2016).

Hervorzuheben ist dann der Abschluss einer Untersuchung zum Einfluss hohen Alters sowie 
schwerer oder unheilbarer Krankheit auf die vorzeitige Entlassung aus der Strafhaft, die im Rah-
men der Doktorandenschule MaxNetAging und am Beispiel von England/Wales und unter beson-
derer Berücksichtigung der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
durchgeführt wurde. Der Forschungsbericht wurde zur Veröffentlichung durch den Routledge 
Verlag angenommen (Khechumyan, A.: Imprisonment of the Elderly and Death in Custody: The 
Right to Review. Routledge, London, New York 2018).

Schließlich wurde im Berichtszeitraum eine empirische Studie zum Einsatz und zum Potenzial 
des Täter-Opfer-Ausgleichs im Vollzug von Freiheitsstrafen durchgeführt und fertiggestellt, deren 
Ergebnisse nunmehr in der Kriminologischen Forschungsreihe publiziert wurden (Kilchling, M.: 
Täter-Opfer-Ausgleich im Strafvollzug. Wissenschaftliche Begleitung des Modellprojekts Täter-
Opfer-Ausgleich im baden-württembergischen Justizvollzug. Duncker & Humblot, Berlin 2017). 
Im Übrigen rundet eine explorative Studie, die im Auftrag des Bundesministeriums der Justiz und 
für Verbraucherschutz erarbeitet wurde und die auf die Beantwortung der Frage zielt, ob, in wel-
chem Umfang und auf welche Weise die Opferschutzstandards, die sich seit vielen Jahren im 
Strafprozessrecht etabliert und bewährt haben, auch in andere gerichtliche Verfahrensordnungen, 
namentlich die ZPO, das FamFG und das ArbGG sowie das SGG übertragen werden können und 
sollen, die Forschungen zum Opfer in gerichtlichen Verfahren ab (Kilchling, M.: Opferschutz in-
nerhalb und außerhalb des Strafrechts. Perspektiven zur Übertragung opferschützender Normen 
aus dem Strafverfahrensrecht in andere Verfahrensordnungen. Duncker & Humblot, Berlin 2018).

I. Forschungsprogramm
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2. Schwerpunkt: Gefährliche Straftäter

Der Forschungsschwerpunkt „Gefährliche Straftäter“ befasst sich aus verschiedenen Pers-
pektiven mit kriminalpolitischen Diskursen und Reformen, der Gefährlichkeitsprognose, 
Interventionsmöglichkeiten zur Reduzierung von Gefährlichkeit und Rückfallrisiko sowie 
besonderen (Behandlungs-)Bedürfnissen bei als gefährlich eingeschätzten Straftätern. Zwei 
langfristig angelegte Projekte bilden den Kern des Forschungsschwerpunkts: Zum einen 
liefert die Freiburger Kohortenstudie, die seit 1986 alle polizeilichen Registrierungen be-
stimmter Geburtsjahrgänge in Baden-Württemberg aufbereitet und auswertet, grundlegende 
Erkenntnisse zu Zusammenhängen von Sexualkriminalität, unterschiedlichen Formen der 
Tatbegehung und der Entwicklung von Verläufen der Sexualdelinquenz. Ein weiteres langfris-
tig angelegtes Projekt stellt die Evaluationsstudie „Sexualstraftäter als Herausforderung für 
Forschung und Kriminalpolitik“ dar. In dieser – einen Längsschnitt von 12 Jahren umfassen-
den – Untersuchung wird die präventive Wirksamkeit der Behandlung von Sexualstraftätern 
in den sozialtherapeutischen Abteilungen des Freistaates Sachsen thematisiert. Das Projekt 
knüpft damit an die seit den 1980er Jahren durch die Kriminologische Abteilung realisierte 
Evaluation von Behandlungsmaßnahmen im Strafvollzug (und in der Sozialtherapie) an. Im 
Mittelpunkt stehen dabei die Frage nach der Wirksamkeit von (Sexual-)Straftäterbehandlung, 
die Suche nach kriminogenen und protektiven Faktoren im Rahmen der Rückfallforschung, 
die Bestandsaufnahme prognostisch relevanter Kriterien sowie die Erforschung der Situa-
tion von Haftentlassenen im Übergang vom Strafvollzug in die Freiheit und im ersten Jahr 
nach der Haftentlassung. Die auf 12 Jahre angelegte Studie erfasst zu mehreren Zeitpunkten 
des Haft- und Behandlungsverlaufs sowie in der Nachentlassungsphase und im Prozess der 
Wiedereingliederung theoretisch begründete Merkmale im Hinblick auf Ausprägungen und 
Veränderungen, wobei der Kontrolltheorie besondere Aufmerksamkeit gilt. Durch das auch 
die Nachentlassungssituation einschließende und Kontrollgruppen berücksichtigende Design 
werden differenzierte und die Auswirkungen der Sozialtherapie nachvollziehbar darstellende 
Analysen ermöglicht. Nach dem Abschluss der Datenerhebungen im Strafvollzug wurden die 
Bundeszentralregisterauszüge angefordert, die nunmehr der Durchführung von Analysen zum 
Rückfall dienen. In der Untersuchung der Wiedereingliederung und des Abbruchs bzw. des 
Fortsetzens krimineller Aktivitäten wurde über die Erhebung der registrierten Kriminalität in 
einer Selbstberichtsstudie das Dunkelfeld einbezogen. Damit wird nicht nur die Nachentlas-
sungssituation aufgegriffen und in einen auch theoretisch belangvollen Zusammenhang mit 
den (sozialtherapeutischen) Vollzugsverläufen gestellt. Mit der Dunkelfeld- und Wiederein-
gliederungsstudie wird erstmals ein Forschungsmodul implementiert, das über die offiziell 
bekannt gewordene Kriminalität hinausgeht und eine international feststellbare Forschungs-
lücke schließt. Somit ist eine differenzierte Untersuchung des offiziell registrierten und im 
Dunkelfeld verbleibenden Rückfalls von Sexual- bzw. Gewaltstraftätern unterschiedlichen 
Alters unter Berücksichtigung verschiedener Interventionen (Regelvollzug versus Sozialthe-
rapie) möglich. In einer gesonderten und qualitativ orientierten Studie erfuhr die Fragestel-
lung des Abbruchs von kriminellen Karrieren (desistance) besondere Aufmerksamkeit. Die 
Untersuchung des Abbruchs krimineller Karrieren ist abgeschlossen und wird Anfang 2019 
veröffentlicht. Neben dem Hauptprojekt der Evaluation von Behandlungsmaßnahmen bei 
erwachsenen Sexual- und Gewaltstraftätern widmet sich eine Teilstudie dezidiert der Unter-
suchung jugendlicher Gefangener mit derselben Fragestellung und dem gleichen Forschungs-
design, das auch für die Studie der Erwachsenen handlungsleitend ist. Der Gesamtbericht 
zur Evaluation der Sozialtherapie in Sachsen wird 2019 veröffentlicht werden.

Schließlich wurde eine international vergleichende Untersuchung zu den rechtlichen Rah-
menbedingungen der Gefährderüberwachung fertiggestellt und veröffentlicht (Chalkiadaki, 
V.: Gefährderkonzepte in der Kriminalpolitik. Rechtsvergleichende Analyse der deutschen, 
französischen und englischen Ansätze. Springer, Wiesbaden 2017).
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3. Schwerpunkt: Innere Sicherheit, organisierte Kriminalität, Terrorismus – 
gesellschaftliche Wahrnehmungen und Reaktionen

Die Arbeiten im Forschungsschwerpunkt „Innere Sicherheit“ konzentrieren sich sowohl auf die 
objektive Sicherheitslage als auch subjektive Wahrnehmungen von Sicherheit (bzw. Unsicher-
heit). Im Zentrum der Untersuchungen stehen mehrere Kooperationsprojekte, die sich aus kom-
plementären, interdisziplinär angelegten Modulen zusammensetzen. Dabei handelt es sich um 
das Projekt „Barometer Sicherheit in Deutschland“ (BaSiD), das in seinen zentralen Bestandteilen 
im Berichtszeitraum fertigstellt worden ist. Untersuchungen zu „Kriminalitätswahrnehmungen 
und -erfahrungen im europäischen Vergleich“ sind in verschiedenen Zeitschriftenartikeln präsen-
tiert worden. Aus ihnen ergibt sich die erhebliche Bedeutung von sozialer Sicherheit und von ver-
tikalem Vertrauen für das Ausmaß von Unsicherheitsgefühlen und Kriminalitätsangst. In diesen 
Analysen erfolgt eine systematische und innovative Verknüpfung von kriminologischer, soziologi-
scher, (sozial-)psychologischer und politischer Theorie. 

Sicherheit hat sich zu einem Leitmotiv von Politik und „Good Governance“ entwickelt. Mit „Si-
cherheit“ werden komplexe Grundlagenfragen auch der Kriminologie und des Strafrechts an-
gesprochen, die mit BaSiD aufgegriffen wurden. In diesem Projekt wurden Wahrnehmungen, 
Lagebilder, Bedingungen und Erwartungen zur Sicherheit sowie Zusammenhänge zwischen Si-
cherheitswahrnehmung und technisierten Formen der sozialen Kontrolle und Überwachung in 
einem Verbund aus dem Max-Planck-Institut als Konsortialführer, vier Universitäten, die ver-
schiedene Disziplinen repräsentieren (Soziologie, Medienwissenschaft, Katastrophenforschung 
und Ethik), dem Bundeskriminalamt sowie dem Fraunhofer Institut für System- und Innovati-
onsforschung ermittelt und analysiert. Die exemplarische Studie basiert auf der Kombination von 
grundlegender Datenerhebung, Methodenentwicklung und anwendungsorientierter Auswertung 
in einem gesellschaftswissenschaftlichen Verbund, der auch die Ausleuchtung ethischer Frage-
stellungen und der Grenzen von Sicherheitsforschung vorsieht. Design, Methodik und Resul-
tate dieser Studie dienen als Grundlage und Orientierungsmaßstab für die Durchführung von 
(deutschen wie europäischen) Vergleichs- und Folgestudien. Mit der Erforschung von wahrge-
nommenen und gefühlten Sicherheiten schloss das Projekt eine bedeutsame Wissenslücke in 
der Sicherheitsforschung. Zudem gelang es dem Konsortium auf innovative Weise, Grundlagen-
forschung, qualitative und quantitative empirische Ergebnisse sowie praktische Umsetzbarkeit 
miteinander zu verbinden. Die Grundlagenforschung ermöglicht es, fundierte und die Disziplinen 
übergreifende Erkenntnisse zur Sicherheit und vor allem zu Zusammenhängen zwischen Sicher-
heitstechnologien und Sicherheitswahrnehmungen zu gewinnen. Die Untersuchung bietet neben 
der Herstellung einer soliden empirischen Grundlage eine umfassende Bestandsaufnahme zu ob-
jektivierten und subjektiven Sicherheiten sowie ihre Einbettung in eine disziplinübergreifende 
Theorie. 

Angesichts der zentralen Stellung von Sicherheit in modernen Gesellschaften spricht das Verbund-
projekt BaSiD auch Politik und Öffentlichkeit an. Die Datenanalysen sind im Berichtszeitraum 
in allen Modulen abgeschlossen worden. Im Anschluss an das Erscheinen des Abschlussberichts 
zum Modul der gesamtdeutschen Dunkelfeldstudie 2012 wurden die Ergebnisse zum Barome-
ter Sicherheit für alle Teilmodule veröffentlicht (Haverkamp, R., Arnold, H. (Hrsg.): Subjektive  
und objektivierte Bedingungen von (Un-)Sicherheit. Studien zum Barometer Sicherheit in 
Deutschland (BaSiD). Duncker & Humblot, Berlin 2015). Vertiefende Analysen erfolgten in ei-
nem in der Forschungsreihe des Bundeskriminalamts herausgegebenen Sammelband (Birkel, C., 
Hummelsheim-Doss, D., Leitgöb-Guzy, N., Oberwittler, D. (Hrsg.): Opfererfahrungen und krimi-
nalitätsbezogene Einstellungen in Deutschland. Vertiefende Analysen des Deutschen Viktimisie-
rungssurvey 2012 unter besonderer Berücksichtigung des räumlichen Kontextes. Reihe „Polizei + 
Forschung“ 49. Bundeskriminalamt, Wiesbaden 2016). Das dem Viktimisierungssurvey zugrunde 
liegende Erhebungsinstrument wurde nunmehr in einer zweiten nationalen Viktimisierungsunter-
suchung eingesetzt. In die Auswertung der zweiten Befragungswelle ist das Max-Planck-Institut 
eingebunden. Damit wird BaSiD zum Ausgangspunkt für regelmäßig wiederholte Kriminalitäts-
surveys, die in Zukunft die unerlässliche Grundlage für die Analyse von Kriminalitätsentwicklun-
gen auf der Grundlage offizieller Datenbestände und von Befragungsdaten herstellen werden. 
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Die in BaSiD aufgeworfenen Fragestellungen wurden in einer weiteren Untersuchung, die sich 
mit der Bedeutung kriminalitätsbezogener Unsicherheitswahrnehmungen für die Lebensqualität 
und das soziale Leben in Großstädten befasst, vertieft. Angesichts des demographischen Wandels 
und einer zunehmenden Alterung der Bevölkerung wird sich gerade die Frage nach der Sicherheit 
und der Sicherheitsgefühle älterer Menschen in Zukunft verstärkt stellen. Das Verbundprojekt 
„Sicherheit älterer Menschen im Wohnquartier. Analysen und Konzeption des Praxismodells ‚Se-
niorensicherheitskoordination‘“ (SENSIKO) stellt Unsicherheitswahrnehmungen in den breite-
ren Kontext des kollektiven Sozialkapitals in Wohnquartieren. Damit werden die Bezüge zwischen 
Kriminalitätsfurcht und dem sozialen Klima in Wohnquartieren betont. Ältere Menschen werden 
zwar seltener Opfer, haben jedoch aufgrund erhöhter Verletzlichkeit intensivere Furcht vor Kri-
minalität als jüngere und reagieren stärker mit Rückzugs-und Vermeidungsverhalten und damit 
geringerer sozialer Teilhabe. Dies kann negative Konsequenzen für die Lebensqualität und das 
kollektive Sozialkapital in Wohnquartieren haben. Die Untersuchung basiert auf einem Mehrebe-
nen- und Längsschnittdesign, mit dem Befragungs-, Beobachtungs- und Strukturdaten auf einer 
kleinräumigen Ebene zusammengeführt werden. In einer anwendungsorientierten Perspektive 
der Sozialraumforschung wurden ferner Handlungsansätze der Prävention von Kriminalität und 
Unsicherheitsempfinden und der Förderung gesellschaftlicher Teilhabe und des lokalen Sozial-
kapitals praxisnah entwickelt und gleichzeitig evaluiert. Das Projekt wurde im Berichtszeitraum 
abgeschlossen. Der Forschungsbericht wurde veröffentlicht (Oberwittler, D., Gerstner, D., Jans-
sen, H.J.: Ergebnisse der SENSIKO-Studie zur Sicherheitslage und Sicherheitswahrnehmung im 
Alter. In: Projektberichte (working papers) SENSIKO – Sicherheit älterer Menschen im Wohn-
quartier 4, 2016). 

In einem im Jahr 2016 begonnenen Projekt werden zentrale Annahmen des Predictive Poli-
cing untersucht. Es geht hier um die Evaluation eines baden-württembergischen Pilotprojekts, 
das vor dem Hintergrund eines deutlichen Anstiegs der Wohnungseinbrüche in Deutschland 
in Gang gesetzt wurde, um diesen Trend zu stoppen oder im besten Fall umzukehren. Dabei 
wird auf Methoden des Predictive Policing, also der auf statistischen Vorhersagen basierenden 
Vorbeugung in besonders gefährdeten Räumen gesetzt. In Baden-Württemberg wurde hierzu am 
30.10.2015 das Pilotprojekt Predictive Policing P4 gestartet. Dieses wurde unter Leitung einer 
Projektgruppe des Landeskriminalamtes Baden-Württemberg in den Polizeipräsidien Stuttgart 
und Karlsruhe durchgeführt. Wie auch im Bundesland Bayern und in einigen Gebieten der 
Schweiz kam dabei die Software PRECOBS des Instituts für musterbasierte Prognosetechnik 
aus Oberhausen zum Einsatz. Das Max-Planck-Institut übernahm die Untersuchung der Imple-
mentation sowie der Evaluation. Die Ergebnisse verweisen darauf, dass Effekte des predictive 
policing nur schwach ausfallen. In einer Anschlussuntersuchung, die nunmehr experimentell 
angelegt ist, werden die Untersuchungen vertieft. Der Forschungsbericht wird in der ersten 
Jahreshälfte 2019 vorliegen. 

Der „Fachdialog Sicherheitsforschung“, an dem das Max-Planck-Institut sowie das Soziologische 
Institut der Universität Freiburg unter Leitung des Fraunhofer Instituts für System- und Inno-
vationsforschung (ISI/Karlsruhe) teilnahmen, war auf sicherheitstechnologische Aspekte kon-
zentriert. Auf der Grundlage eines fachlich-interdisziplinären Austausches wurden grundlegende 
Entwicklungen der gesellschaftlichen Sicherheitskultur sowie der institutionellen Sicherheitsar-
chitektur erfasst. Mit mehreren Workshops zu sicherheitsbezogenen Themen wurde der Fachdi-
alog abgeschlossen. Die interdisziplinäre Reihe „Schriften zum Fachdialog Sicherheitsforschung“ 
und die seit 2016 erfolgende Herausgabe des „European Journal for Security Research“ werden 
Ergebnisse europaweiter, interdisziplinärer empirischer Sicherheitsforschung abbilden.

Ein bislang vernachlässigtes Forschungsfeld wird mit dem 2014 initiierten Projekt WiSKoS auf-
gegriffen. WiSKoS zielt auf die systematische Erfassung der Wirtschaftsspionage und Konkur-
renzausspähung, der darauf bezogenen staatlichen Kontrollstrukturen und der innerbetrieblichen 
Erkennungs- und Präventionsstrategien in Deutschland und Europa. Neben einer Bestandsauf-
nahme des Status Quo wird der Optimierungsbedarf ermittelt, was die Suche nach Alternativ-
modellen und -strategien im europäischen Ausland einschließt. Die Untersuchung umfasst im 
Übrigen die Erhebung von Befragungsdaten sowie Aktenanalysen.  
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4. Schwerpunkt: Kriminalität, sozialer Kontext und sozialer Wandel

Der Forschungsschwerpunkt „Kriminalität, sozialer Kontext und sozialer Wandel“ bündelt Un-
tersuchungen, die sich aus verschiedenen Perspektiven mit Fragestellungen sich verändernder 
Bedingungen der Entstehung von Kriminalität und damit auch verknüpften Veränderungen straf-
rechtlicher Sozialkontrolle befassen.

Einen zentralen Bestandteil dieses Schwerpunkts stellen die Freiburger Kohortenstudie zur Ent-
wicklung polizeilich registrierter Kriminalität und strafrechtlicher Sanktionierung auf der Grund-
lage verschiedener Geburtskohorten in Baden-Württemberg sowie Untersuchungen zu „Polizei 
und Jugendliche[n] in multi-ethnischen Gesellschaften“.

Bei der Freiburger Kohortenstudie handelt es sich um ein langfristig angelegtes Projekt der kri-
minologischen Grundlagenforschung, das durch sein besonderes Kohortendesign einzigartig in 
der Bundesrepublik ist. Der Schwerpunkt der seit den 1980er Jahren kontinuierlich fortgeschrie-
benen Studie liegt in der Schaffung einer stabilen Datengrundlage zur Analyse delinquenten 
Verhaltens im Lebenslauf. Dieser ist nun in der Geburtskohorte von 1970 von einem Alter von 
7 Jahren (Polizei) bzw. 14 Jahren (Justiz) bis zu einem Alter von knapp 50 Jahren erfasst. Mit 
diesen Daten kann ferner die Entwicklung offiziell registrierter Kriminalität seit der Mitte der 
1980er Jahre nachverfolgt werden, wobei die mehrfachen Ziehungen von Geburtskohorten dif-
ferenziertere Analysen zulassen, als dies anhand der amtlichen Statistiken (z.B. PKS) möglich 
wäre. Nicht zuletzt können die Art der justiziellen Reaktion in Abhängigkeit von deliktspezifi-
schen und biographischen Faktoren untersucht sowie die Veränderungen in den justiziellen Re-
aktionsformen über die letzten drei Jahrzehnte aufgezeigt werden. Die Größe der untersuchten 
Populationen – jeweils komplette Geburtsjahrgänge aus ganz Baden-Württemberg – garantiert 
die Repräsentativität und Aussagekraft auch bei der Analyse seltener Kriminalitätsformen. Dies, 
zusammen mit der inzwischen abgedeckten Zeitspanne und der Erfassung von nicht nur Män-
nern, sondern auch Frauen, lässt der Studie auch im internationalen Vergleich einen besonderen 
Status zukommen. Im Übrigen ist auf die Erfüllung sehr aufwendiger Anforderungen des Daten-
schutzes hinzuweisen.

Das international vergleichende Projekt POLIS leistet einen Beitrag zu einem Forschungsfeld, 
das nicht nur wegen der in verschiedenen europäischen Ländern immer wieder aufflackernden 
Unruhen von hoher kriminalpolitischer Bedeutung ist, sondern vor allem wegen der Orientierung 
an Grundlagenfragen zu Interaktionen zwischen sozialer Kontrolle und (kollektiver) Gewalt sowie 
des vergleichenden und auf die Integration qualitativer und quantitativer Methoden angelegten 
Datenzugangs ein herausragendes theoretisches und methodisches Potenzial besitzt. In franzö-
sischen und britischen Großstädten ist es in den vergangenen Jahren wiederholt zu schweren 
gewaltsamen Jugendprotesten gekommen, die zumeist durch eskalierende Konflikte zwischen 
Polizei und Jugendlichen mit Migrationshintergrund ausgelöst wurden. Dies legt nahe, dass ein 
Mangel an Legitimität und Akzeptanz polizeilichen Handelns eine ernst zu nehmende Bedrohung 
für multi-ethnische urbane Gesellschaften darstellt. Vertrauen in die Polizei (und in andere staat-
liche Institutionen) ist das Ergebnis gesellschaftlicher Verfasstheit insgesamt, aber auch konkreter 
alltäglicher Erfahrungen der Bürgerinnen und Bürger mit den Repräsentanten des Staates. Tat-
sächlich zeigt der Vergleich Frankreich/Deutschland bedeutsame Unterschiede in polizeilichen 
Kontrollmustern und insbesondere im Ausmaß des Vertrauens von jungen Menschen in die Poli-
zei. Ein besseres Verhältnis der deutschen Polizei zur „Problem-Klientel“ liegt nicht nur an dem 
geringeren Ausmaß sozialer und städtebaulicher Segregation, sondern auch an einer erfolgreichen 
kommunikativen Strategie und einem Rollenverständnis, die auf Deeskalation ausgerichtet sind. 
Die Ergebnisse der Untersuchungen wurden in mehreren Forschungsberichten veröffentlicht 
(Hunold, D.: Polizei im Revier. Polizeiliche Handlungspraxis gegenüber Jugendlichen in der mul-
tiethnischen Stadt. Duncker & Humblot, Berlin 2015; Schwarzenbach, A.: Youth-Police Relation 
in Multi-Ethnic Cities. Duncker & Humblot, Berlin 2018; Oberwittler, D., Roché, S. (Hrsg.), 
Police-Citizen Relations around the World. Comparing Sources and Contexts of Trust and Legiti-
macy. Routledge, London 2018).
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In der Untersuchung „Intensivbewährung und jugendliche Intensivtäter“ wurde auf der Basis 
einer Triangulationsstudie das Modellprojekt „Rubikon“ der Bewährungshilfe am Landgericht 
München I evaluiert, das seit 2010 eine gezielte Betreuung jugendlicher und heranwachsender 
Intensiv- und Mehrfachtäter in München vorsieht. Im Vordergrund standen dabei neben dichten 
Beschreibungen der für Intensivtäter implementierten polizeilichen, fürsorgerischen und päda-
gogischen Maßnahmen Fragestellungen zur Fortsetzung und zum Abbruch krimineller Karrieren 
(desistance). Ferner wurde ein Evaluationsdesign implementiert, das der Entwicklung adäqua-
ter Kontrollgruppen besondere Aufmerksamkeit zollt. Die Untersuchung ist abgeschlossen. Die 
Veröffentlichung der Ergebnisse ist in der kriminologischen Berichtsreihe für 2018 vorgesehen 
(Walsh, M.: Intensive Bewährungshilfe und junge Intensivtäter. Eine empirische Analyse des 
Einflusses von Intensivbewährungshilfe auf die kriminelle Karriere jugendlicher und heranwach-
sender Mehrfachauffälliger in Bayern. Duncker & Humblot, Berlin 2018).

5. Schwerpunkt: Kriminalpolitik und rechtsstaatliche Entwicklung 
in Übergangsgesellschaften

In diesem Forschungsschwerpunkt wurden in Zusammenarbeit mit der China University for Poli-
tical Sciences and Law in dem Ende 2013 eröffneten Center for Chinese Legal Studies regelmä-
ßig Seminare durchgeführt, die sich mit der Modernisierung von Strafjustizsystemen befassten.

Die Zusammenarbeit mit Universitäten aus der Region des Kaukasus wurde fortgeführt und wei-
ter vertieft. Die Kooperation schließt an die in den 1980er Jahren durchgeführten Deutsch-So-
wjetischen Kolloquien zu Strafrecht und Kriminologie an und gliedert sich somit in den Aufbau 
von wissenschaftlichen Beziehungen zwischen der Kriminologischen und der Strafrechtlichen 
Abteilung des Instituts und den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion ein. In den Be-
richtszeitraum fallen verschiedene Veranstaltungen am Freiburger Institut sowie in Georgien, die 
sich mit Fragen der strafrechtlichen Reformprozesse in den Ländern der ehemaligen Sowjetunion 
sowie der Entwicklung der Kriminalität befassten. Dabei lag der Schwerpunkt auf der organisier-
ten Kriminalität und der Wirtschaftskriminalität. 

Die thematische Ausrichtung der „International Max Planck Research School on Retaliation, 
Mediation and Punishment“ schließt besondere Fragestellungen von Übergangsgesellschaften 
ein.
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Erster Forschungsschwerpunkt

Strafverfahren und Sanktionen  
im Wandel
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Mit dem Übergang der Gesetzgebungskompetenz für das Strafvollzugsrecht 
haben einige Bundesländer das Behandlungsangebot in den Vollzugsanstalten 
um bis dahin vernachlässigte opferbezogene Elemente ergänzt, die auch den 
Täter-Opfer-Ausgleich einschließen. Zu diesen Ländern zählt auch Baden-
Württemberg, wo das Konzept der Restorative Justice nun auch im Strafvollzug 
nutzbar gemacht werden soll, zum einen zur Vermittlung von Einsicht und sozialer 
Kompetenz sowie als konkretes Lernfeld sozialer Verantwortungsübernahme für 
die Gefangenen, zum anderen um auch Opfern schwerer und schwerster Straftaten 
den Zugang zum TOA und dessen Potenzial zur Unterstützung von Tatverarbeitung 
und Wiedergutmachung zu ermöglichen. Der Strafvollzug kann hier einen ge-
schützten (äußeren) Rahmen bieten, in dem sich die Opfer sicher fühlen können.

In einem Modellprojekt wurde das Konzept 2013/2014 in vier Justizvollzugs-
anstalten praktisch erprobt, die das gesamte Spektrum des Strafvollzugs einschl. 
jugendlicher und weiblicher Gefangener abdecken: Adelsheim, Heimsheim/
Pforzheim, Schwäbisch Gmünd und Rottenburg. Das Projekt ist im bundesweiten 
Vergleich das erste systematische Angebot im Justizvollzug. Es wurde durch das 
Max-Planck-Institut im Auftrag des baden-württembergischen Justizministeriums 
wissenschaftlich begleitet.

Die vorliegende Studie präsentiert die Ergebnisse der Begleitforschung. Sie basieren 
auf ausführlichen Analysen zu den in dem Modellprojekt bearbeiteten Fällen, 
dem Ablauf dieser Verfahren einschließlich der Unterschiede zum „traditionellen“ 
TOA sowie die Perzeption von Verfahrensverlauf und -ergebnissen durch die 
Beteiligten. Die Untersuchung basiert auf drei verschiedenen Zugängen und 
Datenquellen: 1. objektiven Verfahrensdaten, 2. aus Befragungen generierte 
Informationen zu Erfahrungen, Einstellungen und Motiven der beteiligten 
Parteien (Gefangene und Opfer) sowie 3. Einschätzungen und Bewertungen 
beteiligter Praktikerinnen und Praktiker aus den Vollzugsanstalten. Die Studie 
schließt mit praktischen Empfehlungen zur permanenten Implementation des 
Täter-Opfer-Ausgleichs als flächendeckendes Angebot im Strafvollzug.

ISBN 978-3-86113-262-2  (Max-Planck-Institut)
ISBN 978-3-428-15036-6  (Duncker & Humblot)
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Täter-Opfer-Ausgleich
im Strafvollzug
Wissenschaftliche Begleitung
des Modellprojekts Täter-Opfer-Ausgleich
im baden-württembergischen Justizvollzug

Schriftenreihe des Max-Planck-Instituts
für ausländisches und internationales 
Strafrecht

Kriminologische Forschungsberichte
Herausgegeben von Hans-Jörg Albrecht 
und Günther Kaiser

Band K 175

Dr. jur. Michael Kilchling ist wissenschaftlicher 
Referent in der Abteilung Kriminologie des Max-
Planck-Instituts für ausländisches und interna-
tionales Strafrecht und Lehrbeauftragter an der 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg. Promotion 
zu dem Thema „Opferinteressen und Strafver-
folgung“ (1995). Forschungsthemen sind neben 
der Viktimologie u.a. Organisierte Kriminalität, 
Geldwäsche, Gewinnabschöpfung, Jugendstraf-
recht, Täter-Opfer-Ausgleich und strafrechtliche 
Sanktionen. Er gehört mehreren deutschen 
und internationalen Vereinigungen an und ist 
Mitglied in verschiedenen wissenschaftlichen 
Expertengruppen und Beiräten. Er ist Autor 
und Mitherausgeber zahlreicher Publikationen 
mit viktimologischem Schwerpunkt.

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,  
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.  
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich 
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht geführte krimino-
logische Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst 
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht, 
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale 
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Weltgesellschaft“, 
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie 
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen 
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins- 
besondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der 
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches 
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht, 
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität 
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention,  
Reaktionen auf gefährliche Straftäter und Opferforschung.
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Ausgleich im Strafvollzug –
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gischen Justizvollzug. Kriminolo-
gische Forschungsberichte K 175. 
Berlin.

Erster Forschungsschwerpunkt

Täter-Opfer-Ausgleich im baden- 
württembergischen Justizvollzug
Wissenschaftliche Begleitung des Modellprojekts „Täter-Opfer-Ausgleich im baden- 
württembergischen Justizvollzug“

Mit der Übertragung der Gesetzgebungskom-
petenz für das Strafvollzugsrecht haben einige 
Bundesländer, darunter Baden-Württemberg, 
das Behandlungsangebot in den Vollzugsanstal-
ten um opferbezogene Elemente einschließlich 
des Täter-Opfer-Ausgleichs (TOA) ergänzt. 
Mit dieser Innovation wird dem TOA ein neues 
Fallspektrum schwerer Straftaten erschlossen. 

2013/14 wurde der TOA in einem Modellpro-
jekt in 4 Vollzugsanstalten in Baden-Württem-
berg erprobt. Das MPI hat das Projekt wissen-
schaftlich begleitet. Ziel der Evaluation war 
eine kritische Analyse des Implementations-
prozesses, die Bewertung der Durchführungs-
bestimmungen sowie eine Untersuchung der 
einbezogenen Fälle auch auf der Grundlage ei-
ner Einschätzung der Beteiligten (Opfer, inhaf-
tierte Täter). Die Studie schließt mit konkreten 
Empfehlungen für die Weiterentwicklung des 
Konzepts. Die Analysen basieren auf 3 verschie-
denen Zugängen und Datenquellen: projektbe-
gleitend erhobenen objektiven Verfahrensdaten, 
Daten aus einer schriftlichen Befragung von 
Gefangenen und einer telefonischen Befragung 
von Opfern sowie Einschätzungen und Bewer-
tungen der beteiligten Praktiker. 

Im Projektzeitraum wurden insgesamt 91 Verfah-
ren initiiert; daraus ergibt sich, hochgerechnet 
auf alle Strafgefangenen im Land, als aktuelle 
Momentaufnahme ein Potenzial von bis zu etwa 
446 Fällen pro Jahr. Sämtliche Verfahren gingen 
von Gefangenen aus; die eigentlich ebenfalls er-
wünschte Nachfrage von Opfern konnte noch 
nicht aktiviert werden. Deutliche Unterschiede 
zu anderen TOA-Formen ergeben sich u.a. in 
der zeitlichen Perspektive: die Straftaten lagen 
im Durchschnitt 41 Monate zurück. Der Zeitab-
lauf seit der Tat scheint sich in diesen schweren 
Fällen eher positiv auf die Erfolgsaussichten nie-
derzuschlagen; hierzu kann beim Täter die län-
gere Reflexionszeit, beim Opfer der Fortschritt 
in dem Tatbewältigungsprozess beitragen. 

Auf der Erfolgsseite sind zunächst 16 mit ei-
ner individuellen Vereinbarung abgeschlossene 

TOA-Verfahren zu verzeichnen. Das ist eine di-
rekte Erfolgsquote von 17,6 %. Zu berücksich-
tigen ist freilich, dass der vollzugbegleitende 
TOA neben der restorativ-opferbezogenen eine 
zweite, vollzugliche Dimension hat. Das ist 
bei der Erfolgsbeurteilung zu berücksichtigen. 
Beim TOA in seiner Funktion als Vollzugsmaß-
nahme können bereits die Selbstmeldung und 
die Teilnahme des Gefangenen an den Vorbe-
reitungsgesprächen als Behandlungserfolg ge-
wertet werden, auch wenn eine Opferreaktion 
ausbleibt. Während der Laufzeit wurden ledig-
lich 10 Verfahren aus Gründen abgebrochen, 
die der Verantwortungssphäre der Gefangenen 
zuzuordnen sind; sie sind nach den allgemei-
nen Maßstäben der Behandlungsevaluation die 
eigentlich relevante Abbrechergruppe. Zusam-
men mit zwei Opferrücktritten ergibt sich mit-
hin eine Misserfolgsquote von maximal 13 %. 
Eine konzeptionelle Schwachstelle des Modell-
projekts war die indirekte Opferansprache über 
die Staatsanwaltschaften, die ex post nicht kon-
trolliert werden konnte.

Die konkreten Ausgleichsinhalte sind vielfältig 
und reflektieren die individuelle Situation und 
persönlichen Bedürfnisse der Beteiligten. Ma-
terielle Wiedergutmachung spielt nahezu keine 
Rolle. Sehr individuell gestalten sich die von 
den Opfern genannten Teilnahmemotive und 
Erwartungen. Im Zentrum steht der Wunsch 
nach Kommunikation und nach der Beant-
wortung offengebliebener Fragen. Die Motiv-
analyse bei den Gefangenen zeigt, dass sich 
die große Mehrzahl während der Teilnahme 
tatsächlich mit der eigenen Tat und ihren Fol-
gen auseinandergesetzt und sich um eine Sen-
sibilisierung für die Opferperspektive bemüht 
hat. Dieser gesetzlich intendierte Lernerfolg 
war auch unabhängig davon festzustellen, ob 
das zusätzliche TOA-spezifische Ziel – der in-
terpersonale Kontakt – erreicht worden ist oder 
nicht. Beide Gruppen zeigten insgesamt eine 
hohe Zufriedenheit mit der Teilnahme.

Die Ergebnisse wurden u.a. als Band K 175 der 
kriminologischen Forschungsreihe publiziert.
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II. Forschungsprojekte

Die vorliegende explorative Studie wurde im Auftrag des Bundesministeriums 
der Justiz und für Verbraucherschutz erarbeitet. Sie untersucht, ob, in welchem 
Umfang und auf welche Weise die Opferschutzstandards, die sich seit vielen 
Jahren im Strafprozessrecht etabliert und bewährt haben, auch in andere ge-
richtliche Verfahrensordnungen, namentlich die ZPO, das FamFG und das 
ArbGG sowie das SGG, übertragen werden könnten und sollten. Obwohl die 
Risiken sekundärer Viktimisierung in diesen Verfahren nicht unbedingt geringer 
sind als im Strafverfahren, sind Opfer dort bis dato weitgehend schutzlos gestellt. 

Basierend auf einer viktimologischen Begründung der Ziele und Elemente eines 
effektiven prozessualen Opferschutzes werden die prozessbezogenen Schutzbe-
dürfnisse Betroffener jenseits des Strafverfahrens untersucht. Auf der Grundlage 
der aktuellen Opferschutzstandards im Strafprozessrecht werden sodann systema-
tisch und unter Berücksichtigung der strukturellen Unterschiede der Prozessarten 
wichtige Schutzlücken in den anderen Verfahrensordnungen identifiziert. Ab-
schließend werden verschiedene Bausteine für einen verbesserten Opferschutz in 
diesen Verfahrensordnungen zur Diskussion gestellt. Kurze Exkurse in das öster-
reichische und das schweizerische Recht runden die Analyse ab. Mit den Vor-
schlägen für die Umsetzung eines möglichst einheitlichen Schutzkonzeptes zu-
gunsten von Opfern für sämtliche gerichtlichen Angelegenheiten mit Bezug zu 
einem viktimologisch relevanten Geschehen betritt die Studie in Deutschland ein 
Stück weit Neuland. 

Ergänzt wird der Band durch einen aktuellen Gesetzesanhang. Er enthält ein 
Kompendium aller wesentlichen Normen mit Opferrelevanz im Volltext (StPO, 
ZPO, GVG, FamFG, ArbGG, SGG/SGB X und PsychPbG; Stand 31. Dezember 
2017).

ISBN 978-3-86113-267-7 (Max-Planck-Institut)
ISBN 978-3-428-15196-7 (Duncker & Humblot)
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Perspektiven zur Übertragung opferschützender 
Normen aus dem Strafverfahrensrecht in andere 
Verfahrensordnungen Schriftenreihe des Max-Planck-Instituts
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Kriminologische Forschungsberichte
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und Günther Kaiser
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Dr. jur. Michael Kilchling ist wissenschaftlicher 
Referent in der Abteilung Kriminologie des Max-
Planck-Instituts für ausländisches und interna-
tionales Strafrecht und Lehrbeauftragter an der 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg. Promotion 
zu dem Thema „Opferinteressen und Strafver-
folgung“ (1995). Er gehört mehreren deutschen 
und internationalen Vereinigungen an und ist 
Mitglied in verschiedenen wissenschaftlichen 
Expertengruppen und Beiräten. Er war an 
der Ausarbeitung der Europaratsempfehlung 
R(2006)8 über die Unterstützung für Opfer 
von Straftaten und der Vorbereitung der EU-
Richtlinie 2012/29/EU über Mindeststandards 
für die Rechte, die Unterstützung und den 
Schutz von Opfern von Straftaten beteiligt und ist 
Autor und Mitherausgeber zahlreicher Publika-
tionen mit viktimologischem Schwerpunkt. 

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,  
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.  
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich 
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht geführte krimino-
logische Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst 
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht, 
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale 
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Weltgesellschaft“, 
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie 
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen 
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins- 
besondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der 
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches 
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht, 
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität 
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention,  
Reaktionen auf gefährliche Straftäter und Opferforschung.
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Erster Forschungsschwerpunkt

Übertragung opferschützender Normen aus dem 
Strafverfahrensrecht in andere Verfahrens- 
ordnungen

Konzepte und Regelungen zum Schutz von 
Opfern von Straftaten sind in Deutschland 
bislang auf das Strafverfahren fokussiert. Dort 
wurde seit den 1980er Jahren sukzessive eine 
Vielzahl von Regelungen implementiert, die 
die Gefahr sekundärer Viktimisierung, die 
im Zuge der strafrechtlichen Aufarbeitung 
von Straftaten (im Ermittlungsverfahren, 
im Hauptverfahren, unter Umständen auch 
nachwirkend bis ins Stadium des Strafvollzu-
ges) auftreten können, minimieren oder ganz 
vermeiden helfen sollen. Im Auftrag des Bun-
desministeriums der Justiz und für Verbrau-
cherschutz wurde untersucht, ob, in welchem 
Umfang und auf welche Weise die etablierten 
strafrechtlichen Opferschutzstandards auch 
in andere gerichtliche Verfahrensordnungen, 
namentlich die ZPO, das FamFG, das ArbGG 
sowie das SGG, übertragen werden könnten 
und sollten. 

Basierend auf einer viktimologischen Begrün-
dung der Ziele und Elemente eines effekti-
ven prozessualen Opferschutzes wurden die 
Schutzbedürfnisse Betroffener jenseits des 
Strafverfahrens untersucht. In diesem Schritt 
wurden verschiedene typische Verfahrenskon-
stellationen identifiziert, die in Zivil- und an-
deren nicht-strafrechtlichen Prozessen mit ver-
gleichbaren Risiken sekundärer Viktimisierung 
verbunden sein können. Zu unterscheiden sind 
hierbei situative Aspekte und strukturelle Fak-
toren. Situative Aspekte betreffen das Verfah-
ren und seinen Ablauf, die Öffentlichkeit sowie 
das Agieren des Gerichts und der Prozessbetei-
ligten, insbes. der gegnerischen Partei, d.h. des 
(mutmaßlichen) Täters. Zu den strukturellen 
Faktoren zählen die dem (adversatorischen) 
Zivilverfahren immanenten Strukturen und Re-
gularien. Für Opfer in der Parteirolle sind dies 
insbesondere die richterliche Anordnung des 
persönlichen Erscheinens der Parteien (Opfer 
und Täter), die Parteivernehmung, die fehlen-
de Kontrolle über Art und Inhalt des Prozess-
stoffes sowie das spezifische Kostenrisiko; für 
Opferzeugen sind die Risiken denjenigen im 
Strafprozess vergleichbar. 

Auf der Grundlage einer Bestandsaufnahme 
der aktuellen Opferschutzstandards im Straf-
prozessrecht seit Inkrafttreten des dritten Op-
ferrechtsreformgesetzes 2015 wurden sodann 
systematisch und unter Berücksichtigung der 
strukturellen Unterschiede der verschiedenen 
Prozessarten opferrelevante Regelungslücken in 
diesen Verfahrensordnungen identifiziert. Diese 
werden in Anlehnung an die Systematik des straf-
prozessualen Opferschutzes nach den Kategori-
en Informations-, Schutz- und Beistandsrechte 
differenziert; die vierte Kategorie der Aktivrechte 
war im Kontext dieser Analyse nicht relevant, da 
die Opfer in den untersuchten Verfahrensar-
ten a priori stets vollwertige Prozesspartei sind. 
Kursorische Exkurse in das österreichische und 
das schweizerische Recht beleuchten ergänzend 
den Status Quo des außerstrafrechtlichen Op-
ferschutzes in beiden Ländern. 

Basierend auf der Problemanalyse wurden ab-
schließend verschiedene Bausteine für einen 
verbesserten Opferschutz in den untersuchten 
Verfahrensordnungen entwickelt. Im Wesentli-
chen werden drei alternative Strategien für eine 
mehr oder weniger systemimmanente Weiter-
entwicklung des Opferschutzes zur Diskussion 
gestellt: (1.) eine Funktionserweiterung des 
Adhäsionsverfahrens, um nichtstrafrechtliche 
Anschlussstreitigkeiten konsequenter als bis-
lang in das Strafverfahren zu verlagern; (2.) eine 
möglichst umfassende Freistellung von Opfern 
oder jedenfalls der privilegierten Opfergruppen 
(vgl. § 397a StPO) von Kostenrisiken, insbe-
sondere für die anwaltliche Vertretung; (3.) 
eine sinngemäße Übertragung ausgewählter 
Schutzvorschriften aus dem Strafprozessrecht 
in die anderen Verfahrensordnungen, um auch 
dort eine möglichst opfersensible Prozesspraxis 
zu ermöglichen. Ein weiteres wesentliches Ele-
ment der Empfehlungen ist die Ausdehnung 
der psychosozialen Prozessbegleitung auf den 
Zivilprozess; dieser Reformschritt könnte auch 
unabhängig von den anderen initiiert werden. 

Die Ergebnisse wurden u.a. als Band K 179 der 
kriminologischen Forschungsreihe publiziert. 
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II. Forschungsprojekte

Gegenstand des Projekts ist die Durchsuchung 
von Wohn- und Geschäftsräumen (§§ 102 ff. 
StPO) einschließlich der Beschlagnahme (§§ 94 
ff.) und anschließenden Durchsicht (§ 110). Es 
handelt sich um ein traditionelles Ermittlungs-
instrument, das im Gegensatz zu den neueren 
verdeckten Maßnahmen offen ausgestaltet und 
auf den unmittelbaren physischen Zugriff auf 
Gegenstände ausgerichtet ist. Die Digitalisie-
rung des täglichen Lebens verändert freilich 
auch hier die Einsatzwirklichkeit, die heute 
immer häufiger auch digital gespeicherte Infor-
mationen auf Computern, Netzwerken, Mobil-
telefonen und Datenträgern aller Art umfasst. 
Damit steht die Durchsuchung – rechtlich wie 
funktional – an der Schnittstelle zu den ver-
deckten Ermittlungsinstrumenten, insbeson-
dere der Telekommunikations-, Verkehrsdaten- 
und Wohnraumüberwachung, und ist daher 
geeignet, zugleich Fragen des durch die Infor-
mationstechnologien hervorgerufenen Wandels 
des strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens zu 
untersuchen. Mitunter stehen verschiedene 
Maßnahmen für den Zugriff auf Datenbestände 
zur Verfügung. Hierfür steht exemplarisch das 
Smartphone. Dort sind zahlreiche Informatio-
nen gespeichert, insbes. Kontaktlisten und Ver-
bindungsdaten, die durch Beschlagnahme des 
Gerätes ebenso – und mitunter einfacher – er-
langt werden können wie durch eine geräteun-
abhängige Abfrage der Verkehrsdaten; und die 
gespeicherten Daten können im Ermittlungs-
verfahren unter Umständen denselben oder so-
gar einen höheren Informationswert haben wie 
ein abgehörtes Gespräch.
Die Untersuchung basiert auf der Analyse jus-
tizieller Verfahrensakten mit einer repräsenta-
tiven Stichprobe von N = 1.025 Verfahren aus 
Baden-Württemberg, Hessen, Nordrhein-West-
falen und Sachsen. Da keine gesonderte Erfas-
sung einschlägiger Verfahren existiert, erfolgte 
der Zugang zu den einschlägigen Fällen über 
die allgemeinen Verfahrensregister der Amts-
gerichte, wo Durchsuchungsbeschlüsse etwa 
20 bis 25 Prozent des Fallaufkommens ausma-
chen. Die Auswertung erfolgt auf der Basis von 
drei Erhebungsrastern: einem allgemeinen mit 
188 Variablen, einem Spezialraster für Fälle mit 
Computer- bzw. Datenbeschlagnahme mit 50 

Variablen und einem weiteren Sonderraster mit 
7 Zusatzvariablen für Fälle mit zeugnisverweige-
rungsberechtigten Betroffenen. 
Die Fragestellungen beziehen sich zunächst auf 
die Implementierung und Evaluation der Maß-
nahmen; dies betrifft insbesondere die Ressour-
cen der Durchsuchung, die Organisation der 
Abläufe, den Inhalt und die Begründung der 
Beschlüsse, die Betroffenen, Durchsuchungs-
ziele, Durchsuchungsobjekte und -gegenstände 
(einschl. digitaler Datenträger), Beteiligung und 
Einfluss der Verteidigung sowie die rechtliche 
und tatsächliche Relevanz der Durchsuchung 
für den weiteren Gang und endgültigen Aus-
gang der Verfahren. Im Durchschnitt wurden 
etwas mehr als drei verschiedene Objekte pro 
Beschluss durchsucht, am häufigsten Woh-
nungen (80 %), Büro-/Geschäftsräume (50 %), 
sonstige Nebenräume (82 %) oder Autos (63 %); 
in 59,6 % der Fälle kam es auch zur Durchsu-
chung einer Person.
Darüber hinaus gilt das Erkenntnisinteresse 
der Kontrollfunktion des Richtervorbehalts und 
der Verhältnismäßigkeit, die durch das Bundes-
verfassungsgericht, zuletzt in Beschlüssen aus 
den Jahren 2015, 2016 und 2017, eine deutli-
che Aufwertung erfahren haben. Ein wesentli-
ches Kriterium ist die Begründungsdichte der 
Beschlüsse. Im Durchschnitt umfassen die Be-
gründungen in dem Sample 141 Wörter; davon 
entfallen 116 auf die Darstellung des zugrunde 
liegenden Tatvorwurfs; explizite Ausführun-
gen zur Verhältnismäßigkeit beschränken sich 
auf lediglich 13,5 Wörter. In der Mehrzahl 
der Fälle (77 %) wurde die richterliche Anord-
nung in dem beantragten Umfang erlassen, in 
jedem fünften Fall sogar erweitert und nur in 
Einzelfällen beschränkt (2 %) oder in Gänze 
abgelehnt (1,6 %). 86 % aller Beschlüsse wur-
den bei der Auswertung als individualisiert ein-
geordnet, in 10 % der Fälle erschien die Be-
gründung formelhaft. Knapp zwei Drittel aller 
Beschlüsse basieren auf einer bereits von der 
Staatsanwaltschaft vorbereiteten Ausfertigung. 
Lediglich 5,2 % der Durchsuchungen fanden 
ohne vorherige richterliche Prüfung statt, n = 
41 wegen Gefahr im Verzug sowie n = 7 bei 
Verfolgung auf frischer Tat.
Der Forschungsbericht wird 2018 erscheinen.

Erster Forschungsschwerpunkt

Durchsuchungen – Reale und digitale Räume
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II. Forschungsprojekte

Leitung: 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht

Institutsmitarbeiter/-innen:
Dr. Michael Kilchling

externe Mitarbeiter/-innen:
Prof. Dr. Ralf Poscher 
(Universität Freiburg)
Dr. Philipp Lassahn, LL.M. 
(Universität Freiburg)

Zeitrahmen: 
2015–2017

Projektstatus: 
abgeschlossen

Erster Forschungsschwerpunkt

Evaluation der §§ 4a, 20j, 20k BKAG zur Abwehr 
von Gefahren des internationalenTerrorismus

Ziel des im Auftrag des Bundesministeriums des 
Innern durchgeführten Projekts war die Untersu-
chung der Anwendungspraxis von § 4a (Zustän-
digkeit des Bundeskriminalamtes zur Abwehr von 
Gefahren des internationalen Terrorismus), § 20j 
(Rasterfahndung) und § 20k BKAG (verdeckter 
Eingriff in informationstechnische Systeme, sog. 
'Online'-Durchsuchung). Diese Maßnahmen sind 
formell im Gefahrenabwehrrecht angesiedelt; die 
Analyse ihrer Anwendungspraxis ergänzt die kri-
minologischen Untersuchungen zum repressiven 
Einsatz verdeckter Maßnahmen. Die vorliegen-
de Darstellung konzentriert sich auf die Zusam-
menfassung der empirischen Analysen. Hierauf 
aufbauend wurden von den Projektpartnern der 
Universität der Reformbedarf im Hinblick auf die 
aktuelle Gesetzesfassung identifiziert und – unter 
Berücksichtigung der Leitaussagen des Bundes-
verfassungsgerichts aus der Entscheidung vom 
20.4.2016 – Empfehlungen für eine Weiterent-
wicklung des Normenbestandes erarbeitet. 
Ausgangspunkt der Arbeitsvorgänge ist eine 
Grundgesamtheit von 1.850 potenziellen Ver-
dachtsfällen im Untersuchungszeitraum (2009–
2014). Aus diesen Ausgangssachverhalten wurden 
nach vorläufiger Prüfung durch das BKA n = 17 
förmliche Gefahrenabwehrvorgänge generiert und 
weitergeführt. Dies sind die einschlägigen Fälle 
gemäß § 4a BKAG (sog. 4a-Lagen), insgesamt ein 
Anteil von 0,9 % der Ausgangssachverhalte. Direk-
te Zielpersonen der hier eingesetzten verdeckten 
Ermittlungsmaßnahmen zur Gefahrenabklärung 
waren 86 Personen; das sind im Durchschnitt 5,4 
direkt Betroffene pro Vorgang (potenzielle Gefah-
renverursacher). Weitaus größer war der Kreis der 
indirekt (mit-)betroffenen Personen. Ihre Anzahl 
summiert sich auf mindestens 1.621; das ergibt 
eine durchschnittliche Streubreite von ca. 101 
mutmaßlich unbeteiligten Dritten pro Fallkomplex 
(Höchstwert 612; nur in drei Fällen waren keine 
Unbeteiligten von Maßnahmen betroffen).
Insgesamt kamen in den untersuchten Verfahren 
n = 899 verdeckte Ermittlungsmaßnahmen zum 
Einsatz. Das ergibt eine durchschnittliche Ein-
griffsbreite von 56 Einzelmaßnahmen pro Fall. In 
dem überwachungsintensivsten Fallkomplex wur-
den 426 Maßnahmen durchgeführt. Dabei wurden 
nahezu alle im BKAG vorgesehenen Ermittlungs-
instrumente eingesetzt: längerfristige Observation, 
Bildaufnahmen, akustische Überwachung außer-
halb der Wohnung, Observation mit sonstigen 
technischen Mitteln, VP-Einsatz, Wohnraumüber-

wachung, Ausschreibung zur polizeilichen Beob-
achtung, Rasterfahndung, Online-Durchsuchung, 
Telekommunikationsüberwachung (TKÜ), Quel-
len-TKÜ, Verkehrsdatenerhebung, IMSI-Catcher. 
Am seltensten wurde mit nur einem einzigen Ein-
satz die Rasterfahndung durchgeführt, am häu-
figsten die TKÜ mit 397 sowie die Verkehrsdaten-
überwachung mit 323 Anwendungen. Anders als 
im repressiven Bereich steht dabei die TKÜ in der 
Variante der Inhaltsüberwachung an der Spitze. 
Dies ist auch plausibel erklärbar, da die individu-
elle und inhaltsbezogene Informationsgewinnung 
bei der Gefahrenabschätzung herausragende Be-
deutung hat. Die funktionale Informationsgewin-
nung aus kommunikationsbezogenen Metadaten 
hat quantitativ zwar ebenfalls erhebliche Bedeu-
tung, erscheint aber doch weniger dominant als im 
strafprozessualen Einsatz. Metadaten stehen dabei 
auch im Zusammenhang mit der technischen Vor-
bereitung anderer Maßnahmen, auch der Online-
Durchsuchung. Hingegen erfolgte im Untersu-
chungszeitraum keine einzige Funkzellenabfrage. 
Die Online-Durchsuchung soll den Sicherheitsbe-
hörden die Möglichkeit geben, auf die gespeicher-
ten Inhalte auf Computern potenzieller Gefährder 
zugreifen zu können. Hierfür muss eine individuell 
produzierte und programmierte Software ("Tro-
janer") in dem Zielsystem platziert werden. Die 
Maßnahme ist erfolgreich, wenn es tatsächlich zu 
der Ausleitung und Übermittlung von Daten aus 
dem Zielsystem kommt. Insgesamt wurden derar-
tige Einsätze gegen fünf Zielpersonen vorbereitet, 
beantragt und gerichtlich angeordnet. In vier Fäl-
len sind die Maßnahmen weiter bis in das Stadium 
des Aufspielens der Spähsoftware in die Zielsys-
teme gelangt. Am Ende kam es dann lediglich in 
einem Fall auch zum erfolgreichen Abschluss der 
Maßnahme, d.h. zur konkreten Datenausleitung 
aus den präparierten Zielsystemen (ein PC und ein 
Notebook). Die Ausleitungsfunktion war bis zur 
Deaktivierung insgesamt 86 Tage aktiv.
Die Untersuchung hat gezeigt, dass die evaluierten 
Normen in der Praxis bislang nur selten Anwen-
dung finden. Das liegt im Fall von § 20k BKAG vor 
allem an Schwierigkeiten bei der Aufbringung der 
Überwachungssoftware. Diese wird in der Praxis 
auch durch ein hochkonspiratives und technisch 
fortschrittliches Vorgehen der potenziellen Gefähr-
der erschwert. Auf der rechtlichen Ebene wurde 
neben Änderungen im Bereich des Kernbereichs-
schutzes u.a. empfohlen, die wissenschaftliche 
Evaluation auch für die Zukunft fortzuschreiben. 

Das Gutachten ist als Bundestags-
Drucksache 18/13031 vom 23.6.2017 
publiziert (auch online im Volltext 
verfügbar).
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Leitung: 
Dr. Carina Tetal
Dr. Volker Grundies

Zeitrahmen: 
2007–2019

Projektstatus: 
laufend

Erster Forschungsschwerpunkt

Legalbewährung nach strafrechtlichen 
Sanktionen

In dieser Studie wird die Legalbewährung von 
allen in Deutschland justiziell registrierten Per-
sonen in Abhängigkeit von Delikt, Sanktionsart 
und -höhe sowie möglichen Voreintragungen, 
der Region und soziodemografischen Merkma-
len wie Alter und Geschlecht untersucht. So 
kann zum Beispiel ermittelt werden, wie häufig 
es bei wegen Gewaltdelikten oder Sexualde-
likten bestraften Tätern zu Rückfällen kommt. 
Auch häufig geäußerte kriminalpolitische Auf-
fassungen zu unterschiedlichen Rückfallraten 
bei verschiedenen Sanktionstypen können mit 
dieser Untersuchung auf einer gesicherten 
Grundlage überprüft werden. Dabei muss al-
lerdings beachtet werden, dass zunächst einmal 
lediglich die Häufigkeit des Rückfalls benannt 
werden kann, ohne dass damit Aussagen über 
Kausalzusammenhänge getroffen werden kön-
nen. Geldstrafen werden von den Gerichten 
von vornherein bei weniger schweren Straftaten 
und bei Tätern mit günstigerer Sozialprogno-
se verhängt, sodass es sich bei den im Vollzug 
befindlichen Verurteilten um eine Art „Nega-
tivauslese“ handelt, deren häufigeres Versa-
gen bei der Legalbewährung nicht überrascht. 
Überraschend ist hier vielleicht eher, dass es 
dennoch vergleichsweise selten zu Rückfällen 
kommt. Kontrolliert man aber den Selektionsef-
fekt, so ist kein Unterschied des Rückfallrisikos 
zwischen den Sanktionsarten festzustellen.
In der dritten Erhebungswelle wurden Perso-
nen, gegen die im Jahr 2004, 2007 oder 2010 
entweder eine nicht freiheitsentziehende Sank-
tion verhängt wurde oder die aus dem Vollzug 
einer freiheitsentziehenden Sanktion entlas-
sen wurden, innerhalb eines dreijährigen bzw. 
neunjährigen Rückfallzeitraums daraufhin un-
tersucht, ob sie erneut wegen einer weiteren 
Straftat verurteilt wurden.
Die Ergebnisse der dritten Erhebungswelle 
wurden 2016 veröffentlicht. Das Projekt wird 
in Zusammenarbeit mit dem Institut für Krimi-
nalwissenschaften der Universität Göttingen 
durchgeführt. Auftraggeber des Projekts war 
das Bundesministerium der Justiz.
Im Folgenden werden einige Ergebnisse der 
Studie zusammengefasst:

	 Etwas mehr als ein Drittel der strafrechtli-
chen Sanktionierten bzw. aus der Haft Ent-
lassenen wurde innerhalb des Risikozeit-
raums von drei Jahren erneut straffällig.

	 Eine erneute strafrechtliche Reaktion führ-
te überwiegend nicht zu einer vollstreckten 
Freiheitsentziehung, sondern meist zu mil-
deren Sanktionen.

	 Entlassene Strafgefangene werden zwar am 
häufigsten rückfällig, aber nur ein Viertel 
der zu einer Freiheitsstrafe Verurteilten 
kehrt innerhalb von drei Jahren wieder in 
den Vollzug zurück.

	 Die Rückfallraten von zu Bewährungsstra-
fen Verurteilten liegen deutlich niedriger als 
die Rückfallraten von Strafentlassenen.

	 Die Rückfallhäufigkeit variiert stark nach 
Alter und Geschlecht. Jugendliche weisen 
mit über 40 % die höchste Rückfallrate auf, 
die über 60-Jährigen mit 15 % die geringste. 
Frauen werden deutlich seltener rückfällig 
als Männer.

	 Je schwerer die Vorstrafenbelastung, desto 
höher ist das Rückfallrisiko.

	 Die allgemeine Rückfälligkeit – gleichgül-
tig wegen welcher Straftat – unterscheidet 
sich stark bei verschiedenen Deliktsgrup-
pen. Die niedrigste Rückfallrate mit unter 
20 % weisen wegen Tötungsdelikten Verur-
teilte auf. Von den Tätern, die wegen eines 
Raubdelikts oder wegen einer schweren 
Form des Diebstahls verurteilt waren, wur-
de etwa jeder zweite rückfällig.

	 Einschlägige Rückfälle, d.h. erneute Ver-
urteilungen wegen einer Tat aus derselben 
Deliktgruppe, sind deutlich seltener als all-
gemeine Rückfälle. Etwas weniger als 1 % 
der sexuellen Gewaltstraftäter wurden in-
nerhalb von drei Jahren einschlägig rückfäl-
lig, knapp 3 % innerhalb von sechs Jahren 
und etwas mehr als 3 % innerhalb von neun 
Jahren.

Aktuell wird das Projekt um eine vierte Erhe-
bungswelle ergänzt, die von der DFG finanziert 
wird. Die Untersuchungsergebnisse sollen 
2019 veröffentlicht werden.

II. Forschungsprojekte
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II. Forschungsprojekte

Leitung: 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht
Dipl.-Psych. Dr. Gunda Wößner

Institutsmitarbeiter/-innen:
Katharina Meuer

Zeitrahmen: 
2010–2017

Projektstatus: 
abgeschlossen

Erster Forschungsschwerpunkt

Elektronische Aufsicht im Vollzug der 
Freiheitsstrafe in Baden-Württemberg

Vom 01.10.2010 bis 30.03.2012 wurde in 
Baden-Württemberg der Einsatz der elektro-
nischen Aufsicht im Vollzug der Freiheitsstrafe 
im Rahmen eines Modellprojekts erprobt. Das 
Gesetz sah drei Einsatzbereiche vor:

	 Einsatz der Fußfessel zur Vermeidung von 
Ersatzfreiheitsstrafen

	 Elektronische Aufsicht zur Entlassungs-
vorbereitung im elektronisch überwachten 
Hausarrest (i.d.R. vor Aussetzung einer 
Reststrafe)

	 Elektronische Aufsicht zur Gewährung von 
Vollzugslockerungen wie Freigang.

In dem begleitenden Forschungsprojekt wur-
den zunächst die Implementation, die Akzep-
tanz und die psychosozialen Effekte des Mo-
dellprojekts untersucht (vgl. Forschungsbericht 
2012–2014). Im Berichtszeitraum 2015–2017 
wurde die Rückfallstudie durchgeführt (Fol-
low-up: bis zu drei Jahren). Da sich aufgrund 
der strikten Anwendungsvoraussetzungen kei-
ne geeigneten Probanden für die Gruppe der 
Ersatzfreiheitsstrafen finden ließen, wurde für 
diese Zielgruppe keine Rückfallanalyse durch-
geführt. Grundlage der Rückfallstudie waren 
die während der Überwachungsphase erhobe-
nen Daten aus den Gefangenenpersonalakten, 
die offiziell registrierten Rückfalldaten aus 
den Bundeszentralregisterauszügen des Jahres 
2015 sowie die mit den Probanden geführten 
Interviews zu persönlichen Teilnahmegründen 
und Erfahrungen mit der elektronischen Über-
wachung. 

Das Modellprojekt basierte auf einem experi-
mentellen Studiendesign. Probanden, die sich 
zur Teilnahme an dem Modellprojekt bereit 
erklärten, wurden zufällig der Treatmentgrup-
pe unter elektronischer Aufsicht (elektronisch 
überwachter Hausarrest bzw. elektronisch 
überwachter Freigang) oder der im regulären 
Strafvollzug verbleibenden Kontrollgruppe 
zugeteilt. Im Rahmen des experimentellen 

Studiendesigns kam es aus unterschiedlichen 
Gründen zu Ausfällen: Von den ursprünglich 
zur Teilnahme gemeldeten 133 Probanden 
nahmen schließlich 92 an der Studie teil. Um 
den Einfluss möglicher Selektionseffekte auf-
grund des Probandenausfalls zu minimieren, 
wurde mittels des Matched-Pair-Verfahrens 
eine zweite „Zwillings“-Kontrollgruppe geschaf-
fen (n = 45), sodass die Treatmentgruppe so-
wohl mit der randomisierten Kontrollgruppe 
als auch der Zwillingsgruppe für die Rückfall-
analyse verglichen werden konnte. Neben den 
quantitativen Rückfallauswertungen wurden 
auch Erkenntnisse aus den qualitativ analy-
sierten Probandeninterviews zur Ergebnisinter-
pretation herangezogen (Triangulationsstudie). 
Anders als viele andere internationale Rück-
fallstudien zur elektronischen Aufsicht ist die 
vorliegende Untersuchung in eine ausführliche 
Analyse der Frage eingebettet, welche theoreti-
schen Annahmen einem rückfallvermeidenden 
Effekt nach Abnahme der Fußfessel überhaupt 
zugrunde liegen könnten. 

In beiden Anwendungsbereichen ergaben sich 
keine signifikanten Unterschiede in der Rück-
fallquote der Treatment- und der Kontrollgrup-
pe. Dieses Ergebnis bestätigte sich sowohl in 
weiteren methodischen Analysen (Regressions-
analysen, Überlebenskurven und Cox-Regres-
sion) als auch unter Einbezug der Matched-
Pair-Daten. 

Der Rückfall der untersuchten Zielgruppen 
steht zwar mit anderen Faktoren im Zusam-
menhang (z.B. Substanzmissbrauch, Locke-
rungen, Vorstrafen) ist aber unabhängig von 
der hier erprobten Maßnahme der elektro-
nischen Aufsicht. Die Ergebnisse werden 
eingerahmt in die qualitativen Ergebnisse 
und theoretische Überlegungen zur rückfall-
verhindernden Wirkung (vgl. Meuer, Legal-
bewährung nach elektronischer Aufsicht im 
Vollzug der Freiheitsstrafe, zugl. Dissertati-
on).
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Leitung: 
Dr. Linn Katharina Döring

Zeitrahmen: 
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Projektstatus: 
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Erster Forschungsschwerpunkt

Sozialarbeiter vor Gericht? Grund und Grenzen 
einer Kriminalisierung unterlassener staatlicher 
Schutzmaßnahmen in tödlichen Kinderschutz-
fällen in Deutschland und England
Seit Mitte der 1990er Jahre sind in Deutsch-
land öffentlichkeitswirksame tödlich verlau-
fende Kinderschutzfälle in Strafverfahren ge-
gen fallbetreuende Sozialarbeiter aufgearbeitet 
worden. Diesen Sozialarbeitern ist vorgeworfen 
worden, den Tod der Kinder durch Versäumnis-
se verursacht zu haben. Zuletzt hat beispiels-
weise im Freiburger Raum der Fall des von sei-
nem Stiefvater tödlich misshandelten „Alessio“ 
zu einem Strafbefehl gegen den fallzuständigen 
Sozialarbeiter im Jugendamt geführt. Die auf 
eine fahrlässige Unterlassungsstrafbarkeit der 
beschuldigten Sozialarbeiter gestützten Straf-
verfahren haben das deutsche Kinderschutzsys-
tem stark auf gesetzlicher und fachlicher Ebene 
beeinflusst und das strafrechtliche wie gesell-
schaftliche Ursachen- und Verantwortungsver-
ständnis in diesem Kontext erweitert. 

In England/Wales ist es dagegen bis heute zu 
keiner strafrechtlichen Aufarbeitung einer 
Schuld der beteiligten Kinderschutzfachkräf-
te gekommen, obwohl oder gerade weil töd-
lich verlaufende Kinderschutzfälle medial und 
politisch eine im Vergleich zu Deutschland 
noch größere Resonanz erzeugt haben. So hat 
beispielsweise der Londoner Fall „Baby P“ im 
Jahre 2007/2008 zu einer jahrelangen medialen 
und politischen Treibjagd auf die betroffenen 
und noch immer nicht rehabilitierten Kinder-
schutzfachkräfte geführt. 

Das methodisch auf einen funktionalen Rechts- 
und Maßnahmenvergleich sowie auf qualitati-
ve Interviews mit englischen Rechts- und Kin-
derschutzexperten gestützte Forschungsprojekt 
untersucht, ob, wie, mit welcher Begründung 
und warum es zu einem oder eben keinem 
strafrechtlichen Umgang bzw. einer verstärkten 
sozialen Kontrolle von Versäumnissen in fehl-
geschlagenen Kinderschutzfällen in Deutsch-
land und England gekommen ist. Dabei wird 
auf strukturelle und funktionale Erklärungsan-
sätze Bezug genommen, die beispielsweise das 
Unterlassungs- und Fahrlässigkeitsverständnis 
und die strafprozessualen Strukturen beider 

Länder, den deutschen Mangel an anderwei-
tigen Aufarbeitungsinstrumenten und verwal-
tungsinternen Disziplinierungsmaßnahmen 
sowie das Verständnis von den Strafzwecken 
umfassen. 

Es wurde festgestellt, dass die deutsche Straf-
justiz mit den Strafverfahren zum Schutz von 
Kindern rechtspolitische Kompetenz im Be-
reich des Kinderschutzes an sich gezogen hat, 
indem sie der Profession der Sozialarbeit über 
die strafrechtliche Drohwirkung „straf-rechtli-
che Schutzstandards“ aufgegeben hat, was wie-
derum von Rechtswissenschaftlern, Rechtspo-
litik, aber auch der Profession selbst akzeptiert 
oder sogar begrüßt worden ist.

Schließlich wird im Projekt die Frage beant-
wortet, ob Strafverfahren gegen staatlich be-
stellte Kinderschutzpersonen die intendierten 
Funktionen erfüllen und welche Lösungsmög-
lichkeiten sich anbieten. Dabei kam das For-
schungsprojekt zu dem Ergebnis, dass Straf-
verfahren eine öffentliche und strukturierte 
Aufarbeitung von Kinderschutzfällen über-
haupt ermöglicht und vorangetrieben haben, 
die strafrechtliche Ursachenaufklärung aber 
unter einer Verengung der Verantwortungsfra-
ge leidet. Angesichts von angstbedingten Ver-
meidungsverhaltensweisen der Fachkräfte be-
hindert dies ein Lernen aus Fehlern und führt 
zu einem unausgewogenen Kinderschutzan-
satz mit stark vermehrten Inobhutnahmen und 
defensiver Praxis. Auch aus Schuldgesichts-
punkten ist die Zuschreibung der Verursa-
chung einer tödlichen Misshandlung an eine 
Kinderschutzfachkraft angesichts der Vielzahl 
an Faktoren und Beteiligten in Kinderschutz-
verläufen sowie der Schwierigkeit einer Vor-
hersage schwerer Gewalt an Kindern häufig 
zweifelhaft. Allerdings bietet die strafrecht-
liche Aufarbeitung der Fälle rechtsstaatliche 
Garantien für die betroffenen Sozialarbeiter, 
die sich die englischen Kollegen angesichts 
ihrer extremen politischen und medialen An-
feindungen wünschen würden.
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Erster Forschungsschwerpunkt 

Intensive Bewährungshilfe und jugendliche 
Intensivtäter
Eine empirische Analyse des Einflusses von Intensivbewährungshilfe auf die kriminelle 
Karriere junger Intensiv- und Mehrfachtäter in Bayern

In der Untersuchung „Intensivbewährung 
und jugendliche Intensivtäter. Eine empiri-
sche Analyse des Einflusses von Intensivbe-
währungshilfe auf die krimineller Karriere 
junger Intensiv- und Mehrfachtäter in Bay-
ern“ wurde auf der Basis einer Triangulati-
onsstudie das Modellprojekt „Rubikon“ der 
Bewährungshilfe am Landgericht München I 
evaluiert. Rubikon sieht seit 2010 eine ge-
zielte Betreuung jugendlicher und heran-
wachsender Intensiv- und Mehrfachtäter in 

München vor. Im Vordergrund standen da-
bei neben dichten Beschreibungen der für 
Intensivtäter implementierten polizeilichen, 
fürsorgerischen und pädagogischen Maß-
nahmen Fragestellungen zur Fortsetzung 
und zum Abbruch krimineller Karrieren. Das 
Promotionsprojekt wurde betreut von Prof. 
Dr. Harmut Ditton (LMU München), Prof. 
Dr. Rita Haverkamp (Eberhard Karls Uni-
versität Tübingen) und Prof. Dr. h.c. mult. 
Hans-Jörg Albrecht.

Leitung: 
Maria Walsh, M.A.
(IMPRS REMEP)

Zeitrahmen: 
2011–2015

Projektstatus: 
abgeschlossen
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II. Forschungsprojekte

Leitung: 
Filip Vojta (mag. iur.)
(IMPRS REMEP)

Zeitrahmen: 
2012–2018

Projektstatus: 
abgeschlossen

Erster Forschungsschwerpunkt

Punishment and Sentence Enforcement for 
Serious Violations of International Humanitar-
ian Law Committed in the Former Yugoslavia

The project contributes significantly to the cur-
riculum of the International Max Planck Re-
search School on Retaliation, Mediation and 
Punishment (IMRS REMEP) with socio-legal 
research on punishment as an instrument of so-
cial control and governance of security on both 
supranational and national levels. The study 
concerns the first comprehensive socio-legal 
analysis of enforcement of international pun-
ishments, filling a research gap and providing 
empirical evidence as well as recommendations 
for further development of law and practice in 
the field of international crime.

The ICTY (International Criminal Tribunal for 
the Former Yugoslavia), which has been pro-
foundly influencing the development of inter-
national penal responses to atrocities through-
out 20 years of its existence, in 1993 also 
introduced a distinctive system for the enforce-
ment of its sentences. As an international pris-
on system does not exist, sentenced offenders 
are sent to serve their prison terms in national 
prison systems of various European states.

The nature of such enforcement system brings 
up questions challenging the legitimacy of in-
ternational punishment as acceptable instru-
ment of social control. First and foremost, the 
study assesses and evaluates the adequacy of 
national prison systems, in terms of conditions, 
regimes and programs, to purposefully address 
a distinctive type of criminality and internation-
al prisoners differing from the ordinary prison 
population in various aspects. Secondly, con-
sidering assignment of international prisoners 
to a multitude of national states, the research 
measures the level of standardization of en-
forcement of prison sentences, a factor of great 
influence on overall perceptions of punish-
ment imposed by the ICTY. Consequently, the 
research assesses to what extent enforcement 
and its outcome purposefully contribute to the 
overarching goals of international criminal jus-
tice; that is, the restoration and maintenance of 
peace among conflicting parties.

Research is based primarily on qualitative 
methodology; namely, content analysis of case 
files and media reports, as well as semi-struc-
tured interviews with imprisoned and released 
ICTY convicts, national prison staff and ICTY/
MICT officials.

Project findings indicate that some of the is-
sues related to the imposition of ICTY sen-
tences are also present within the implemen-
tation mechanism. Accordingly undeveloped 
is the penological framework, particularly with 
regard to the lack of substantial reflection on 
the purposes of imprisonment and methods to 
achieve them (i.e. rehabilitation of internation-
al offenders). This results in an ambiguous set 
of rules which in practice can lead to discre-
tionary decisions, politicization and inequal-
ity in approach and treatment of international 
prisoners. Prisoners seem to be transferred to 
states on a principle of “lottery”, where they 
are mixed with ordinary prisoners and subject 
to general (if any) rehabilitation programmes, 
the effect of which in their case is rather dubi-
ous. Release prior to having served full terms is 
based mostly on good behaviour and seemingly 
without any sort of formal supervision which, 
in practice, amounts to de facto commutation 
of punishment. When this is supplemented by 
a grand reception and dedication of high hon-
ours upon return to their home-countries, the 
overall mechanism could be seen to greatly de-
tract from the reconciliatory efforts of the con-
flicting parties. This is certainly an unwanted 
outcome since “the contribution to restora-
tion and maintenance of peace” is precisely 
one of the most important principles under 
which the ICTY operates. In addition, practice 
of enforcement also indicates that regulatory 
inconsistence and non-transparent balance 
of prerogatives between international and na-
tional levels can potentially lead to significant 
aggravations of the ICTY sentences.
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Leitung: 
Dr. iur. Aleksandr Khechumyan
(MNARS)

Zeitrahmen: 
2012–2017

Projektstatus: 
abgeschlossen
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Erster Forschungsschwerpunkt 

Tod in Haft
Fortgesetzte Gefängnisstrafe für ältere und schwerkranke Menschen

Der Altersanstieg in der Gefangenenpopulati-
on in England und Wales in den letzten Jahr-
zehnten geht mit einem Anstieg von Todesfäl-
len infolge von Krankheiten sowie natürlichen 
Alterungsprozessen einher. Im Mittelpunkt 
der vorliegenden Dissertation zum Thema: 
“Tod in Haft: fortgesetzte Gefängnisstrafe für 
ältere und schwerkranke Menschen“ stehen 
zwei zentrale Fragestellungen. Die erste ist 
das Bestehen eines Haftprüfungsrechts nach 
Art. 3 der EMRK für Personen, deren Lebens-
erwartung aufgrund des Alters oder einer töd-
lichen Krankheit geringer ist als die Zeit, die 
sie verbüßen müssen, bevor sie automatisch 
oder aus Ermessenserwägungen freigelassen 
werden können, sowie für solche Häftlinge, 
die ansonsten ernsthaft körperlich krank sind. 
Die zweite Frage, mit der diese Dissertation 
sich beschäftigt, ist die Vereinbarkeit der eng-
lischen gesetzlichen „compassionate release 
power“ mit der rechtlichen Überprüfung der 
fortgesetzten Freiheitsstrafe nach Art. 3 der 
EMRK in den oben erwähnten Fällen. Unter 
Bezugnahme auf die Analyse der Strafzumes-
sungstheorie und dem englischen „statutory“ 
und „case law“ zum Strafzumessungsrecht 

weist diese Dissertation nach, dass sich die 
Verschiebung in den Rechtfertigungsgründen 
der ursprünglich ausgesprochenen Haftstrafe 
bereits aufgrund von Alter und Krankheit er-
geben kann, bevor der Häftling den frühest-
möglichen Entlassungszeitpunkt erreicht. 
Aufgrund dessen nimmt diese Dissertation das 
Bestehen eines Haftprüfungsrechts nach Art. 
3 EMRK auch für Personen an, deren Lebens-
erwartung aufgrund des Alters oder einer töd-
lichen Krankheit geringer ist als die Zeit, die 
sie verbüßen müssen, bevor sie automatisch 
oder aus Ermessenserwägungen freigelassen 
werden können, sowie für Häftlinge, die an-
sonsten ernsthaft körperlich krank sind. Die 
Dissertation belegt, dass der Überprüfungs-
mechanismus ähnliche prozessuale Garantien 
wie die von Art. 5 Abs. 4 EMRK (Recht auf 
gerichtliche Haftprüfung) enthalten muss. 
Schließlich legt die Dissertation dar, dass die 
aktuelle englische Rechtslage der „statutory 
compassionate release power“ in diesen Fäl-
len den Ansprüchen der EMRK nicht gerecht 
wird. Die Ergebnisse der Forschungsarbeit 
geben auch Anhaltspunkte für zukünftige For-
schung auf diesem Gebiet.
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II. Forschungsprojekte

Leitung: 
Mandana Knust Rassekh Afshar 
(IMPRS REMEP am MPIL)

Zeitrahmen: 
2012–2019

Projektstatus: 
laufend

Das Promotionsprojekt geht der Frage nach, ob 
und inwieweit das Recht auf ein faires Verfah-
ren in den in der Islamischen Republik Afgha-
nistan rechtstatsächlich operierenden Rechts-
systemen gewährleistet wird. Hierbei liegt der 
Schwerpunkt der Untersuchung auf dem Ge-
setzlichkeitsprinzip, dem Recht auf Gleichheit 
vor dem Gesetz und der Gleichbehandlung 
durch das Gesetz und dem Verbot von Folter 
und grausamer, unmenschlicher und erniedri-
gender Behandlung oder Strafe. 

Afghanistan ist ein von Kriegen zerstörtes 
Land, in dem die Gewaltherrschaft der „War-
lords“ in weiten Teilen des Landes fortbesteht 
und der Aufbau rechtsstaatlicher Struktu-
ren und Institutionen, insbesondere fern der 
Großstädte, schleppend voranschreitet. Das 
Vertrauen der Bevölkerung in den staatlichen 
Justizsektor ist durch Korruption und Macht-
missbrauch stark geschwächt. Religiöse und 
traditionelle informelle Streitbeilegungsme-
chanismen sind daher in den ländlichen Regi-
onen des Landes weit verbreitet. Zudem steht 
die verfassungsrechtliche und völkerrechtliche 
Verpflichtung zur Einhaltung der Bürger- und 
Menschenrechte in einem ungeklärten Verhält-
nis zu der Verpflichtung zur Anwendung und 
Befolgung des islamischen Rechts sowie des 
jeweiligen afghanischen lokalen Rechts. Das 
hieraus entstehende Spannungsfeld ist die Ba-
sis der vorliegenden Untersuchung. Um der in 
Afghanistan geltenden Rechtstatsächlichkeit 
zu entsprechen, werden daher nicht nur die 
Regelungen des Völkerrechts, der afghanischen 
Verfassung und des afghanischen nationalen 
Rechts in Bezug auf das Strafverfahren mitein-
ander verglichen, sondern auch die nicht staat-
lich kodifizierten islamischen Rechtsregeln 
und das afghanische lokale/traditionelle Recht 
der wichtigsten Stammesgruppen in die Un-

tersuchung mit einbezogen. Dieser Rechtsver-
gleich ist deshalb notwendig, da die Forschung 
sich bislang zwar mit den einzelnen Verfahren 
bereits befasst hat, jedoch eine umfassende 
Vergleichsstudie zu internationalen, nationalen 
und traditionellen Verfahren fehlt. Diese Lücke 
schließt die vorliegende Arbeit, indem sie auf 
der Grundlage des Vergleichs Spannungsver-
hältnisse offenlegt und potenzielle Lösungsan-
sätze aufzeigt. 

Das Forschungsprojekt fügt sich in den For-
schungsplan der IMPRS REMEP und der kri-
minologischen Abteilung des MPI ein. Es sucht 
aus dem Blickwinkel der Rechtswissenschaften 
unter Berücksichtigung der Anthropologie, der 
Kriminologie und der Rechtsgeschichte nach 
Erklärungen für die Bedeutung von Vergeltung, 
Streitschlichtung und Strafe in Afghanistan. 

Die Promotionsarbeit nimmt eine funktionale 
Untersuchung der unterschiedlichen in Afgha-
nistan parallel operierenden Rechtssysteme vor 
und vergleicht somit anders als in der üblichen 
Rechtsvergleichung nicht die Rechtsordnun-
gen bzw. Rechtsregime unterschiedlicher Staa-
ten. Da alle untersuchten Rechtssysteme in 
einem sozialen Komplex – dem afghanischen 
Staat – parallel und zeitgleich gelten, muss in 
der Untersuchung dem rechtstatsächlichen 
Rechtspluralismus Rechnung getragen werden. 
Aus diesem Grund basiert die Forschungsar-
beit auf dem analytischen Konzept der Plura-
lität rechtsförmiger Kontrolle abweichenden 
Verhaltens durch Sanktionierung. Anhand die-
ser Methode werden sowohl geschriebene als 
auch ungeschriebene verbindliche Regelungen 
und Gewohnheiten, rechtlich unverbindliche 
Regelungen und angewandte Verfahren zur 
Konfliktregulation im sozialen Gefüge Afgha-
nistans identifiziert und bestimmt.

Erster Forschungsschwerpunkt

Die Gewährleistung der Prinzipien eines fairen 
Verfahrens in islamischen Staaten am Beispiel 
der Islamischen Republik Afghanistan
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Erster Forschungsschwerpunkt 

The Role of Individuals in Compliance Programs
A comparative study between Germany and USA

The project conducts comparative research 
between the USA and Germany on compli-
ance program regimes in order to determine 
how such programs can best be implemented 
in China at both, a legislative and practice 
level.

As global awareness has been raised about 
the hazardous nature of corporate crimes and 
their huge impact on society, the importance 
of countermeasures has been recognized in-
ternationally. Strong compliance programs are 
understood as offering a promising approach 
to establish systematic supervision and mea-
sures in corporations in order to prevent the 
commission of corporate crimes. Compliance 
programs are founded on the consideration 
that internal control within corporations them-
selves is more effective at preventing corporate 
and white-collar crimes than external control/
deterrence exerted by law enforcement agen-
cies. However, everything comes with a price: 
setting-up a series of extra measures against 
potential insider misconducts can be burden-
some to corporations and damaging to compe-
tition. Thus, important questions need to be 
asked about how to best incentivize companies 

into implementing and maintaining compli-
ance programs.

Given the different different approaches taken 
in the US and Germany, it is worth exploring 
the reasons behind this divergence in order 
to understand the perspectives and contexts. 
From the viewpoint of China, by understanding 
how laws are implemented in other countries, 
it too can determine how to best implement 
compliance programs against its own social and 
legal background. To this end, the project will 
answer the following questions:

	 From a criminal law perspective, how do 
different normative regulations impact the 
effective implementation of compliance 
programs?

	 From a criminology and criminal law per-
spective, how do different approaches of 
whistleblowing affect compliance pro-
grams?

The effectiveness of compliance programs will 
be judged by how well they have been enforced, 
at what cost they had been carried out, and how 
they have impacted on criminal behavior.

Leitung: 
Yuning Ruiheng 
(IMPRS REMEP)

Zeitrahmen: 
2017–2019

Projektstatus: 
laufend
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II. Forschungsprojekte

Zweiter Forschungsschwerpunkt 

Normalitätswiederherstellung: Strategien 
der Wiedereingliederung im Lebensverlauf 
haftentlassener Sexualstraftäter

Das Promotionsprojekt ist Bestandteil des Ge-
samtprojekts „Sexualstraftäter in sozialthera-
peutischen Anstalten des Freistaates Sachsen“ 
und greift auf den Datenkorpus dieser Lang-
zeitstudie zurück. Im Rahmen des Projekts 
wurden 69 teilstrukturierte und in der dritten 
Erhebungswelle (durchschnittlich 17 Monate 
nach Haftentlassung) geführte Interviews mit 
erwachsenen Sexualstraftätern analysiert. Der 
Interviewleitfaden eröffnete die Befragung 
mit einem offenen Erzählimpuls und deckte 
anschließend thematisch den unmittelbaren 
Nachentlassungszeitraum ab, den Umgang 
mit der Haftstrafe sowie die soziale Situati-
on in Freiheit (beispielsweise Wohn- und Ar-
beitssituationen, soziale Kontakte). Im Fokus 
der Untersuchung stehen die Lebensverläufe 
und Wiedereingliederungsprozesse nach der 
Entlassung. Dabei handelt es sich um einen 
Themenbereich, der auf dieser Datengrund-
lage explorativ und somit vor allem unter der 
Anwendung induktiver Analysemethoden er-
schlossen wurde.

Zu Beginn des Projektes stand die Konzeption 
einer geeigneten Auswertungsmethode. Sie 
musste zum einen das umfassende Datenmate-
rial handhabbar machen und dennoch dem An-
spruch der induktiven Vorgehensweise genü-
gen. Die Analyse wurde schließlich mit einem 
zweistufigen Auswertungsverfahren durchge-
führt. Dazu wurde eine Substichprobe von n 
= 12 Interviews feinanalysiert. Die Kodierung 
erfolgte auf der Basis der Prinzipien der Groun-
ded Theory nach Strauss und Corbin (1996). 
Zudem wurde ein Abkürzungsverfahren des in-
tegrativen Basisverfahrens nach Kruse (2015) 
angewendet. Auf Grundlage der so gewonne-
nen Erkenntnisse wurde ein induktiver Kodier-
leitfaden für den zweiten Auswertungsschritt 

entwickelt. Angelehnt an die Methode der 
Querschnittauswertung nach Fuchs-Heinritz 
(2009) diente dieser dann einer systematischen 
Bearbeitung der Gesamtstichprobe von N = 69.

Der induktive Kodierleitfaden umfasste nach 
einer weiteren Abstraktion und unter dem 
späteren Einbezug theoretischer Konzepte 13 
Kategorien wie beispielsweise Schwierigkeiten, 
Veränderung, Pseudo-Reflexivität, Desistance-
Strategien oder Internalisierung des Stigmati-
sierungsdiskurses.

Im Verlauf der weiteren Analysen kristallisierte 
sich eine Kernkategorie aus den Daten heraus, 
die nun im Zentrum der Arbeit steht. Es han-
delt sich dabei um die „Normalitäts(wieder)
herstellung“ nach der Haftentlassung. Nach 
gegenwärtigem Stand der Analysen scheint 
sie die entscheidende Dynamik innerhalb des 
Nachentlassungsverlaufs zu sein und tritt in 
unterschiedlichen Facetten auf. Außerdem 
steht sie als Kern des Kategoriensystems in 
Verbindung mit allen anderen Analysekategori-
en und damit Themenbereichen des Lebens-
verlaufs der Sexualstraftäter nach ihrer Entlas-
sung. Aktuell werden diese Bezüge detailliert 
herausgearbeitet und insbesondere die Ausprä-
gungen der diversen Strategien zur Normali-
tätswiederherstellung verdichtet. Diese werden 
vor dem theoretischen Hintergrund der Desis-
tance-Forschung sowie der kriminologischen 
Rückfallforschung diskutiert. Die Erkenntnisse 
ermöglichen einen umfassenden Einblick in 
die Lebenswelt und soziale Realität haftentlas-
sener Sexualstraftäter. So können insbesondere 
die von Strafentlassenen entwickelten Strategi-
en zur Wiedereingliederung in die Gesellschaft 
und ihre Rückkehr in ein sogenanntes „norma-
les“ Leben nachgezeichnet werden. 

Leitung: 
Kira-Sophie Gauder, M.A.

Institutsmitarbeiter/-innen:
David Czudnochowski

Zeitrahmen: 
2015–2018

Projektstatus: 
laufend
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Zweiter Forschungsschwerpunkt

Sexualstraftäter als Herausforderung für 
Forschung und Kriminalpolitik
Sexualstraftäter in den sozialtherapeutischen Abteilungen des Freistaates Sachsen

Leitung: 
Dipl.-Psych. Dr. Gunda Wößner

Institutsmitarbeiter/-innen:
Kira-Sophie Gauder
Katharina Meuer
Selina Stohrer

Zeitrahmen: 
2003–2018

Projektstatus: 
laufend

Forschungen zur Wirksamkeit der Behandlung 
von Sexualstraftätern zeichnen ein recht hete-
rogenes Bild der Effektivität: So kommen deut-
sche Studien zu einem skeptischeren Ergebnis 
als Untersuchungen aus dem englischsprachi-
gen Raum. Im Zentrum dieses Längsschnitt-
projekts steht die Erforschung der Wirksam-
keit der sozialtherapeutischen Behandlung 
von Sexualstraftätern. In diesem Zusammen-
hang wird der Rückfall von Sexualstraftätern 
mehrere Jahre nach Entlassung aus der Haft 
bei Kontrolle von auf die Rückfallkriminali-
tät Einfluss nehmenden Faktoren untersucht.  
Neben den anstaltsinternen Maßnahmen und 
dem Klima in der Anstalt interessieren dabei 
auch täterbezogene kriminogene und protekti-
ve Faktoren. Die Frage, ob Sexualstraftäter die 
ihnen häufig attestierte notwendige spezifische 
Behandlung tatsächlich benötigen, und um de-
liktspezifische Risikomarker zu identifizieren, 
wird auch in einem Vergleich mit Gewaltstraf-
tätern untersucht. Der Schwerpunkt liegt auf 
dem Vergleich von sozialtherapeutisch behan-
delten und nicht behandelten Straftätern. Ziel 
dieses Forschungsprojektes ist es somit, einen 
fundierten Beitrag zu kriminologischen Theo-
rien der Rückfalldelinquenz, zur Prognose des 
Rückfalls sowie zur Weiterentwicklung der Se-
xualstraftäterbehandlung zu leisten. 

Im Zeitraum von 2003 bis 2013 nahmen rund 
400 im Freistaat Sachsen inhaftierte Sexual- und 
Gewaltstraftäter an der Untersuchung teil (davon 
91 heranwachsende Probanden; siehe Projekt-
bericht "Jugendliche Sexualstraftäter in den so-
zialtherapeutischen Abteilungen des Freistaates 
Sachsen"). Sie wurden zu Beginn der Haft, kurz 
vor Entlassung und etwa ein Jahr nach Entlassung 
exploriert, und zwar hinsichtlich der durchlaufe-
nen Behandlungsmaßnahmen sowie ihrer bio-
graphischen und kriminellen Vorgeschichte. Des 
Weiteren wurde wiederholt testpsychologische 
Diagnostik durchgeführt, um Veränderungen in 
relevanten Persönlichkeitsmerkmalen nachzu-
zeichnen. Interviews zur Nachentlassungssituati-
on und die Erfassung der selbstberichteten De-
linquenz komplettieren das Bild. Zudem stehen 

die offiziell registrierten Rückfalldaten aus den 
Jahren 2012 und 2016 zur Verfügung.

Das Projekt begegnet den vielfältigen methodi-
schen Herausforderungen einer quasi-experi-
mentell angelegten Wirksamkeitsstudie durch 
folgende Ansätze: 

		Die teilnehmenden Straftäter wurden zu 
verschiedenen Messzeitpunkten befragt. 

		Es handelt sich um eine prospektive Studie; 
die Probanden wurden erstmals mit Eintritt in 
den Vollzug untersucht. Es können also Aus-
sagen über Entwicklungen gemacht werden.

		Ein multimethodaler Ansatz ermöglicht die 
Analyse zahlreicher Faktoren, die die Wirk-
samkeit oder Unwirksamkeit beeinflussen.

		Da die Probanden nur auf freiwilliger Ba-
sis befragt werden konnten, findet ein Ver-
gleich der Auswertungen dieser Kernstich-
probe mit einer repräsentativ gezogenen 
Vergleichsstichprobe der Gefängnispopu-
lation Sachsens statt (n = 267). Dadurch 
lassen sich etwaige Selektionseffekte bzw. 
-merkmale, die Einfluss auf das Gesamt
ergebnis haben können, identifizieren.

Im Berichtszeitraum standen zunächst die Ab-
frage der für die endgültigen Rückfallanalysen 
benötigten Bundeszentralregisterauszüge und 
deren Aufbereitung im Vordergrund. Des Wei-
teren wurden grundlagentheoretische Analy-
sen durchgeführt. So überprüften wir die der 
General Theory of Crime zugrunde liegende 
Annahme, der elterliche Erziehungsstil erklä-
re die Entfaltung von Selbstkontrolle und die-
se wiederum alle Arten devianten Verhaltens 
(also nicht nur Kriminalität, sondern z.B. auch 
Suchtmittelkonsum). Der empirische Vergleich 
der Stichprobe von Sexual- und Gewaltstraftä-
tern mit einer Stichprobe aus der Allgemein-
bevölkerung widerlegte diese Annahme jedoch 
(vgl. Siegfried & Woessner, 2016).

Die Ergebnisse der detaillierten Rückfallanaly-
sen werden mit Abschluss des Projektes 2019 
vorliegen.
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Zweiter Forschungsschwerpunkt 

Jugendliche Sexualstraftäter in den sozialthera-
peutischen Abteilungen des Freistaates Sachsen

Das Projekt ist Teil der Gesamtstudie „Sexual-
straftäter in den sozialtherapeutischen Abtei-
lungen des Freistaates Sachsen“ und konzent-
riert sich auf die Gruppe der heranwachsenden 
Sexualstraftäter. Im Mittelpunkt stehen Analy-
sen zum Resozialisierungspotenzial der Sozial-
therapie und zur Erforderlichkeit spezifischer 
Behandlungsmaßnahmen für junge Sexual-
straftäter. Insoweit werden neben nach JGG 
verurteilten Sexualstraftätern auch nach JGG 
verurteilte Gewaltstraftäter untersucht. Gerade 
die vergleichende Analyse dieser Altersspanne 
kann wichtige Hinweise auf Ätiologie und Ver-
lauf der Sexualdelinquenz sowie Antwort auf 
die Frage geben, ob und wenn ja welche Be-
sonderheiten junge Sexualstraftäter aufweisen. 
Dies sind relevante Aspekte für Prognose und 
Prävention.

An der ersten Befragungswelle nahmen ins-
gesamt 91 und an der zweiten noch 55 jun-

ge Straftäter teil (zum Studiendesign siehe 
Hauptprojekt). Für die dritte Erhebungswel-
le, rund ein Jahr nach Entlassung, konnten 
noch 35 Studienteilnehmer rekrutiert wer-
den. 

Im Berichtszeitraum wurden, wie für das Ge-
samtprojekt auch, die Bundeszentralregister-
auszüge aller Studienteilnehmer angefordert 
und aufbereitet. Neben den Angaben zur 
selbstberichteten Delinquenz der zum dritten 
Erhebungszeitpunkt befragten Probanden bil-
den diese offiziellen Rückfalldaten die Grund-
lage für die abschließenden Untersuchungen 
zum Rückfall und diesen beeinflussende Fak-
toren. Somit können im Idealfall verschiedene 
typische Verlaufsmuster in dieser wichtigen 
Entwicklungsphase nachgezeichnet werden. 
Des Weiteren werden bedeutsame Erkenntnis-
se für die Behandlung dieser Alters- und Täter-
gruppe erwartet.

Leitung: 
Dipl.-Psych. Dr. Gunda Wößner

Institutsmitarbeiter/-innen:
Katharina Meuer

Zeitrahmen: 
2003–2018

Projektstatus: 
laufend
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Zweiter Forschungsschwerpunkt 

Lebensverläufe von Sexualstraftätern  
nach Entlassung
Eine empirische Untersuchung über die Bedeutung der Lebensgestaltung 
gefährlicher Straftäter für die Rückfallgefahr

Leitung: 
Dipl.-Psych. Dr. Gunda Wößner 

Institutsmitarbeiter/-innen:
Kira-Sophie Gauder, M.A.
David Czudnochowski

Zeitrahmen: 
2007–2018

Projektstatus: 
laufend

Im Rahmen des Projektes „Sexualstraftäter in 
sozialtherapeutischen Abteilungen des Frei-
staates Sachsen“ wurden in der dritten Erhe-
bungswelle Interviews mit Sexual- und Gewalt-
straftätern etwa 1,5 Jahre nach der Entlassung 
geführt. Daneben wurden die Probanden test-
psychologisch untersucht und in einem ano-
nymisierten Verfahren nach selbstberichtetem 
delinquenten Verhalten seit der Haftentlassung 
befragt. Das Interview eröffnete mit einem of-
fenen Erzählanstoß und beinhaltete u.a. Fra-
gen zur sozialen Situation in Freiheit und zu 
Erfahrungen mit Reintegrationsmaßnahmen. 

Während im letzten Berichtszeitraum die 
Analysen von 26 ausgewählten Interviews vor 
allem hinsichtlich des Übergangserlebens aus 
der Haft in Freiheit im Fokus standen, kon-
zentrierte sich in den Jahren 2015 bis 2017 die 
qualitative Analyse auf alle mit erwachsenen 
entlassenen Sexualstraftätern durchgeführten 
Interviews. Außerdem wurde mit der verglei-
chenden Analyse der Interviews von Sexual- 
und Gewaltstraftätern begonnen, von der ein 
zentraler Erkenntnisgewinn erwartet wird. Die-
se Auswertungen dauern noch an.

Insgesamt werden in diesem Teilprojekt vier 
Hauptperspektiven in der Untersuchung des 
Lebensverlaufs nach Entlassung eingenommen. 

Perspektive 1: Eine vergeichende Perspektive 
kontrastiert die Entlassungsverläufe von Ge-
walt- und Sexualstraftätern.

Perspektive 2: Aus dem entwicklungspsycho-
logischen Lebenslaufverständnis heraus inte-
ressieren vor allem Stressbewältigungsansätze 
und die Möglichkeiten, die eine Person hat, 
sich mit Anforderungen der Umwelt auseinan-
derzusetzen bzw. mit Verlusten, Einschränkun-
gen und das eigene Selbstkonzept bedrohen-
den Einwirkungen umzugehen. Dabei werden 
soziologische Auffassungen (Berücksichtigung 
der Sozialstruktur) und psychologische Ansät-
ze kombiniert (Lebenslauf als Prozess auf der 
Grundlage von kumulierten Erfahrungen und 

Ressourcen). Ausgangspunkt der Analysen der 
Interviews sind Überschneidungen der Co-
ping- bzw. Stressforschung und der Entwick-
lungspsychologie der Lebensspanne, wobei 
diesbezüglich auch die Schnittstelle zur krimi-
nologisch relevanten Strain Theory von Bedeu-
tung ist. 

In diesem Zusammenhang werden u.a. folgen-
de Fragen analysiert: 
Welche Schwierigkeiten treten auf und wie 
gehen die Probanden damit um? Welche Be-
deutung haben maladaptive und adaptive Be-
wältigungsstrategien für die Entwicklung des 
Lebensverlaufs nach der Haftentlassung? Wel-
che Ressourcen sind vorhanden und beeinflus-
sen die Verläufe?

Damit in Zusammenhang steht Perspektive 3, 
nämlich die Analyse von Risiko- und Schutz-
faktoren, die sich in den Narrativen identifi-
zieren lassen. Neben externen Faktoren (wie 
z.B. Unterstützung durch eine Partnerin) wer-
den auch in der Person liegende Risiko- und 
Schutzfaktoren ins Blickfeld genommen (z.B. 
Selbstkontrollproblematik, Fokussierung auf 
Umgang mit Kindern). 

Dabei erfolgt ein Abgleich von gegen Haftende 
für eine Person als relevant identifizierten Risi-
ko- und Schutzfaktoren und deren tatsächliches 
Auftreten.

Perspektive 4 liegt schließlich in der Erfor-
schung der Bedeutung des Salutogenese-Kon-
zepts für haftentlassene Straftäter und deren 
Resozialisierung. Somit soll überprüft werden, 
inwiefern sich das Salutogenesekonzept auf die 
kriminologische Forschung übertragen lässt. Ei-
nerseits bietet dies eine alternative Sichtweise 
zur herkömmlichen Betrachtung von Straftätern 
als defizitär ausgestattet, andererseits lassen sich 
eventuell Ansätze für die Behandlung ableiten.

Des Weiteren wird untersucht, wie die Proban-
den in ihren Narrativen die sozialtherapeuti-
sche Behandlung beurteilen.





Dritter Forschungsschwerpunkt

Innere Sicherheit, organisierte 
Kriminalität, Terrorismus 

– gesellschaftliche Wahrnehmungen  
und Reaktionen
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Dritter Forschungsschwerpunkt 

Fachdialog Sicherheitsforschung – 
Unterstützende Stelle

Im Rahmen des seit 2007 laufenden For-
schungsprogramms für die zivile Sicherheit 
der Bundesregierung bzw. des Bundesminis-
teriums für Bildung und Forschung (BMBF) 
war das Max-Planck-Institut am „Fachdialog 
Geistes- und Sozialwissenschaften in der zi-
vilen Sicherheitsforschung“ bis 2015 beteiligt. 
Der Fachdialog Sicherheitsforschung ist ein 
Konsortium, dem auch das Soziologische In-
stitut der Universität Freiburg sowie leitend 
das Fraunhofer Institut für Systemforschung 
(ISI/Karlsruhe) angehören. Der Fachdialog, 
der zugleich den Wissenschaftlichen Berater-
kreis (WBK) aus Experten moderiert, nimmt 
primär drei Ziele im Forschungsbereich zivile 
Sicherheit wahr:

(1) Weiterführung des Aufbaus eines Netz-
werks der relevanten Akteure aus den Geistes- 
und Sozialwissenschaften sowie des Aufbaus 
wissenschaftlicher Exzellenz;

(2) Förderung des transdisziplinären und ge-
sellschaftlichen Dialogs;

(3) Unterstützung in der Fortentwicklung der 
Forschungsagenda sowie bei der Bestimmung 
des Forschungsbedarfs.

Resultierende Aufgaben unterteilen sich in 
einzelne Arbeitspakete, die kontinuierlich und 
zeitlich parallel bearbeitet werden. Im Berichts-
zeitraum wurden die Aktivitäten auf der Basis 
regelmäßiger Zusammenkünfte und intensiver 
Diskurse durch Identifizierung relevanter The-
men weiterentwickelt. Diese wurden in ein 
inhaltlich spezifiziertes und thematisch entwi-
ckeltes Konzept umgesetzt und als fachwissen-
schaftliches Tagungsprogramm realisiert, das 
sich in Vorbereitung, Organisation und Mo-
deration von Fachworkshops und Konferenzen 
konkretisierte.

 

Folgende sicherheitsbezogenen Themen wur-
den u.a. im Jahr 2015 und 2016 thematisiert: 
		„Grenzenlose Sicherheit? – Gesellschaft-

liche Dimensionen der Sicherheitsfor-
schung“ (Fachkonferenz Berlin, 05/2015)

		„Konturen eines technik- und sozialwis-
senschaftlichen Sicherheitsverständnisses“ 
(Fachworkshop Leipzig, 12/2015)

		„Forschung für die zivile Sicherheit – Perspek-
tiven für die Zukunft“, 3. BMBF-Innovations-
forum „Zivile Sicherheit“ (Berlin, 04/2016)

		„Radikalisierung“ (Fachworkshop Freiburg, 
12/2016)

Wie schon in der vorausgegangenen Projektpha-
se konnten als Resultat der Veranstaltungen er-
neut relevante themenspezifische Forschungs-
felder benannt, konkrete Forschungsfragen 
identifiziert und als potentieller Input für wei-
tere Forschungsphasen festgehalten werden. 
Dabei wirkte sich insbesondere der breite inter- 
und transdisziplinäre Zugang produktiv aus, der 
unter Einschluss sicherheitstechnologischer 
Perspektiven innovative Lösungsansätze unter 
Berücksichtigung der Interessen diverser Ak-
teure (Bürger, Endnutzer, Unternehmen, Orga-
nisationen etc.) ermöglichte. 

In der Publikationsreihe „Zivile Sicherheit. 
Schriften zum Fachdialog Sicherheitsfor-
schung“ (LIT-Verlag/Münster), 2012 gestartet, 
erschienen bislang (2016) unter Beteiligung 
des Fachdialogs (Autoren- und Herausgeber-
schaft) dreizehn Bände.

Ferner wurde eine englischsprachige inter-
disziplinäre Fachzeitschrift zur zivilen Sicher-
heitsforschung (European Journal for Security 
Research) konzipiert, die seit 2016 im Verlag 
Springer erscheint (Herausgeber der Zeitschrift 
ist Prof. Hans-Jörg Albrecht; Redaktionsleiter 
Dr. Christopher Murphy).

Leitung: 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg 
Albrecht 
Peter Zoche, M.A. 
(Fraunhofer ISI Karlsruhe)

Institutsmitarbeiter/-innen:
Harald Arnold, Dipl.-Psych. 

externe Mitarbeiter/-innen:
Prof. Dr. Stefan Kaufmann 
(Universität Freiburg)
Sabine Blum, M.A. 
(Universität Freiburg)

Zeitrahmen: 
2007–2016

Projektstatus: 
abgeschlossen
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Dritter Forschungsschwerpunkt 

Sicherheiten, Wahrnehmungen, Lagebilder, 
Bedingungen und Erwartungen – Ein Monitoring 
zum Thema Sicherheit in Deutschland
• Barometer Sicherheit in Deutschland (BaSiD)

Leitung: 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht 
(Konsortialführer)
Prof. Dr. Regina Ammicht Quinn 
(Universität Tübingen)
Prof. Dr. em. Baldo Blinkert 
(Universität Freiburg/FifaS)
Prof. Dr. Hans Hoch 
(Universität Freiburg)
Prof. Dr. Stefan Kaufmann 
(Universität Freiburg)
Dr. Robert Mischkowitz 
(BKA Wiesbaden)
Prof. Dr. Martin Voss 
(Freie Universität Berlin)
Prof. Dr. Gerhard Vowe 
(Universität Düsseldorf)
Prof. Dr. Marion Weissenberger-Eibl 
(Fraunhofer ISI Karlsruhe)

Institutsmitarbeiter/-innen:
Prof. Dr. Rita Haverkamp (Projektkoordinatorin) 
(bis 10/2013)
Dr. Andreas Armborst, Dipl.-Soz. (bis 12/2013)
Harald Arnold, Dipl.-Psych. 
Dr. Dina Hummelsheim-Doß 
Julian Pritsch, Dipl.-Soz. (bis 06/2014)
Prof. Dr. Dietrich Oberwittler 

externe Mitarbeiter/-innen:
Dr. Christoph Birkel, M.A. 
(BKA Wiesbaden)
Judith Eckert, M.A. 
(Universität Freiburg/FifaS)
Dr. Bruno Gransche 
(Fraunhofer ISI Karlsruhe)
Natalie Guzy, M.A. 
(BKA Wiesbaden)
Dr. Jessica Heesen 
(Universität Tübingen)
Daniel F. Lorenz 
(Freie Universität Berlin)
Dr. Michael Nagenborg 
(Universität Tübingen)
Wenzel, Bettina 
(Freie Unversität Berlin)
Dr. Ricky Wichum, M.A. 
(Universität Freiburg)
Peter Zoche, M.A. 
(Fraunhofer ISI Karlsruhe)
und weitere Mitarbeitende

Zeitrahmen: 
2010–2015

Projektstatus: 
abgeschlossen

Der interdisziplinäre Forschungsverbund Ba-
SiD hatte ein umfassendes Monitoring zu 
objektiv(iert)en und subjektiven Sicherheiten 
in Deutschland auf der Grundlage von Wahr-
nehmungen, Lagebildern, Bedingungen und 
Erwartungen zum Ziel. 
An dem Verbund waren sieben Partner mit je-
weils eigenen Teilvorhaben beteiligt, zudem 
gab es Kooperationen. Konsortialführer war das 
MPI, Konsortialpartner das Bundeskriminalamt 
(BKA), das Fraunhofer-Institut für System- und 
Innovationsforschung (ISI/Karlsruhe), das Insti-
tut für Soziologie (Uni Freiburg), das Internatio-
nale Zentrum für Ethik in den Wissenschaften 
(Uni Tübingen), die Katastrophenforschungs-
stelle (FU Berlin) sowie die Kommunikations- 
und Medienwissenschaft (Uni Düsseldorf). 
Das Projekt wurde vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) gefördert.
Ausgangspunkt war zunächst eine theoretische 
Auseinandersetzung mit dem Begriff „Sicherheit“.
Unter Zugrundelegung von einschlägigen Se-
kundärdaten wurde sodann die Beschaffen-
heit von Sicherheitslagen untersucht. Hierfür 
wurden systematisch objektivierte Daten über 
Schadensereignisse zu den Phänomenen Kri-
minalität, Terrorismus, Naturkatastrophen und 
technische Großunglücke aufbereitet. 
In einem weiteren Teilvorhaben wurden auf brei-
ter Basis subjektive Wahrnehmungen und Ein-
schätzungen zu (Un-)Sicherheiten in zweifacher 
Form ermittelt und empirisch untersucht:
a) eine qualitativ-explorative Studie (N = 400) 
befasste sich unter Anwendung weitgehend 
offener Methoden mit (Un-)Sicherheitsbefind-
lichkeiten und -einschätzungen,
b) eine quantitative national repräsentative Be-
völkerungsbefragung (N = 2.525) bezog sich auf 
subjektive Sicherheit und Lebenszufriedenheit. 
Eine weitere – die bislang umfangreichste 
– empirische, bundesweit repräsentative Be-
völkerungsumfrage wurde zu Viktimisierungs-
erfahrungen (Dunkelfeldforschung) und Krimi-
nalitätsfurcht durchgeführt (N = 35.503). 
Ebenfalls mit qualitativem Zugang wurden in 
einem natürlichen Experiment Gefährlichkeit-
sattribuierungen bei der Aneignung von sozia-
len Räumen untersucht. 

Die reziproke Dynamik von Technikgenese und 
(Un-)Sicherheitserwartungen im Hinblick auf 
in der Entwicklung sich befindenden (Sicher-
heits-)Technologien war Thema theoretischer 
Analysen und partizipativer Verfahren. Ziel 
war dabei, Mechanismen der Wechselwirkung 
von Technisierung von Sicherheit und Sicher-
heitswahrnehmung zu untersuchen sowie die 
Sicherheitsproduktion und ihre Ambivalenzen 
zu reflektieren.
Ein Medienmonitoring zu publizistischen 
Wahrnehmungen und Thematisierungen von 
Gefährdungen und Sicherheiten in Deutsch-
land wurde auf der Basis einer quantitativen 
Medienanalyse erstellt. 
Ethische Untersuchungen in Gestalt norma-
tiver Technikfolgenabschätzung einer (techni-
sierten) Sicherheitsproduktion begleiteten den 
Verbund. 
Schließlich wurde ein Sicherheitsbarometer 
zu objektivierten und subjektiven Sicherheiten 
entworfen.
Das MPI konzipierte und realisierte die natio-
nal repräsentative Bevölkerungsbefragung zum 
subjektiven Sicherheitsgefühl und zur Lebens-
qualität und wirkte auch an der bundeswei-
ten Dunkelfeldbefragung mit, einschließlich 
Datenauswertung und -analyse. Das MPI war 
darüber hinaus für die Erstellung des Sicher-
heitsbarometers verantwortlich.
Nach den Erhebungen im Jahr 2012 wurden 
die aufwendigen Arbeiten an den umfangrei-
chen Datensätzen und Datenanalysen in den 
Folgejahren fortgeführt. Die Forschungsergeb-
nisse wurden auf verschiedenen Workshops 
und Konferenzen präsentiert und publiziert. Im 
Jahr 2014 wurde u.a. ein Band mit ersten Er-
gebnissen zum „Deutschen Viktimisierungssur-
vey 2012“ veröffentlicht. Im Folgejahr erschien 
ein Sammelband zur Gesamtstudie. 2016 wur-
den dann vertiefende Analysen zum Viktimi-
sierungssurvey publiziert. Im Jahr 2017 wurde 
eine Replikation des „Deutschen Viktimisie-
rungssurvey“ durch das Bundeskriminalamt 
durchgeführt. An der Auswertung der Daten ist 
das Institut beteiligt. Die Institutionalisierung 
eines regelmäßigen Viktimisierungssurvey auf 
dieser Basis wird angestrebt.
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Leitung: 
Dominik Gerstner, M.A.

Institutsmitarbeiter/-innen:
Hannah Straub (student. Mitarbeiterin)
Lisa Lorenz (student. Mitarbeiterin)
 
Zeitrahmen: 
2015–2018

Projektstatus: 
laufend

 
 

 
 

 

 

 
 

 
 

 
 

 

Vor dem Hintergrund eines deutlichen Anstiegs der Wohnungsein-
brüche wurde von der Polizei Baden-Württemberg unter Leitung 
des Stuttgarter Landeskriminalamts das Pilotprojekt Predictive
Policing P4 durchgeführt. Dabei kam die Computersoftware
PRECOBS des Instituts für musterbasierte Prognosetechnik aus 
Oberhausen zum Einsatz, die nach einem alarmauslösenden Ein-
bruch für bestimmte Gebiete erhöhte Wahrscheinlichkeiten von 
zukünftigen Einbrüchen vorhersagt. 

Das Projekt beinhaltete eine externe wissenschaftliche Evaluation 
durch das Freiburger Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht. Neben der Analyse prozessgenerierter 
Daten mit Fokus auf die Wirksamkeit der Prognosesoftware wurden
eine Online-Befragung mit ca. 700 Teilnehmern sowie Experten-
interviews durchgeführt. 

Der vorliegende Bericht bezieht sich auf den Evaluationszeitraum 
vom 30.10.2015 bis zum 30.04.2016. Inwieweit Predictive Policing 
zur Verhinderung von Wohnungseinbrüchen und zu einer Trend-
wende in der Fallentwicklung beitragen kann, ist auch nach der 
Evaluation trotz einiger positiver Hinweise schwer zu beurteilen. 
Aus der Vielzahl der Einzelergebnisse in diesem Bericht lassen 
sich dennoch einige relevante Schlussfolgerungen ziehen. 
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Gerstner, D. (2017): Predictive Poli-
cing als Instrument zur Prävention 
von Wohnungseinbruchdiebstahl. 
Evaluationsergebnisse zum baden-
württembergischen Pilotprojekt 
P4. Reihe "forschung aktuell / 
research in brief" No. 50. 
Freiburg i. Br.

Dritter Forschungsschwerpunkt 

Predictive Policing
Evaluation des baden-württembergischen Pilotprojekts P4

Wie auch in anderen Regionen Deutschlands 
haben in Baden-Württemberg die Wohnungs-
einbrüche von ca. 2007 bis 2014 deutlich zu-
genommen. Diese Entwicklung wird in der 
öffentlichen Debatte als ein Problem der in-
neren Sicherheit wahrgenommen. Um dem 
entgegenzuwirken, wurde von der Polizei Ba-
den-Württemberg unter Leitung des Stuttgar-
ter Landeskriminalamts das Pilotprojekt Pre-
dictive Policing (P4) gestartet. Dabei kommt 
in den Polizeipräsidien Stuttgart und Karlsru-
he die Computersoftware PRECOBS eines 
kommerziellen Anbieters zum Einsatz. Diese 
prognostiziert für bestimmte Gebiete erhöhte 
Wahrscheinlichkeiten von zukünftigen Ein-
brüchen. Im Anschluss werden entsprechende 
kriminalpräventive Maßnahmen ergriffen. Das 
Ziel ist die Verhinderung von sogenannten Ne-
ar-Repeat-Folgedelikten. Dabei handelt es sich 
um Wohnungseinbruchsdiebstähle, die nicht 
selten in räumlicher und zeitlicher Nähe auf 
einen initialen Einbruch folgen. 

Obwohl in zahlreichen Ländern verschiedens-
te Predictive-Policing-Strategien angewendet 
werden, gibt es bis auf wenige Ausnahmen 
keine Untersuchungen zur Wirksamkeit, die 
nicht von der Polizei oder den Herstellern der 
Software selbst stammen. Das Pilotprojekt 
P4 beinhaltet dahingegen eine unabhängige 
wissenschaftliche Evaluation durch das Max-
Planck-Institut. Zur Messung der Wirksamkeit 
von Predictive Policing werden prozessgene-
rierte Daten analysiert. Eine standardisierte 
Online-Befragung sowie Experteninterviews 
geben Aufschluss zur Akzeptanz und Praktika-
bilität innerhalb des Polizeiapparats. Darüber 
hinaus werden tiefergehende räumliche Un-
tersuchungen zum Deliktfeld Wohnungsein-
bruchsdiebstahl durchgeführt.  

Die erste Phase der Evaluation (30.10.2015 bis 
30.4.2016) wurde mit einem Ergebnisbericht 
abgeschlossen und in der Reihe „forschung 
aktuell“ veröffentlicht. Inwieweit Predictive 

Policing zu einer Verminderung von Woh-
nungseinbrüchen und zu einer Trendwende in 
der Fallentwicklung beitragen kann, ist trotz ei-
niger positiver Hinweise schwer zu beurteilen. 
Auf der Basis der Daten zu den durch PRE-
COBS gestellten Prognosen, darauffolgenden 
polizeilichen Maßnahmen (gemessen über an-
onymisierte GPS-Daten von Polizeifahrzeugen 
und dokumentierte Einsatzdaten) sowie zur 
Entwicklung von Wohnungseinbrüchen konn-
ten aber einige relevante Schlussfolgerungen 
gezogen werden. So wurde z.B. eine Reduzie-
rung der Anzahl von Near-Repeat-Folgedelik-
ten in relevanten Gebieten festgestellt. Aus 
Modellrechnungen ergab sich jedoch, dass die 
kriminalitätsmindernden Effekte von Predicti-
ve Policing im Pilotprojekt P4 wahrscheinlich 
nur in einem moderaten Bereich liegen. Diese 
Ungewissheit bezüglich des Nutzens spiegelt 
sich auch in den Ergebnissen der Online-Be-
fragung von ca. 700 Polizistinnen und Polizis-
ten zu Meinungen und Erfahrungen im Hin-
blick auf den Einsatz von Predictive Policing. 
Die Befragungsergebnisse weisen auf eine 
starke Polarisierung in der Einschätzung des 
Nutzens. Personen, die im täglichen Dienst mit 
besonders vielen Alarmen konfrontiert waren, 
schätzen den Nutzen von Predictive Policing 
geringer ein. Dies ist möglicherweise darauf zu-
rückzuführen, dass Maßnahmen im Anschluss 
an Vorhersagen präventiv wirken und demnach 
der Nutzen nur schwer fassbar ist.

Vor dem Hintergrund methodischer Einschrän-
kungen (kurze Dauer des Evaluationszeitraums, 
Verzicht auf experimentelles Design, einge-
schränkte Anzahl an Testgebieten) sind die bishe-
rigen Ergebnisse in ihrer Aussagekraft vorsichtig 
zu bewerten und lassen keine kausalen Schlüsse 
zu. Seit dem 01.08.2017 läuft PRECOBS des-
halb in einer zweiten Testphase in den beiden 
Pilotpräsidien. Auch diese Phase wird durch das 
MPI evaluiert. Für eine validere Messung der 
Wirksamkeit ist in diese Testphase ein experi-
mentelles Forschungsdesign implementiert.
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Dritter Forschungsschwerpunkt 

Fiducia
New European Crimes and Trust-based Policy

Leitung: 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht 

Institutsmitarbeiter/-innen:
Ass. iur. Susanne Knickmeier, M.A.

externe Mitarbeiter/-innen:
Dr. Stefano Maffei 
(Projektkoordinator, Universität Parma, 
Italien) sowie weitere 25 externe 
Mitarbeiter/-innen aus 9 Ländern)

Zeitrahmen: 
2012–2015

Projektstatus: 
abgeschlossen

Das internationale Kooperationsprojekt Fidu-
cia warf die Frage nach effektiven Alternativen 
zu einer im Schwerpunkt strafrechtlichen Re-
gulierung von (grenzüberschreitender) Trans-
aktionskriminalität auf und analysierte, ob der 
Wechsel von einer repressiven Kriminalpolitik 
hin zu einer Politik der Normkonformität durch 
Normakzeptanz sowie durch Vertrauen in das 
Justizsystem und Verfahrensgerechtigkeit mög-
lich und wünschenswert ist. Im Gegensatz zu 
den in der europäischen Kriminalpolitik vor-
herrschenden repressiven Strategien, die auf 
Kontrolle und Abschreckung gerichtet sind, 
zielen vertrauensorientierte Strategien darauf, 
einen potenziellen Täter von der (moralischen) 
Richtigkeit einer Norm zu überzeugen. Dies 
folgt aus der Procedural Justice Theory. Da-
nach sind Menschen geneigter, geltende Nor-
men zu befolgen und mit dem Justizsystem zu 
kooperieren, wenn sie von der Legitimität der 
Staatsmacht und ihrer Gesetze ausgehen und 
justiziellen Institutionen wie Polizei und Ge-
richten vertrauen.

Die empirische Überprüfung der Fragestellung 
erfolgte anhand von vier Fallstudien zu soge-
nannten neuen Formen von Kriminalität (Men-
schenhandel, Cyberkriminalität, unerlaubter 
Warenhandel und illegale Migration) sowie der 
Frage nach der Übertragbarkeit von Vertrau-
en und Normakzeptanz des Einzelnen auf ein 
anderes Rechtssystem der EU. Neben Sekun-
däranalysen wurden in sechs Mitgliedsstaaten 
der EU (Bulgarien, Deutschland, Finnland, 
Litauen, Italien, Vereinigtes Königreich) und 
der Türkei repräsentative Befragungen durch-
geführt.

Im Ergebnis ließ sich feststellen, dass eine 
effektive Kriminalprävention nicht allein auf 
repressive Kontrollmechanismen gestützt 
werden kann. Da sich die Täter nicht nur von 
rationalen, sondern auch normativen Erwä-
gungen leiten lassen, sollte die Förderung in-
terner Mechanismen (moralischer Verpflich-
tung) sowie des Vertrauens von Menschen 
in das Rechtssystem und die Legitimität von 

Normen einbezogen werden. Die Förderung 
von Normakzeptanz und die Unterbrechung 
der sozialen Akzeptanz abweichenden Ver-
haltens können flankierende Schritte sein. 
Auch wenn normative Strategien keine kurz-
fristigen Erfolge bringen, zeigte sich in den 
Fallstudien ausreichendes Potenzial für ihre 
Anwendung:

(1.) Beim Menschenhandel oder dem Umgang 
mit Migranten korrelieren die Anerkennung 
und das Vertrauen in die Institution Polizei mit 
einer intensiveren Zusammenarbeit zwischen 
den Betroffenen und Strafverfolgungsbehör-
den.
(2.) Beim unerlaubten Warenhandel kann, in 
einem beschränkten Rahmen, die Nachfrage 
sowie die mit der Nachfrage verbundene sozi-
ale Akzeptanz der unerlaubten Transaktionen 
beeinflusst werden.
(3.) Die globale Prävention von Cyberkrimina-
lität erfordert auch Strategien für Selbstregulie-
rungen, die zur Erhöhung der Normakzeptanz 
auf der Grundlage normativer Strategien ent-
wickelt werden sollten.

Inwieweit die Befragten dem Rechtssystem 
eines ihnen durch persönliche Aufenthalte be-
kannten europäischen Landes vertrauen und 
in diesem Land die Legitimität der Polizei an-
erkennen, hängt stark von dem Vertrauen und 
der Einstellung zur Legitimität im Heimatland 
ab. Ist das Vertrauen in die Polizei des eigenen 
Landes hoch, so werden auch die Entschei-
dungen der Polizei in einem anderen Land als 
legitim und fair angesehen. Dieses Ergebnis 
zeigt, dass auch die EU in der kriminalpoliti-
schen Ausrichtung normative Elemente einbe-
ziehen sollte.

Weiterer Forschungsbedarf richtet sich auf 
die empirische Überprüfung der Wirksamkeit 
konkreter normativer Strategien, die qualitative 
Untersuchung der quantitativen Umfragedaten 
sowie eine Längsschnittstudie zu der Frage des 
Vertrauens in das Rechtssystem anderer Mit-
gliedsstaaten der EU.
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Leitung: 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg 
Albrecht 
(Konsortialführer)

Institutsmitarbeiter/-innen:
Dr. Sabine Carl (bis 08/2017)
Dr. Michael Kilchling
Ass. iur. Susanne Knickmeier, M.A.
Elisa Wallwaey, M.A.
 
Zeitrahmen: 
2015–2018

Projektstatus: 
laufend
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und Konkurrenzausspähung  
Vorfälle und Prävention bei KMU im Zeitalter 
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Bollhöfer, E., Jäger, A. (2018): 
Wirtschaftsspionage und Kon-
kurrenzausspähung – Vorfälle und 
Prävention bei KMU im Zeitalter 
der Digitalisierung. Arbeitsberichte 
aus dem Max-Planck-Institut für 
ausländisches und internationales 
Strafrecht, Band A 8, Freiburg i. Br.

II. Forschungsprojekte

Dritter Forschungsschwerpunkt 

WiSKoS
Wirtschaftsspionage und Konkurrenzausspähung in Deutschland und Europa

Nicht nur global tätige Konzerne sind Ziel von 
Spähangriffen, sondern auch oder gerade klei-
ne und mittlere Unternehmen, die wertvolles 
technisches Knowhow entwickeln, das ebenso 
wie Geschäfts- und Kundendaten Interesse bei 
der in- und ausländischen Konkurrenz hervor-
ruft. Angriffe auf geschützte Informationen von 
Unternehmen können materielle Schäden in 
Millionenhöhe verursachen und die Existenz 
von Unternehmen und Arbeitsplätzen bedro-
hen. Ungeachtet der bekannten Gefährdungs-
lage und des hohen Schadenspotenzials für die 
Unternehmen sind die Phänomenbereiche der 
Wirtschaftsspionage und Konkurrenzausspä-
hung in der kriminologischen Forschung bis-
lang kaum untersucht.

Das in der kriminologischen Abteilung ange-
siedelte Projekt WiSKoS zielt auf die systema-
tische Erfassung der Bedrohung durch Wirt-
schaftsspionage und Konkurrenzausspähung, 
der modi operandi in einem weithin digitali-
sierten Umfeld, der staatlichen Kontrollstruk-
turen und der innerbetrieblichen Erkennungs- 
und Präventionsstrategien in Deutschland und 
Europa. Realisiert wird das Vorhaben in einem 
interdisziplinären Forschungsverbund, an dem 
das Fraunhofer Institut für System- und In-
novationsforschung (ISI, Karlsruhe) und als 
assoziierte Partner das BKA, das LKA Baden-
Württemberg und die Sächsische Hochschule 
der Polizei beteiligt sind.

Zunächst wurde der regulatorische Status Quo 
in allen EU-Mitgliedsstaaten und der Schweiz 
aufgearbeitet und vergleichend analysiert. Da-
bei standen u.a. Fragen nach der rechtlichen 
Einordnung des unerlaubten Abflusses von Ge-
schäftsgeheimnissen, der Rechtsgutsbestim-
mung sowie der Zuständigkeiten von Polizei 
und Geheimdienst bei der Strafverfolgung und 
Prävention im Mittelpunkt. In allen nationalen 
Rechtsordnungen ist der Zugriff auf Geschäfts- 
und Betriebsgeheimnisse fragmentarisch gere-
gelt, wobei teilweise auf Auffangtatbestände 
aus dem Bereich der Computerkriminalität zu-
rückgegriffen werden muss, um den unerlaub-

ten Informationsabfluss strafrechtlich verfolgen 
zu können. Mit der Richtlinie (EU) 2016/943 
über den Schutz vertraulichen Knowhows und 
vertraulicher Geschäftsinformationen legte die 
EU im Jahr 2016 den Grundstein für einen ein-
heitlichen europaweiten Schutz von Geschäfts-
geheimnissen.

Mit der in Deutschland bislang umfangreichs-
ten Analyse von n = 713 Strafverfahren zu 
Verstößen gegen §§ 17 ff. UWG (Verrat von 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen) wurde 
das Hellfeld im Hinblick auf Merkmale von 
Tätern und Opfern, modi operandi und Deter-
minanten der Strafverfolgung untersucht. Der 
Datenzugriff erfolgte in 43 % der Fälle durch 
Mitarbeiter in dem geschädigten Unterneh-
men. 32 % der Täter waren Externe, und 23 % 
entwendeten die Daten als interne Täter und 
verwendeten sie extern, z.B. nach dem Wechsel 
zu einem Konkurrenten. In über 76 % der Ent-
scheidungen kam es zu einer Verfahrenseinstel-
lung oder dem Verweis der Geschädigten auf 
den Privatklageweg. Nur in 10 % der Verfah-
ren wurde ein Strafbefehl erlassen oder der Tä-
ter angeklagt. In fünf weiteren Ländern (s.u.) 
wurden insgesamt 50 exemplarische Fallstudi-
en ausgewertet.

Die Vermutung, dass Unternehmen häufig 
Cyberangriffen ausgesetzt sind, bei denen die 
Täter unbekannt sind oder das Vorgehen un-
entdeckt bleibt, sowie Fragen nach innerbe-
trieblichen Präventionsmaßnahmen und Erfah-
rungen zur Kooperation mit Behörden wurden 
mit Experteninterviews und einer Dunkelfeld-
befragung untersucht. Die Interviews wurden 
mit Vertretern von Strafverfolgungsbehörden, 
Unternehmen und Wissenschaftsorganisati-
onen in Deutschland, Bulgarien, Dänemark, 
England, Österreich und der Schweiz geführt. 
Im Rahmen der schriftlichen Dunkelfeldbefra-
gung haben mehr als 650 Unternehmen Fragen 
zu Erfahrungen mit Angriffen auf Unterneh-
mensgeheimnisse, der Kooperation mit Straf-
verfolgungsbehörden und Präventionsmaßnah-
men beantwortet.
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II. Forschungsprojekte

Dritter Forschungsschwerpunkt 

Gefährdete Unternehmensgeheimnisse
Phänomenologie, Strafverfolgung und Prävention von Konkurrenzausspähung und 
Wirtschaftsspionage

Das Promotionsprojekt steht in enger Verbin-
dung zu dem Projekt „Wirtschaftsspionage und 
Konkurrenzausspähung in Deutschland und 
Europa“.

Nach dem allgemeinen Verständnis deutscher 
Sicherheitsbehörden fällt unter Konkurren-
zausspähung die private Ausforschung kon-
kurrierender kommerzieller Unternehmen. 
Gemeinsam ist den Angriffen in Form von Kon-
kurrenzausspähung, dass Geheimnisse, zum 
Beispiel Geschäftsdaten oder Forschungser-
gebnisse eines Unternehmens ohne den Willen 
des Geheimnisinhabers von einem Dritten aus-
gespäht und gegebenenfalls weiterverwendet 
werden. Dabei ist die Grenze zwischen einem 
noch legalen und einem schon illegalen Verhal-
ten fließend und zum Teil umstritten, zum Bei-
spiel beim sog. Reverse Engineering. Bei der 
Wirtschaftsspionage, die nach dem Verständnis 
deutscher Sicherheitsbehörden einen anderen 
Staat als Täter voraussetzt, dient das Strafrecht 
nicht nur dem Schutz von Unternehmen, son-
dern vor allem dem Schutz der Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland.

Im Mittelpunkt der Arbeit steht die Untersu-
chung (1.) der Geschädigten und ihrer Un-
ternehmensgeheimnisse, (2.) der Täter, ihrer 
Motive und Handlungsintentionen sowie 
(3.) des Tatvorgehens im Bereich der Kon-
kurrenzausspähung. Zur Beantwortung der 
Fragestellungen wurden Daten aus 713 deut-
schen Strafverfahren wegen Verstoßes gegen 
§§ 17–19 UWG im Zeitraum von 2010–2015 
ausgewertet sowie Ergebnisse aus Experten-
interviews mit Behörden, Unternehmen und 
Wissenschaftsorganisationen herangezogen. 
Da für den ergänzend bearbeiteten Bereich der 

Wirtschaftsspionage keine Auswertung der als 
vertraulich eingestuften Daten aus Strafver-
fahren möglich war, konnte nur auf Ergebnisse 
der Experteninterviews sowie Sekundäranaly-
sen zurückgegriffen werden. Als theoretische 
Erklärungsansätze werden Persönlichkeits-
strukturen von Tätern der Wirtschaftskrimi-
nalität sowie das Leipziger Verlaufsmodel zu 
Gelegenheitstätern und für Handlungsent-
scheidungen die Rational Choice Theory und 
Routine Activity Theory zugrunde gelegt. Die 
Handlungen von Staaten werden mit der The-
ory of Intelligence erklärt.

In einem zweiten Schritt werden anhand der 
Daten Präventionsstrategien untersucht. Eine 
kriminalpolitische Strategie zum Schutz von 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen ergibt 
sich aus Vorschriften des deutschen Strafge-
setzbuchs und des Nebenstrafrechts, vor allem 
aus dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbe-
werb. Aufgrund der internationalen Relevanz 
der Konkurrenzausspähung und Wirtschafts-
spionage für global tätige Unternehmen, aber 
auch für wirtschaftspolitisch verbundene Nati-
onen wird auf europäischer Ebene zunehmend 
über Schutzvorschriften diskutiert – vgl. die 
Richtlinie (EU) 2016/943 des Europäischen 
Parlaments und Rates vom 8. Juni 2016 über 
den Schutz vertraulichen Knowhows und ver-
traulicher Geschäftsinformationen (Geschäfts-
geheimnisse) vor rechtswidrigem Erwerb sowie 
rechtswidriger Nutzung und Offenlegung. An-
hand der durch die Strafaktenanalyse gewon-
nenen Daten werden Schwierigkeiten und 
etwaige Lücken bei der Umsetzung strafrecht-
licher Normen in der staatsanwaltschaftlichen 
und richterlichen Praxis beschrieben und ana-
lysiert.

Leitung: 
Ass. iur. Susanne Knickmeier, M.A

Zeitrahmen: 
2016–2019

Projektstatus: 
laufend
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Leitung: 
Prof. Dr. Dietrich Oberwittler

Institutsmitarbeiter/-innen:
Dominik Gerstner, M.A.
Dr. Heleen Janssen
Göran Köber 
(MNARS)

Zeitrahmen: 
2013–2018

Projektstatus: 
laufend

II. Forschungsprojekte

Dritter Forschungsschwerpunkt 

Sicherheit älterer Menschen im Wohnquartier 
(SENSIKO)
Analysen und Konzeption des Praxismodells „Seniorensicherheitskoordination“

Das Sicherheitsempfinden älterer Menschen 
wird mit dem demographischen Wandel eine 
zunehmende Bedeutung für das Zusammen-
leben in Großstädten erlangen. Ältere werden 
zwar seltener Opfer als Jüngere, haben jedoch 
aufgrund erhöhter Vulnerabilitäten ein stärke-
res Sicherheitsbedürfnis und reagieren stärker 
mit Rückzug, mit potenziell negativen Folgen 
für das Sozialkapital.

Das SENSIKO-Verbundprojekt leistete ge-
meinsam mit der Technischen Hochschule 
Köln im Rahmen des Programms „Forschung 
für die zivile Sicherheit“ einen Beitrag zum Ver-
ständnis und zur Prävention dieses Problemfel-
des. 

Wir untersuchten die objektive und subjektive 
Sicherheitslage der städtischen Wohnbevöl-
kerung im Alter zwischen 25 und 89 Jahren. 
In einem Mehrebenen- und Längsschnittde-
sign wurden Befragungs-, Beobachtungs- und 
Strukturdaten auf einer sehr kleinräumigen 
Ebene zusammengeführt. Hierfür wurde im 
Frühjahr 2014 und Herbst 2015 in Köln und 
Essen die längsschnittliche postalische Be-
fragung „Zusammenleben und Sicherheit in 
Köln“ (bzw. Essen) durchgeführt, an der in 
der ersten Welle ca. 6.560 Befragte und in der 
zweiten Welle noch 3.750 Befragte aus 140 
Stadtvierteln teilnahmen. Parallel erfolgte eine 
systematische Beobachtung von Unordnung im 
öffentlichen Raum durch studentische Projekt-
mitarbeiter. 

In Kombination mit amtlichen Strukturdaten 
war es möglich, differenzierte Aussagen zu den 
individuellen und kollektiv-sozialräumlichen 
Bedingungsfaktoren von Unsicherheitswahr-
nehmungen zu treffen. Zu den wesentlichen 
Ergebnissen zählt, dass Ältere zwar hinsicht-
lich des Sicherheitsgegühls im Wohngebiet 
und des Vermeideverhaltens, nicht jedoch hin-

sichtlich der deliktspezifischen Furcht stärker 
belastet sind als andere Altersgruppen. Ent-
gegen unseren Erwartungen wurden sie weni-
ger stark als Jüngere von den konkreten Pro-
blemlagen in den Wohngebieten beeinflusst, 
sondern stärker von ihrer individuellen Vulne-
rabilität. Allen Altersgruppen ist gemein, dass 
ihre Unsicherheitswahrnehmungen weniger 
von Kriminalitätsschwerpunkten, sondern von 
sozialen Problemlagen und insbesondere der 
ethnischen Diversität beeinflusst wurden. Da-
bei spielt die individuelle Einstellung zur Mi-
gration eine zentrale Rolle: Befragte mit einer 
negativen Haltung zu Migranten fühlten sich 
durch ethnische Diversität deutlich stärker ver-
unsichert als Befragte mit einer eher positiven 
Haltung. Das Gleiche gilt für die subjektive 
Wahrnehmung von Signalen der Unordnung, 
die potenziell verunsichernd wirken. Im Längs-
schnitt zeigte sich, dass steigende Unsicher-
heitsgefühle auch negative Auswirkungen auf 
das Wohlbefinden und Sozialverhalten haben.

In einer anwendungsorientierten Perspekti-
ve der Sozialraumforschung befasste sich die 
Technische Hochschule Köln mit Präventions-
ansätzen. In vier Kölner Stadtteilen wurden da-
bei Perspektiven und Handlungsansätze unter-
schiedlicher kommunaler Akteure miteinander 
verbunden und zu einem integrierten Konzept 
einer „Seniorensicherheitskoordination“ wei-
terentwickelt und in einem Praxishandbuch 
veröffentlicht.

Eine internationale Erweiterung des Projekts 
stellt die Kooperation mit Prof. Rebecca Wi-
ckes (Monash University, Melbourne, bis 2017 
University of Queensland, Brisbane) und der 
Australian Community Capacity Study dar, die 
gemeinsam durch den DAAD und die Group of 
Eight gefördert wurde. In diesem Rahmen wur-
den zwei Workshops in Brisbane und Freiburg 
sowie vergleichende Analysen durchgeführt.
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II. Forschungsprojekte

Dritter Forschungsschwerpunkt 

Vulnerability and Fear of Crime
About the Effects of Physical and Social Factors as well as Personality Traits, Beliefs, and 
Life Events on Affective and Behavioral Responses to Crime

Dieses Promotionsprojekt ist Teil des Projekts 
„Sicherheit älterer Menschen im Wohnquar-
tier (SENSIKO)“ und analysiert die Panel-
daten der Befragung „Zusammenleben und 
Sicherheit in Köln bzw. Essen“. Die Arbeit 
untersucht, ob das theoretische Konzept der 
Vulnerabilität hilfreich bei der Erklärung von 
Kriminalitätsfurcht ist und zeigt, dass die 
meisten Vulnerabilitätsfaktoren (wie z.B. Per-
sönlichkeitseigenschaften, finanzielle Belas-
tungen und Unterstützungsnetzwerke) Krimi-
nalitätsfurcht beeinflussen. Die Arbeit nimmt 
Bezug auf frühere Vulnerabilitätsansätze in 
der Kriminalitätsfurchtforschung, überarbeitet 
diese aber und integriert einen stärkeren zeit-
lichen Bezug, eine klarere Trennung zwischen 
Personen und deren Kontexten sowie Lebens-
ereignisse wie Viktimisierung. Durch die Ver-

wendung der „Between-Within“-Modellierung 
zeigt diese Arbeit, dass die meisten Vulnera-
bilitätsfaktoren auch längsschnittlich mit Kri-
minalitätsfurcht zusammenhängen. Hieraus 
ergibt sich im Vergleich zu bisherigen Quer-
schnittsstudien belastbarere wissenschaftliche 
Evidenz. Darüber hinaus werden die kausalen 
Pfade, durch die Viktimisierung Kriminalitäts-
furcht erhöht, untersucht. In Querschnitts-
analysen thematisiert die Arbeit außerdem den 
Einfluss von (frühen) Lebensereignissen auf 
Kriminalitätsfurcht, die Frage der Vermittlung 
von Vulnerabilitätsfaktoren über theoretische 
Mechanismen, den Einfluss von Nachbar-
schaftscharakteristika sowie deren „Spatial 
Lags“ sowie Interaktionseffekte zwischen Vul-
nerabilitätsfaktoren und Stressoren (Nachbar-
schaftscharakteristika und Viktimisierung).    

Leitung: 
Göran Köber 
(MNARS)

Zeitrahmen: 
2014–2018

Projektstatus: 
abgeschlossen
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II. Forschungsprojekte

Leitung: 
Christine Preiser 
(IMPRS REMEP)

Zeitrahmen: 
2013–2017

Projektstatus: 
abgeschlossen

Nachtleben kann als ein Zeit/Raum der Gren-
zaustestungen und -überschreitungen gefasst 
werden, der Experimentiermöglichkeiten bie-
tet. Nicht selten werden Teilaspekte davon 
unter der Perspektive devianten Verhaltens 
bearbeitet (etwa Rauschverhalten, Gewalt, 
Sexualität). Eine der offenkundigen Gren-
zen – der Übergang in den Club als einem 
Vergnügungsort der Nacht – ist mit ebenso 
offenkundigen Wächtern ausgestattet: Türste-
hern. Die Rolle von Türstehern ist vor allem 
im angelsächsischen Bereich umfangreicher 
erforscht worden, in Deutschland hingegen 
bis dato randständig geblieben. In diesem Pro-
motionsprojekt wurden Türsteher erstmalig in 
Deutschland umfassend in den Fokus gerückt 
und ethnografisch erforscht. Kernstück sind 
insgesamt rund 60 Nächte mit offenen teilneh-
menden Beobachtungen im Arbeitsalltag von 
Türstehern in drei Clubs in zwei deutschen 
Großstädten. Die Forschungsfrage lautete: Wie 
handeln Türsteher mit wem welche Grenzen 
aus und wie gestalten sie damit den Club als 
jeweiliges Territorium mit? 

Dazu wird zunächst nachgezeichnet, wie Per-
sonen über meist informelle Netzwerke als po-
tenzielle neue Türsteher rekrutiert werden und 
einen Prozess der Einverleibung durchlaufen, 
über den sie sich verschiedene Wissensformen 

und Körpertechniken aneignen und Teil einer 
Gemeinschaft werden. Im Anschluss werden 
verschiedene Prozesse des Grenzenaushan-
delns analysiert: (1) Es wird gezeigt, wie Türste-
her den Clubeinang als Grenzübergang baulich 
(mit-)gestalten und welche Übergangsprozesse 
Neueintreffende durchlaufen, um entweder 
zu Gästen oder zu Abgewiesenen zu werden. 
Hier werden erste Grundprinzipien vermittelt, 
die auch im Club weiterwirken. (2) Die Party 
verspricht ein gewisses Maß an Entgrenzung 
und folgt eigenen (Spiel-)Regeln, die von Tür-
stehern maßgeblich mitdefiniert werden. Hier 
geht es um die Aushandlung des Erlaubten/
Unerlaubten und die Weiterbearbeitung von 
devianten Gästen, die auch den Club als Ter-
ritorium in verschiedene Zonen unterschiedli-
cher Regeln strukturiert und ins Verhältnis zur 
Nachtstadt setzt. (3) Fluchtpunkt der Arbeit 
von Türstehern ist Ärger, dessen Bearbeitung 
maßgeblich beinhaltet, (weiteren) Schaden in 
Grenzen zu halten und eine situative Auswei-
tung zu unterbinden. Dies findet in verschie-
denen Stufen von Ärger seinen Ausdruck, der 
sich von einer unbestimmten ersten Wahr-
nehmung bis hin zu einem hochdynamischen 
„Wust“ mit vielen Beteiligten in wechselnden 
Konstellationen steigern kann. Jede Steigerung 
bringt potenziellen Schaden mit sich, der neue 
Techniken erfordert. 

Dritter Forschungsschwerpunkt 

Grenzwächter des Nachtlebens. Eine Ethnografie 
über Türsteher in Deutschland
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Dritter Forschungsschwerpunkt 

Prävention von Radikalisierung/Deradikali- 
sierung in Deutschland und Frankreich
Ein vergleichender Überblick zu den politischen Ansätzen und den Präventionsmaßnahmen 
im Kampf gegen den gewalttätigen (islamistischen) Extremismus

Gefahren des sogenannten „homegrown“-Ter-
rorismus werden heute zu den größten Sicher-
heitsrisiken in Europa gezählt. Dies spiegelt 
sich in politischen Agenden, die dem Kampf 
gegen den islamistischen Terror höchste Prio-
rität zuweisen. 

Islamistische Radikalisierung junger Men-
schen gilt als eine der Hauptursachen für die-
se, in Europa „neuartige“ Form terroristischer 
Gewalt, die seit 2011 zudem mit dem Phäno-
men der „reisenden terroristischen Kämpfern“ 
verbunden ist.

In den letzten Jahren wurde neben nationalen 
und supranationalen Strategien der Terroris-
mus- und Radikalisierungsbekämpfung eine 
Fülle von Programmen und Initiativen gestar-
tet, die Radikalisierungstendenzen präventiv 
entgegenwirken, den Ablösungsprozess von 
radikalen Milieus begleiten und den Wieder-
einstieg ehemals radikalisierter Personen in die 
Gesellschaft ermöglichen sollen.

Die wissenschaftliche Praxis hat sich bereits 
intensiv mit dem Phänomen des gewalttäti-
gen radikalen (islamistischen) Extremismus 
auseinandergesetzt und dessen Ursprünge, 
Prozesshaftigkeit und Einflussfaktoren aufge-
zeigt. Mit einigen wenigen Ausnahmen fehlt 
es jedoch an Studien, die einen systematischen 
Überblick zu staatlichen Strategien gegen den 
religiös bedingten Terror und Maßnahmen zur 
Vorbeugung islamistischer Radikalisierung ver-
schaffen.

Deutschland und Frankreich zählen zu den 
Staaten Europas mit einem bedeutenden An-
teil an muslimischer Bevölkerung und sind 
damit vom Problem islamistischer Radikalisie-
rung besonders betroffen. Die Länder verfolgen 
jedoch unterschiedliche Strategien und setzen 
unterschiedliche Mittel zur Prävention von Ra-
dikalisierung und zur Deradikalisierung ein. 

Das Projekt zielt darauf ab, die Legitimität und 
Effektivität gegenwärtiger Strategien der Dera-
dikalisierung kritisch zu hinterfragen. 

Insbesondere setzt sich das Projekt mit den in 
Deutschland und Frankreich verfolgten nati-
onalen und regionalen Anti-Terror-Strategien 
auseinander, vermittelt einen Überblick zu den 
staatlichen Präventions- und Deradikalisie-
rungsmaßnahmen und verschafft Einblick in 
die rechtlichen Rahmenbedingungen und den 
gesellschaftlichen und politischen Diskurs be-
züglich des Multikulturalismus und der Rolle 
des Islams in der Gesellschaft. 

Darüber hinaus zeichnet das Projekt systema-
tisch Anzahl und Format der Präventionspro-
gramme in Deutschland und Frankreich auf, 
die sich spezifisch mit islamistischer Radika-
lisierung beschäftigen. Ziele, organisatorische 
und finanzielle Rahmenbedingungen sowie 
Präventionsmethoden der Programme werden 
diskutiert.

Die vorläufigen Ergebnisse deuten darauf 
hin, dass Frankreich und Deutschland tat-
sächlich unterschiedlich auf Radikalisierung 
reagieren. 

Während Frankreich wegen des speziellen Ver-
ständnisses von Säkularisierung das Thema 
„Religion“ in Anti-Radikalisierungsprogrammen 
marginalisiert, wenden sich in Deutschland 
eine Vielzahlt von Programmen spezifisch an 
Angehörige der muslimischen Religion, und 
staatliche Institutionen kooperieren eng mit 
muslimischen Verbänden.

Die systematische länderübergreifende Ana-
lyse erlaubt es, Defizite zu identifizieren und 
Verbesserungsvorschläge für eine erfolgreiche 
Prävention von gewalttätigem islamistischem 
Extremismus und Radikalisierung zu formu-
lieren. 

Leitung: 
Anina Schwarzenbach, M.A., LL.M.
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht

Zeitrahmen: 
2017–2018

Projektstatus: 
laufend
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Vierter Forschungsschwerpunkt

Kriminalität, sozialer Kontext 
und sozialer Wandel
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Vierter Forschungsschwerpunkt 

Freiburger Kohortenstudie zur Entwicklung 
polizeilich registrierter Kriminalität und 
strafrechtlicher Sanktionierung

Die Zielsetzung des Projekts wird durch folgen-
de zentrale Fragen umrissen:

		Welche altersabhängigen Verläufe und Inter-
dependenzen lassen sich bei offiziell regist-
rierter Kriminalität feststellen?

		Sind polizeiliche Auffälligkeiten ein Prädiktor 
für kriminelles Verhalten in späteren Lebens-
phasen?

		Inwieweit sind Entstehung und Entwicklung 
offiziell registrierter Kriminalität einem sozia-
len Wandel unterworfen?

		Beeinflussen justizielle Interventionen die 
Entwicklung der Delinquenz?

		Von welchen deliktsspezifischen und biogra-
phischen Faktoren hängt die Sanktionswahl 
der Justiz ab und inwieweit wird auch sie 
durch den sozialen Wandel geprägt?

Diese Fragestellungen zielen neben einer Ana-
lyse der Entscheidungsprozesse und der Aus-
wirkungen institutioneller Reaktionen auf De-
linquenz insbesondere auf die Abhängigkeit der 
Delinquenz von dem individuellen Alterungs-
prozess wie auch dem damit einhergehenden 
gesellschaftlichen Wandel ab. Während Fragen 
nach im Lebenslauf in zeitlicher Abfolge auftre-
tenden Ereignissen herkömmlicherweise durch 
eine Längsschnittserfassung von nur einem Ge-
burtsjahrgang (Kohorte) geklärt werden könnten, 
erlaubt das spezielle Design dieser Studie mit 
zurzeit neun Kohorten, die Entwicklungen über 
die Zeit (Periode), d.h. den Einfluss des allge-
meinen gesellschaftlichen Wandels gleichfalls 
zu bestimmen. Dies ist möglich, da bestimmte 
Altersphasen jeweils in unterschiedliche zeitli-
che Kontexte fallen und so über diese Perioden 
verglichen werden können. Gleichzeitig ist es 
dadurch möglich, typische, von der jeweiligen 
Periode nicht beeinflusste Altersentwicklungen 
zu extrahieren und somit die Effekte des Alters 
und der Periode voneinander zu trennen. Damit 
können verschiedene Fragestellungen zur Krimi-
nalitätsentwicklung sowohl in Abhängigkeit vom 
Alter als auch im Rahmen des sozialen Wandels 
beantwortet werden, die anders aufgebauten Stu-
dien gar nicht oder nur schwer zugänglich sind.

Die Aufbereitung der halbjährlichen Liefe-
rungen der Polizeidaten (2006–2018) ist ab-
geschlossen und die Daten des „Altbestands“, 
die noch in einer anderen Struktur und Ko-
dierung vorlagen, wurden eingegliedert. Wäh-
rend dieser Arbeiten wurde deutlich, dass das 
zentrale Merkmal zur Identifizierung einer 
Person, nämlich der aus dem verschlüsselten 
Geburtsdatum und -namen bestehende Key, 
keineswegs so stabil ist wie erwartet. Anhand 
weiterer Informationen, z.B. Geburtsort und 
Vorname, aber vor allem durch die beiden 
Personen zugeordneten Taten konnten dop-
pelte Personenerfassungen (unterschiedliche 
Keys) identifiziert und korrigiert werden. Es 
stellte sich heraus, dass ca. 3,5 % der Deut-
schen und ca. 6 % der Ausländer doppelt 
erfasst waren. Auch der „Altbestand“ wur-
de diesbezüglich kontrolliert und korrigiert. 
Diese Korrekturen wirken sich nicht auf die 
jährlichen Prävalenz- und Inzidenzraten aus, 
wohl aber – wenn auch nur geringfügig – auf 
die über die Lebenszeit kumulierten Präva-
lenzraten. Inwieweit die Analysen zu typi-
schen Karrieremustern davon betroffen sind, 
wird überprüft. 

Ein um die neu erfassten Altersjahre (jetzt bei 
der Kohorte 1970 bis zu einem Alter von 48 
Jahren) sowie um drei Geburtskohorten (1992, 
1996, 2000) erweiterter Bericht zur Prävalenz 
polizeilicher Registrierung und deren Verän-
derung über die Kohorten ist bis Mitte 2018 
geplant. 

Da die Daten nicht nur Mitglieder der einzel-
nen Kohorten, sondern auch, falls vorhanden, 
Mittäter aus anderen Geburtsjahrgängen um-
fassen, soll die Struktur (z.B. Alter, Geschlecht 
und ethnische Zusammensetzung) von Täter-
gruppen untersucht werden. Von besonderem 
Interesse ist dabei die Stabilität bzw. Variabi-
lität der Gruppen sowie die Frage, inwieweit 
tatsächlich bestimmte Personen den Kern sich 
sonst möglicherweise wandelnder Gruppen bil-
den. Hier sind grundlegend neue Erkenntnisse 
zu erwarten.

Leitung: 
Dr. Volker Grundies

Institutsmitarbeiter/-innen:
Dr. Carina Tetal

Zeitrahmen: 
Langzeitprojekt seit 1985

Projektstatus: 
laufend
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Vierter Forschungsschwerpunkt 

Polizei und Jugendliche in multi-ethnischen  
Gesellschaften (POLIS)

Das vergleichende deutsch-französische For-
schungsprojekt in Kooperation mit CNRS/
PACTE-Science Po an der Université Pierre-
Mendès-France in Grenoble wurde durch 
kollektive Jugendgewalt gegen die Polizei in 
Frankreich und anderen europäischen Län-
dern angeregt und fokussierte sich auf das 
alltägliche Verhältnis zwischen Polizei und 
Jugendlichen mit und ohne Migrationshin-
tergrund als latente Basis für Gewaltausbrü-
che.  Die Studie wurde von 2009 bis 2011 aus 
Mitteln des von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft und der Agence Nationale de la 
Recherche getragenen „Förderprogramms in 
den Geistes- und Sozialwissenschaften“ finan-
ziert. 

Die empirischen Erhebungen in zwei deut-
schen (Köln und Mannheim) und franzö-
sischen Städten (Lyon und Grenoble) um-
fassten eine standardisierte Befragung von 
Jugendlichen im Alter von etwa 13 bis 16 
Jahren an Schulen (n = 7.300 in Deutschland, 
n = 14.000 in Frankreich), teilnehmende Be-
obachtungen bei der Polizei im Umfang von 
jeweils etwa 250 bis 350 Stunden und über 
100 qualitative Leitfadeninterviews mit Poli-
zeibeamten in allen vier Städten. Zusätzlich 
wurden in Deutschland vier Gruppendiskus-
sionen mit Jugendlichen in Jugendzentren 
durchgeführt. 

Die Befragungen und teilnehmenden Beobach-
tungen ergaben deutliche Unterschiede im Ver-
hältnis und im Umgang zwischen Polizei und 
Jugendlichen, insbesondere im Vergleich der 
Jugendlichen nordafrikanischer Abstammung 
in Frankreich und türkischer und arabischer 
Abstammung in Deutschland. In Frankreich 
deuten die Ergebnisse auf eine diskriminie-
rende Kontrollpraxis der Polizei und auf span-
nungsgeladene Interaktionen. Ein wesentlicher 
Schlüssel für die eher positiven Beziehungen 
in Deutschland scheinen in einer relativen 
Gleichbehandlung der Jugendlichen und in ei-
ner erfolgreichen Kommunikationsstrategie der 
Polizeibeamten zu liegen, die in Deutschland 
häufig erfahrener und besser ausgebildet sind. 

Im April 2015 veranstalteten die deutsch-franzö-
sischen Projektpartner mit finanzieller Unterstüt-
zung der Thyssen-Stiftung eine internationale 
Konferenz in Paris zum Thema „Police-Citizen-
Relations“, an der Wissenschaftler/-innen aus 
Europa, USA und Australien teilnahmen, und 
auf der auch Ergebnisse des POLIS-Projekts 
vorgestellt wurden. Die Konferenzbeiträge sind 
Ende 2017 als Sammelband im Routledge Verlag 
erschienen. 

Die Projektmitarbeiterin Anina Schwarzenbach 
schloss ihre Promotion 2017 erfolgreich mit 
vertiefenden Analysen der POLIS-Daten ab.

Leitung: 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht
Prof. Dr. Dietrich Oberwittler 
Prof. Dr. Sebastian Roché  
(CNRS/Science Po, Université de Grenoble- 
Alpes, Frankreich)

Institutsmitarbeiter/-innen:
Dipl. Geogr. Dipl. Krim. Daniela Hunold 
(bis 12/2013)
Dominik Gerstner, M.A.
Anina Schwarzenbach, M.A. 

externe Mitarbeiter/-innen:
Prof. Dr. Jacques de Maillard 
(Université de Versailles-St.- 
Quentin-en Yvelines, Frankreich)

Zeitrahmen: 
2009–2015

Projektstatus: 
abgeschlossen

Oberwittler, D., Roché, S. (eds.) 
(2018): Police-Citizen Relations 
Across the World – Comparing 
Sources and Contexts of Trust 
and Legitimacy. Routledge. Lon-
don, New York.
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Die Notwehr als eines der seit jeher anerkann-
ten klassischen Rechte der Bürgerinnen und 
Bürger ist in nahezu allen Rechtsordnungen 
vorhanden und wird in ihrem Umfang und ih-
rer konkreten Ausgestaltung auf nationaler und 
internationaler Ebene immer wieder kontrovers 
diskutiert.

Mit besonderem Blick auf den Wertewan-
del in der Gesellschaft gewinnt die Debatte 
über die Rechtsfigur der Notwehr dann im-
mer mehr an Bedeutung, wenn berücksichtigt 
wird, dass das Notwehrrecht Privater weitrei-
chende Befugnisse eröffnen kann, in wesent-
liche Rechtsgüter eines Mitmenschen einzu-
greifen.

Die vorliegende Untersuchung soll mittels ei-
nes Rechtsvergleichs auf die Notwehrrechte 
verschiedener europäischer Rechtsordnungen 
eingehen, um einen umfassenden Überblick 
über die Struktur und Begründung eines sol-
chen Rechts in Europa zu verschaffen und 
anschließend die Grenzen der Verteidigungs-
befugnis anhand konkreter Problemstellungen 
zu untersuchen.

Ein besonderes Augenmerk ist dabei auf die 
Zulässigkeit lebensgefährlicher Verteidigungs-
handlungen – auch im Hinblick auf die mög-
lichen Auswirkungen des Art. 2 II lit. a EMRK 
auf die Verteidigung von Sachwerten – sowie 
auf weitere Konstellationen – wie die Provo-
kation – zu legen, bei denen aufgrund einer 
Interessenverlagerung das Recht zur uneinge-
schränkten Notwehr des Angegriffenen teil-
weise oder sogar ganz entfällt. Einen weiteren 
Schwerpunkt stellen andererseits die Bedräng-
nissituation des Angegriffenen und die Un-
übersichtlichkeit der Konfliktlage dar, die in 
der subjektiven Ausgestaltung der Notwehr ins-
besondere beim Irrtum und Exzess in Betracht 
kommen.

Angesichts der Erwartungen an die Europäi-
sierung der Strafrechtspflege soll die Analyse 
der bestehenden Lösungsmodelle zudem zur 
Entwicklung allgemeiner Rechtsgrundsätze 
dienen, die sich in einer einheitlichen Kon-
zeption der Notwehr erfassen lassen und somit 
zur Harmonisierung des Strafrechts sowie der 
Kriminalpolitik im europäischen Kontext bei-
tragen.

Vierter Forschungsschwerpunkt 

Perspektiven eines einheitlichen Notwehrrechts 
in Europa vor dem Hintergrund einer Rechts-
vergleichung

Leitung: 
Dr. Michela D'Angelo

Zeitrahmen: 
2016–2020

Projektstatus: 
laufend
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Leitung: 
Clara Rigoni 
(IMPRS REMEP)

Zeitrahmen: 
2013–2018

Projektstatus: 
laufend

Vierter Forschungsschwerpunkt 

The Use of ADR for Cases of Honor-Based 
Violence in Europe

So-called “honor-based violence” and forced 
marriages are seemingly on the increase in 
European countries. Victims tend to come 
from certain immigrant communities, some 
are young women from second or third genera-
tion migrants struggling between the culture 
of their family and that of the host society. 
Victims are reluctant to resort to police and 
the justice system as a consequence of family 
ties and community pressure and are unwill-
ing or unable to invoke outside support. They 
fall either back on traditional mediation and 
dispute resolution procedures operational in 
some immigrant communities or are exposed 
to the risks of unshielded confrontation. Na-
tional and international bodies and organiza-
tions have called for protecting victims from 
traditional dispute resolution procedures as 
these are alleged to prevent access to justice 
and effective relief from victimizing pressure, 
coercion and the threat of violence and reflect 
power imbalance, gender inequality and a col-
lective conscience which conflicts with values 
of societies which are based on individual au-
tonomy and individualization. Two case stud-
ies will serve to elaborate and test hypotheses 
on how to approach best the problems de-
scribed above. The first case study addresses 
Norway. The Norwegian restorative justice 
agency (Konfliktrådet) together with other 
Scandinavian countries, has started employing 

restorative justice (mainly in the form of cross-
cultural transformative mediation) to bring to-
gether victims and their families and to discuss 
the rights, values, and traditions at stake. The 
second case study deals with the situation in 
the United Kingdom. Here, we do not find 
programs offered (and backed up) by the state, 
but communities which organize themselves 
through NGOs, informal tribunals, religious 
and cultural leaders, or informal mediators 
and arbitrators. On the basis of the case stud-
ies, the project seeks answers to the question 
of which normative conflicts in terms of sub-
stance and procedure emerge in the confron-
tation between Western approaches and tradi-
tional dispute proceedings based on collective 
values (honor). Research will elaborate on how 
and to what effects alternative programs work 
and what interactions with formal justice sys-
tems occur.

Preliminary results show relevant differences 
in the functioning of formal and informal pro-
grams and a different way of interacting with 
the criminal justice system. Attention was paid 
to the risk assessment phase and the training 
of practitioners (especially mediators). The 
protection of victims' rights is at the center of 
both formal and informal programs, however 
a certain degree of compromise is necessarily 
involved.
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Vierter Forschungsschwerpunkt 

Youth and Violence in Maceió: An Ethnographical 
Study on Youth Street Violence Related to Drug 
and Social Order in Brazil’s Most Violent City

Street violence in Brazil has increased in the 
last years and young people represent the ma-
jority of victims and perpetrators. Streets in dis-
advantaged areas in Maceió/Brazil have been in 
a spot of power struggle, where informal norms 
are created and recreated in order to establish 
standards of behaviour. Within this context, 
an important question emerges: what process 
makes youths become involved in street vio-
lence, considering individual development to-
wards criminal life, environment, social rules, 
groups, family and ties that motivate or force 
youths to become members of criminal groups. 

The research consists of an ethnographical 
study based on participant observation, in-
depth qualitative interviews with twenty-four 
male youths (aged between 15 and 25 years), 
who had intense experiences with street vio-
lence. The data were mainly collected in seven 
months of fieldwork in Maceió from January 
until July 2013. In January 2016 Maceió was 
visited again with the purpose of collecting pic-
tures from neighbourhoods, where the inter-
viewed youth came from, as well as Prisons and 
Internment Units for Adolescents, which could 
not be fully photographed in 2013. 

This dissertation aims at identifying processes 
through which male youths become involved 
in street violence in Maceió and at analyzing 
the role that violence plays for individuals and/
or criminal groups and for the social order on 

the streets of Maceió. Other important points 
of the study concern the investigation of the 
“universe” of drug trafficking, understanding 
why this business has become so attractive for 
youths and also examination of how street vio-
lence is related to drug dealing and trafficking, 
and how violence is used as an instrument of 
punishment in order to establish social control 
in the local communities. 

The interviews demonstrated a range of condi-
tions that lead young people to street violence. 
The lack of access to school and educational 
achievements appear as a common issue, 
since youths have a rather low education level. 
School drop-out and low parental control drive 
youth to more intensive streets activities which 
includes both amusement and engagement in 
illegal activities, such as drug trafficking and 
robbery. Those activities are considerate by 
youths as a source of profit and expression of 
power, however, violence emerges as a funda-
mental tool that sustains these criminal ac-
tivities. Street violence is also connected with 
the system of informal rules stipulated by drug 
dealers and criminal groups in deprived areas of 
Maceió, such as rules of silence and no cross-
ing rules. Therefore, violence is the key to in-
formal social control. 

The dissertation is in its final stage of writing 
and will be submitted at the beginning of the 
summer-semester 2018.

Leitung: 
Clessio Moura de Souza 
(IMPRS REMEP)

Zeitrahmen: 
2011–2018

Projektstatus: 
laufend
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Vierter Forschungsschwerpunkt 

The Internet as a Mechanism for Social Control

The Internet and social media provide its us-
ers with ample possibilities to exert informal 
social control upon others. They have brought 
significant changes in the way informal social 
control is carried out and in particular in the 
way informal sanctions and punishment are 
imposed. 

This study focuses on these changes and the 
relationship between informal social control 
and social media (and the internet); it analyzes 
how online public shaming is carried out in 
the internet; it assesses its consequences and 
discusses the normative questions related to 
these changes. This study also delineates on-

line public shaming from other similar, and/or 
sometimes overlapping, phenomena, such as 
cyberbullying and cyber harassment. Thus it 
fills the gap in the existing literature in terms 
of categorizing different types of cases based on 
the motivations of persons who use the Internet 
as a mechanism of informal social control. It 
analyzes the reasons social media users voice 
in participating in acts of online social control, 
and provides an assessment of the efficiency 
of informal control on the internet. Ultimately, 
the research results serve as a basis for formu-
lating practical recommendations and provide 
insights on how to best address the phenom-
enon of informal shaming in social media.

Leitung: 
Aleksandre Glonti
(IMPRS REMEP)

Zeitrahmen: 
2013–2018

Projektstatus: 
laufend
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Kriminalpolitik und rechtsstaatliche 
Entwicklung in Übergangsgesellschaften
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Die Untersuchungen zu Entwicklungen der 
Kriminalpolitik und des Strafrechts in den 
Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetuni-
on knüpfen an die in den 1980er Jahren auf-
genommene Zusammenarbeit des Instituts 
mit sowjetischen Universitäten in Gestalt der 
Deutsch-Sowjetischen Kolloquien zu Straf-
recht und Kriminologie an. Damit dient das 
Projekt zugleich der Vertiefung der bereits be-
stehenden Kontakte wie insbesondere in Bezug 
auf die mittelasiatischen Länder dem Aufbau 
eines wissenschaftlichen Netzwerks. Die Pfle-
ge solcher Kontakte hat in der Tätigkeit des 
Freiburger Max-Planck-Instituts eine lange 
Tradition. Nach dem Zusammenbruch der So-
wjetunion waren deren Nachfolgestaaten viel-
fältigen Herausforderungen ausgesetzt. Dies 
betrifft zunächst Veränderungen, mit denen 
sich Staaten weltweit konfrontiert sehen, näm-
lich Globalisierung und Modernisierung, samt 
den damit verbundenen neuen Risiken und 
Gelegenheiten. Hierzu gehören verschiedene 

Formen der grenzüberschreitenden Transakti-
onskriminalität wie Drogen- und Menschen-
handel ebenso wie Korruption, Hassgewalt 
oder Terrorismus. Darüber hinaus sind damit 
besondere Bedingungen der Übergänge ange-
sprochen, die vor allem mit der Herauslösung 
aus einem autoritären politischen System sowie 
aus der Kommando(plan)wirtschaft verbunden 
sind und insbesondere die Wirtschaftskrimina-
lität betreffen. Ungeachtet der gemeinsamen 
sozialen und kulturellen Vergangenheit gehen 
die aus der Sowjetunion hervorgegangenen 
Länder bei der Gestaltung des Strafrechts, der 
Strafjustiz und des Strafvollzugs unterschiedli-
che Wege und repräsentieren in ihrer Entwick-
lung eine ganz erhebliche Bandbreite, die von 
den der Europäischen Union beigetretenen 
Ländern des Baltikums über das die Todesstra-
fe noch praktizierende Weißrussland bis zu den 
teilweise durch gewalttätige Konflikte gezeich-
neten Regionen Ukraine, Zentralasien oder des 
Kaukasus reicht.

Fünfter Forschungsschwerpunkt 

Übergänge von totalitärem zu rechtsstaatlichem 
Strafrecht
Kriminalpolitische Tendenzen in den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion

Leitung: 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg 
Albrecht 
Dr. Dr. h.c. Eliko Ciklauri-Lammich 

Institutsmitarbeiter/-innen:
Dr. Michael Kilchling
Dr. Carolin F. Hillemanns

externe Mitarbeiter/-innen:
Prof. Dr. Ewgeni Streltsov 
(Staatliche Universität Odessa, 
Ukraine)
Prof. Dr. Georgi Glonti 
(Robakidze-Universität Tiflis, 
Georgien)
Prof. Dr. Nino Gvenetadze 
(Präsidentin des Obersten Gerichts 
von Georgien)
Prof. Dr. Sergej Maksimov 
(Institut für Staat und Recht der 
Russischen Akademie der Wissen-
schaften, Moskau, Russland)
Prof. Dr. Kamil Salimov 
(Staatliche Universität Baku, 
Aserbaidschan)
Dr. Anna Margaryan 
(Staatliche Universität Eriwan, 
Armenien)

Zeitrahmen: 
Beginn 2010

Projektstatus: 
laufend
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Fünfter Forschungsschwerpunkt

Modernization of Criminal Justice Systems
Center for Chinese Legal Studies

The aim of this joint scientific project estab-
lished by the Max Planck Institute and the 
China University of Political Science and Law 
(CUPL) is to study the criminal justice system, 
its policies and practices as well as its develop-
ment in the PR China. However, corresponding 
experiences in Europe, especially in Germany 
will be introduced, too. The research agenda 
focuses, on the one hand, on traditional topics 
such as criminal procedure and human rights 
protection, evidence and justice. On the other 
hand, it emphasizes issues which reflect new 
problems in contemporary Chinese society, i.e. 
environmental crime control, anti-terrorism 
and anti-corruption policies.

The background of the cooperative project 
is formed by the “2011 Plan” – the plan of 
strengthening the innovation capacity of higher 
education institutions – initiated by the Minis-
try of Education and the Ministry of Finance of 
the PR China in 2011. The “Collaborative Inno-
vation Center of Judicial Civilization” (CICJC) 
established in 2012 is one of the fourteen na-
tional collaborative innovation centers selected 
from 168 centers in Chinese universities. Initi-
ated by CUPL, together with Jilin University 
and Wuhan University as key participants, 
CICJC involves more than thirty national co-
operation partners including the Supreme Peo-
ple’s Court of China and the Supreme People’s 
Procuratorate of China, and more than fifteen 
overseas universities and institutions such as, 

the International Criminal Tribunal for the for-
mer Yugoslavia, New York University, Erasmus 
University Rotterdam, Lausanne University 
and the Max Planck Institute, Freiburg. The 
mission of CICJC is to promote the rule of law 
in China with Chinese characteristics in the 
era of globalization.

The Center for Chinese Legal Studies at the 
Max Planck Institute is the first overseas re-
search center of the CICJC opened on 6 De-
cember 2013. The Center provides a platform 
for mutual understanding between China and 
Europe, especially Germany, in respect of le-
gal research and legal education. By organiz-
ing international conferences, workshops, and 
other academic activities, the Center provides 
a unique platform for international socio-legal 
research and exchange. 

By the end of 2017, more than six interna-
tional conferences have been held in China 
and in Germany, and more than five lecture 
series on German criminal justices have been 
delivered by German professors for Chinese 
law students in China. In addition, three legal 
translation projects – code of criminal proce-
dure, youth court law and court constitution 
act as well as translation of a study on sen-
tencing policy (Strafzumessung bei schwerer 
Kriminalität) – from German to Chinese have 
been successfully finalized with publications 
in China.

Leitung: 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht
Prof. Dr. Baosheng Zhang 
(China University of Political Science and 
Law, Beijing)
Prof. Dr. Liling Yue 
(China University of Political Science and 
Law, Beijing)
Dr. Michael Kilchling 
Dr. Jing Lin

Zeitrahmen: 
2012–2020

Projektstatus: 
laufend
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Leitung: 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg 
Albrecht
Dr. Lev Streltsov

Zeitrahmen: 
2017–2018

Projektstatus: 
laufend

Fünfter Forschungsschwerpunkt 

Responding to Cybercrime in a Transitional Society: 
the Example of Ukraine

In today’s globalized and digitalized world, cy-
bercrimes are one of the priority areas of crimi-
nal policy. One of the most widespread types of 
cybercrime is commonly referred to as “hack-
ing”, or according to Art. 361 of the Ukrainian 
Penal Code: unauthorized interference in the 
operation of computers, automated systems, 
computer and telecom networks. Countering 
this particular crime is particularly relevant for 
Ukraine, since it does not only witness day to 
day criminal activity of this sort, but has also re-
peatedly fallen victim to high-profile incidents 
that had caused widespread harm, such as the 
invasion of the automated presidential election 
system in 2014, the 2015 and 2016 attacks on 
the energy sector and the spread of the Petya.A 
malware in summer 2017. 

The focus on Ukraine is also grounded on its 
ongoing international cooperation in the area 
of cybercrime control. This is particularly perti-
nent to the cooperation with the EU, as under-
lined, for instance, in the recent EU-Ukraine 
Association Agreement. Furthermore, going 
through its transitional period with the aim to 
become an EU member state, Ukraine has as-
sumed unilateral obligations to adapt its legisla-
tion to EU law. 

The principal aim of this research is the evalu-
ation of the measures that Ukraine has taken 
in order to counter the criminal activity of 
“hacking”. Assessement emphasizes the co-
herence of measures within the system, the 
effectiveness of their application to counter 

the crime, as well as their consistency with 
international law obligations. As a result, im-
provements are to be proposed for Ukraine 
as well as certain generalizations with respect 
to implementation of cyber crime policies in 
transitional societies. 

Preliminary research findings demonstrate that 
responding to hacking (as a share of cybercrime 
in general) is one of the strategic priorities of 
the cybersecurity doctrine of Ukraine. Like in 
other states (and the EU-level), the cyberse-
curity system of Ukraine has been undergoing 
rapid and substantial developments over the 
last years resulting its top ranking in Europe. 
The study has been able to establish the norma-
tive and institutional frameworks of system, as 
well as the restricted but crucial role of crimi-
nal law within its boundaries, to trace its evolu-
tion and further developments.

In the current phase, the study focuses on an 
assessment of the criminal law provisions. We 
have been able to establish several problem-
atic areas connected to the efficient function-
ing of the legislation as well as a necessity to 
carefully examine the attempt to implement 
almost all the Budapest Convention on Cyber-
crime “CIA” offences within a single article of 
the Penal Code. This phase of the research will 
be followed by a comparative legal analysis of 
the respective efforts of selected EU states to 
respond to the crimes in question, the results 
of which would in particular provide insight on 
possible solutions of problems.
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internationale Kooperationsprojekte
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Querschnittsbereich internationale Kooperationsprojekte 

Victims and Corporations – Implementation of 
Directive 2012/29/EU for Victims of Corporate 
Crimes and Corporate Violence
Umsetzung der Richtlinie 2012/29/EU im Hinblick auf Opfer von Unternehmensstraftaten und 
Corporate Violence

Der europäische Gesetzgeber hat sich zuneh-
mend der Opfer von Straftaten angenommen. 
Die Richtlinie 2012/29/EU enthält die aktuel-
len und weitreichenden Mindeststandards für 
Rechte, Unterstützung und Schutz der Opfer 
von Straftaten. Dabei werden insbesondere 
der Schutz besonders gefährdeter Opfer wie 
Betroffene von Hasskriminalität, Terrorismus 
oder Menschenhandel gestärkt und ihr Zugang 
zur Justiz ausgebaut. 

In diesem Zusammenhang nimmt das Projekt 
“Victims and Corporations – Implementation 
of Directive 2012/29/EU for Victims of Corpo-
rate Crimes and Corporate Violence” eine bis-
her kaum berücksichtigte Gruppe in den Blick: 
die Opfer von Wirtschaftskriminalität, und 
hier speziell die Opfer von Unternehmensge-
walt (Corporate Violence). Betroffene erleiden 
durch im Rahmen legaler unternehmerischer 
Tätigkeiten begangene Verfehlungen in Form 
von Umweltverschmutzung, dem Vertrieb 
schadensträchtiger Produkte oder unzurei-
chender Sicherheit am Arbeitsplatz körperli-
che, mitunter auch tödliche Verletzungen oder 
Gesundheitsgefährdungen.

Die entstandenen Schäden sind oftmals nicht 
sofort zu erkennen, und Beeinträchtigungen 
treten unter Umständen erst nach längerer Zeit 
auf, sodass die Ursache nicht (mehr) eindeutig 
identifizierbar ist. Dadurch sieht sich die Straf-
verfolgung – zumal bei grenzüberschreitenden 
Sachverhalten – mit zahlreichen tatsächlichen 

wie rechtlichen Hindernissen konfrontiert. Die 
für gewöhnlich zahlreichen Betroffenen erle-
ben zudem ein eklatantes Informationsgefälle 
gegenüber dem Unternehmen und wesentliche 
Nachteile in der Rechtsdurchsetzung. Insoweit 
ist eine adäquate Berücksichtigung der Opfer-
interessen nicht gewährleistet. 

In dem von der EU geförderten und einem 
Team belgischer, deutscher und italienischer 
Rechtswissenschaftler und Kriminologen 
durchgeführten interdisziplinären Projekt 
werden einschlägige Fallkonstellationen in 
Deutschland, Italien und Belgien mit dem 
Ziel analysiert, die Situation der Opfer von 
Unternehmenskriminalität insbesondere im 
Strafverfahren zu beleuchten. Dabei kommen 
die Untersuchung von Verfahrensakten und 
Fallstudien ebenso zur Anwendung wie die 
Befragung von Opfern und qualifizierten Fach-
kräften. Auf Basis dieser Erkenntnisse werden 
konkrete Ansatzpunkte und Empfehlungen zur 
effektiven Berücksichtigung von Opferinter-
essen entwickelt. Auf der Grundlage der For-
schungsergebnisse erstellte spezielle Leitfäden 
und Schulungsmaßnahmen dienen der ziel-
gruppenorientierten und praxisbezogenen Sen-
sibilisierung von Opferhilfeorganisationen, Po-
lizei, Rechtsanwaltschaft, Justizdiensten und 
Unternehmen für die Thematik. Ergänzend 
wird durch wissenschaftliche Publikationen 
und Vorträge der Fokus der Fachöffentlichkeit 
verstärkt auf diese bislang nur am Rande be-
rücksichtigten Opferbelange gelenkt.



The project deals with normative, socio-legal 
and criminological issues emerging with legal-
ization of marijuana (in Uruguay). The decision 
of Uruguayan (but also North-American) legis-
lators triggers the question of whether legaliza-
tion can be accommodated within the frame-
work of the 1961 Single Convention and the 
2008 Vienna Convention. From this perspec-
tive not only analysis of legal problems is im-
portant but also the study of creating, amend-
ing and implementing international policies 
and law on drugs. The normative perspective 
includes then a detailled analysis of the legal 
and administrative framework of access to and 
distribution of cannabis in Uruguay.

From a criminological point of view, the study 
of the implementation process and possible 
adverse and positive effects of legalization be-
comes of paramount importance. Possible ad-
verse effects might be in particular the increase 
of consumption and a related increase of medi-
cal, psychiatric and social problems. Besides 
impacts on traffic accidents, the stepping stone 
assumption must be studied (graduating to 
hard drugs). Increased levels of school and edu-
cation related problems and spill over problems 

(such as drug tourism, nuisance around canna-
bis and facilitation of access for children) also 
have been discussed as possible adverse effects 
of legalization. Furthermore, attention must be 
given to the co-existence of illicit markets for 
cannabis, the involvement of criminal gangs 
and the impact legalization has on the criminal 
justice system (including the prison system). 
Positive (or intended) effects of legalization 
concern a reduction in black market problems 
and decreasing costs of criminal justice.

Finally, the project seeks to establish a network 
of research dealing with legalization issues 
with a focus on North- and South-America 
as well as Europe. Besides scientific research 
reports, best practice rules will be developed 
within the framework of the project. Such 
best practice rules will provide for guidance to 
various administrative and professional groups 
dealing in practice with implementing and 
monitoring marijuana policies. A second set of 
best practice rules will be developed for policy 
makers. The Uruguayan experiment will gener-
ate valuable knowledge which shall be made 
available for policy makers in Latin America 
and beyond.
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Polizeiliche Integrität in Armenien
Die Ergebnisse einer Polizeibefragung in Armenien

Die Armenische Polizei ist als nationale Po-
lizeibehörde in elf regionale Behörden und 
geographische Zuständigkeiten untergliedert. 
Aus dieser Organisationsstruktur ergeben sich 
Schwierigkeiten bei der Herstellung eines ein-
heitlichen Maßstabs polizeilicher Integrität in 
den einzelnen Behörden. Inwieweit dies gelin-
gen kann, sollte eine Befragung unter armeni-
schen Polizeibeamten und -beamtinnen unter-
suchen.

Die Studie beruht auf der von den armenischen 
Polizeiwissenschaftlern Klockars und Ivkovic 
Ende der 1990er Jahre entwickelten Theorie 
der polizeilichen Integrität. Unter diesem Be-
griff wird das Ausbleiben von polizeilichem 
Fehlverhalten verstanden, dessen Bedingungen 
jedoch nicht auf individueller, sondern institu-
tioneller bzw. organisatorischer Ebene angesie-
delt werden.

Der Begriff der polizeilichen Integrität lässt sich 
nach der genannten Theorie in vier Dimensio-
nen unterteilen: Zum einen hängt diese davon 
ab, ob und inwiefern Regelungen gegen poli-
zeiliches Fehlverhalten normiert sind (1.) In 
Armenien werden dem polizeilichen Handeln 
insbesondere durch das Polizeigesetz und die 
Verfassung Grenzen gesetzt. Diese Dimension 
gibt jedoch allein noch keinen Aufschluss da-
rüber, ob diese Regelungen auch wirkungsvoll 
implementiert sind. Als zweiter Faktor dienen 
daher die Erkennung, Untersuchung und Dis-
ziplinierung von Regelverletzungen (2.) Letz-
tere kann sowohl mittels behördeninterner 
Reaktionsmechanismen (insbes. Disziplinar-
verfahren) als auch durch das zivil- und straf-
rechtliche Rechtsfolgenregime geschehen. Die 
dritte Dimension stellen Maßnahmen gegen 
den „code of silence“ dar (3.), welcher durch 
eine hohe Loyalität unter den Polizeibeamten 
und -beamtinnen bedingt ist und dazu führt, 
dass besonders in dieser Berufsgruppe schnell 
über das Fehlverhalten von Kollegen und Kolle-
ginnen hinweggesehen wird. Schließlich ist als 

externer Faktor das Toleranzniveau der Bevöl-
kerung gegenüber unethischem Verhalten von 
Staatsbediensteten im Allgemeinen (4.) von 
Bedeutung.

Den Befragungsteilnehmern wurden verschie-
dene hypothetische Szenarien polizeilichen 
Fehlverhaltens vorgelegt. Die Befragten sollten 
die Szenarien beurteilen, und zwar hinsichtlich 
der Frage, wie schwerwiegend das Fehlverhal-
ten einzuschätzen ist, was als angemessene Re-
aktion befürwortet wird und mit welcher Dis-
ziplinarmaßnahme zu rechnen ist. Schließlich 
wurde die Bereitschaft, das Verhalten an Vor-
gesetzte zu melden, erfragt. Insgesamt nahmen 
959 Personen an der Befragung teil.

Die Befragten haben sehr überwiegend keine 
Probleme damit, Fehlverhalten als solches zu 
erkennen. Die am einfachsten zu erkennen-
den Verstöße stellen der Diebstahl und die 
Verfälschung von offiziellen Berichten dar. 
Zudem ist eine starke Korrelation der selbst 
wahrgenommenen Schwere des Fehlverhal-
tens und der Einschätzung von Kollegen und 
Kolleginnen zu konstatieren, wobei die eigene 
Einschätzung zumeist etwas negativer ausfällt. 
Jedoch weicht die Wahrnehmung der erwarte-
ten und für angemessen befundenen Sanktion 
stark von dieser Einschätzung ab. Selbst bei 
als schwerwiegend eingestuftem Fehlverhalten 
wird regelmäßig mit einer lediglich „leichten“ 
Disziplinarmaßnahme gerechnet. Nur in einem 
einzigen Fallbeispiel (Diebstahl) wird von einer 
kleinen Mehrheit eine Entlassung erwartet.

Im Vergleich zwischen den einzelnen Polizeibe-
hörden stellt sich die Beurteilung der Schwere 
des Fehlverhaltens behördenübergreifend sehr 
ähnlich dar. Große Unterschiede zeigen sich 
hingegen hinsichtlich der erwarteten Diszip-
linarmaßnahmen, was darauf hindeutet, dass 
insbesondere in kleineren Einheiten innerhalb 
zentraler Systeme eigene (Sub-)Kulturen ent-
stehen können.
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Dr. Daniela Hunold studierte Wirtschafts- 
und Sozialgeographie in Osnabrück sowie 
Kriminologie in Hamburg. Sie war Dokto-
randin und wissenschaftliche Mitarbeiterin 
in der Abteilung Kriminologie des Max-
Planck-Instituts für ausländisches und in-
ternationales Strafrecht Freiburg im Zeit-
raum von 2009 bis 2013 und arbeitete dort 
in dem deutsch-französischen Forschungspro-
jekt „POLIS – Polizei und Jugendliche in 
multiethnischen Gesellschaften“. Seit 2014 
ist sie wissenschaftliche Mitarbeiterin im 
Fachgebiet Kriminologie an der Deutschen 
Hochschule der Polizei in Münster. 

Die vorliegende Studie wirft einen Blick auf das Alltagshandeln der Polizei gegen-
über jungen Bewohnern in zwei westdeutschen Großstädten. Hierbei interessieren 
besonders Fragen nach der Bedeutung ethnischer Fremdheit und sozialräumlicher 
Benachteiligung für Wahrnehmungen, Einstellungen und Handlungsmuster von 
Polizeikräften im Wach- und Wechseldienst. 

Vor diesem Hintergrund gibt eine mehrmonatige ethnografische Erhebung sowie 
eine Online-Befragung von Polizeibediensteten Aufschluss darüber, wie sich das 
Verhältnis zwischen Polizei und Jugendlichen sowie jungen Heranwachsenden in 
verschiedenen Vierteln der untersuchten Städte in persönlichen Begegnungen 
ausgestaltet. Die Arbeit zeigt, dass ein Großteil der Interaktionen im Rahmen 
proaktiver Polizeiarbeit stattfindet, die sich an polizeirelevanten Definitionen 
von Orten und Räumen orientiert. Raumkonstruktionen haben sich hierbei als 
überindividuelle Einflussfaktoren erwiesen, die über die Bedeutung individueller 
Merkmale für die Verdachtskonstruktion mitentscheiden. Für die Ausprägung 
lokaler polizeilicher Handlungsmuster ist in diesem Zusammenhang insgesamt 
bedeutsam, wie Organisations-Umwelt-Beziehungen im Polizeirevier auf ver-
schiedenen Ebenen hergestellt und ausgehandelt werden. 

ISBN 978-3-86113-251-6   (Max-Planck-Institut)
ISBN 978-3-428-14624-6   (Duncker & Humblot)
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Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,  
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.  
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich 
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von 
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht geführte kriminologische 
Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst 
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht, 
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale 
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Welt gesellschaft“, 
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie 
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen 
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins  - 
be sondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der 
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches 
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht, 
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität 
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention, Reak-
tionen auf gefährliche Straftäter und Opfer forschung.
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Dr. Moritz Tauschwitz studierte Rechts-
wissenschaften in Freiburg und Genf. Sein 
Referendariat absolvierte er am Kammer-
gericht Berlin. Er war lange Zeit Mitarbeiter 
am Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Strafrecht in Freiburg 
i.Br., an dem er auch in Kooperation mit 
der Universität Valencia promovierte. Sein 
Forschungsschwerpunkt sind sportrechtliche 
Themen sowie insbesondere der Vergleich 
der Rechtsordnungen Deutschlands und 
Spaniens. Er arbeitet als Rechtsanwalt in 
Valencia und Palma de Mallorca.

Das Thema Doping ist von großer sozialer, ökonomischer und damit auch rechts-
politischer Bedeutung. Die Frage, ob und wie Doping strafrechtlich verfolgt werden 
sollte, wird in der Sport- und Strafrechtswissenschaft bereits seit geraumer Zeit 
intensiv diskutiert. Die Diskussion rührt dabei an grundsätzliche Probleme der 
Kriminologie und des Strafrechts: Wann und weshalb wird ein Verhalten zu 
strafrechtlich relevantem Unrecht erklärt? Ist ein Rückgriff auf das Strafrecht zu 
einer effektiven Verhaltenssteuerung tatsächlich sinnvoll? Angesichts der zuweilen 
hitzig geführten Debatte ist es hilfreich, die Dopingverfolgung in Deutschland 
über den Vergleich mit einer fremden Rechtsordnung aus einer gewissen Distanz 
zu betrachten. So wird der Blick für die Besonderheiten und Voraussetzungen 
der strafrechtlichen Regulierung von Doping hierzulande geschärft.

Spanien und Deutschland gehören zu den weltweit führenden Sportnationen. 
Die Geschichte des Sports ist in beiden Ländern wie scheinbar unvermeidbar mit 
verschiedenen Dopingfällen verknüpft. Doch trotz der internationalen Vorgaben 
auf diesem Gebiet sind die rechtlichen Rahmenbedingungen der Sportorganisation 
im Allgemeinen und der Dopingverfolgung im Besonderen in den Vergleichsländern 
höchst unterschiedlich. Der privatrechtlichen Struktur des Sports in Deutsch-
land steht in Spanien durch die Einbindung ins Verwaltungsrecht ein Modell 
staatlicher Organisation gegenüber.

Die vorliegende Arbeit analysiert die Organisation des Sports in beiden Ländern 
und gibt einen Überblick über die historische Entwicklung des Dopings und 
seiner Kontrolle. Zudem werden die grundsätzlichen strafrechtlichen und krimi-
nologischen Grundlagen der Dopingverfolgung analysiert. Schließlich wird 
detailliert untersucht, weshalb sich Deutschland und Spanien für den jeweils 
eingeschlagenen Weg entschieden haben. Die strafrechtliche Relevanz des 
Dopings und der Nutzen und Sinn einer strafrechtlichen Regulierung werden 
dabei stets kritisch hinterfragt. Durch den Vergleich mit der anderen Rechts-
ordnung lassen sich dabei jeweils verschiedene Lehren für den künftigen 
Umgang mit der Problematik ziehen.
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Seit der Tötung der Deutschtürkin Hatun Sürücü in Berlin im Jahr 2005 be-
herrscht die Thematik der sogenannten Ehrenmorde regelmäßig die deutschen 
Schlagzeilen. Im Fokus der öffentlichen Debatte steht dabei insbesondere die 
strafrechtliche Ahndung der Taten. Die Justiz sieht sich häufig dem Vorwurf 
ausgesetzt, die Täter mit Rücksicht auf ihren kulturellen Hintergrund zu milde 
zu bestrafen.

Tatsächlich stehen die deutschen Richter im Hinblick auf den Umgang mit diesen 
Fällen vor einem Dilemma: Sollen sie die Taten ausschließlich auf Grundlage der 
deutschen Wertvorstellungen beurteilen, um damit dem Strafbedürfnis der 
deutschen Mehrheitsgesellschaft zu entsprechen und Migranten zu verdeutlichen, 
dass sie sich an die deutsche Rechtsordnung zu halten haben? Oder erfordert das 
Recht des Täters auf eine individuelle, schuldangemessene Strafe eine straf-
mildernde Berücksichtigung seiner Sozialisation in einem fremden Kulturkreis?

Bislang existierten keine empirischen Daten zu der Frage, wie die deutschen 
Schwurkammern dieses Dilemma zu lösen versuchen und inwieweit sie dabei der 
Rechtsprechung des BGH folgen. Auch wurde bisher nicht untersucht, ob 
„Ehrenmörder“ tatsächlich milder bestraft werden als Täter vergleichbarer 
Tötungsdelikte. 

Die vorliegende Arbeit hat sich erstmals auf empirischer Basis mit diesen Fragen 
beschäftigt. Die Studie beruht auf einer quantitativen Analyse der Urteile in 78 
Ehrenmordfällen, die in Deutschland zwischen 1996 und 2005 begangen wurden. 
Vergleichend wurde eine Stichprobe von 110 Urteilen in Partnertötungsfällen 
ohne Ehrmotiv aus demselben Zeitraum ausgewertet.

Aufgrund der breiten Datenbasis ist es gelungen, ein umfassendes und repräsenta-
tives Bild der justiziellen Praxis im Umgang mit dem Phänomen der Ehrenmorde 
in Deutschland zu zeichnen. Durch die Gegenüberstellung der Strafzumessung 
in den Ehrenmord- und den Partnertötungsfällen ist zudem ein wichtiger und 
aufschlussreicher Beitrag zur empirischen Strafzumessungsforschung geleistet 
worden. 
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Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,  
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.  
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich 
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von 
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht geführte kriminologische 
Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst 
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht, 
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale 
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Welt gesellschaft“, 
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie 
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen 
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins  - 
be sondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der 
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches 
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht, 
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität 
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention, Reak-
tionen auf gefährliche Straftäter und Opfer forschung.

Dr. Julia Kasselt studierte Rechtswissenschaften 
an der Berliner Humboldt-Universität. Nach dem 
Ersten Juristischen Staatsexamen absolvierte sie 
in Hamburg ein Masterstudium der Internatio-
nalen Kriminologie. Am Max-Planck-Institut für 
ausländisches und internationales Strafrecht in 
Freiburg war sie anschließend als wissenschaft-
liche Mitarbeiterin in der Kriminologischen Ab-
teilung und Doktorandin der International Max 
Planck Research School on Retaliation, Media-
tion and Punishment tätig. Seit Mai 2014 ist 
Julia Kasselt Rechtsreferendarin am Landge-
richt Wuppertal. 
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Seit Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für das Strafvollzugsrecht haben 
einige Bundesländer das Behandlungsangebot in den Vollzugsanstalten um bis 
dahin vernachlässigte opferbezogene Elemente ergänzt, die auch den Täter-Opfer-
Ausgleich einschließen. Zu diesen Ländern zählt Baden-Württemberg, wo das 
Konzept der Restorative Justice nun auch im Strafvollzug nutzbar gemacht werden 
soll, zum einen zur Vermittlung von Einsicht und sozialer Kompetenz sowie als 
konkretes Lernfeld sozialer Verantwortungsübernahme für die Gefangenen, 
zum anderen um auch Opfern schwerer und schwerster Straftaten den Zugang 
zum TOA und dessen Potenzial zur Unterstützung von Tatverarbeitung und 
Wiedergutmachung zu ermöglichen. Der Strafvollzug kann hier einen geschützten 
(äußeren) Rahmen bieten, in dem sich die Opfer sicher fühlen können.

In einem Modellprojekt wurde das Konzept 2013/2014 in vier Justizvollzugsan-
stalten praktisch erprobt und wissenschaftlich begleitet. Die Ergebnisse basieren 
auf ausführlichen Analysen zu den im Modellprojekt bearbeiteten Fällen, dem 
Ablauf dieser Verfahren einschließlich der Unterschiede zum „traditionellen“ 
TOA sowie der Perzeption von Verfahrensverlauf und -ergebnissen durch die 
Beteiligten. Die Untersuchung beruht auf drei verschiedenen Zugängen und 
Datenquellen: objektiven Verfahrensdaten, aus Befragungen generierten Informa-
tionen zu Erfahrungen, Einstellungen und Motiven der beteiligten Parteien 
(Gefangene und Opfer) sowie Einschätzungen und Bewertungen beteiligter 
Praktikerinnen und Praktiker aus den Vollzugsanstalten. Die Studie schließt mit 
praktischen Empfehlungen zur permanenten Implementation des Täter-Opfer-
Ausgleichs als flächendeckendes Angebot im Strafvollzug.
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Dr. jur. Michael Kilchling ist wissenschaftlicher 
Referent in der Abteilung Kriminologie des Max-
Planck-Instituts für ausländisches und interna-
tionales Strafrecht und Lehrbeauftragter an der 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg. Promotion 
zu dem Thema „Opferinteressen und Strafver-
folgung“ (1995). Forschungsthemen sind neben 
der Viktimologie u.a. Organisierte Kriminalität, 
Geldwäsche, Gewinnabschöpfung, Jugendstraf-
recht, Täter-Opfer-Ausgleich und strafrechtliche 
Sanktionen. Er gehört mehreren deutschen 
und internationalen Vereinigungen an und ist 
Mitglied in verschiedenen wissenschaftlichen 
Expertengruppen und Beiräten. Er ist Autor 
und Mitherausgeber zahlreicher Publikationen 
mit viktimologischem Schwerpunkt.

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,  
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.  
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich 
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht geführte krimino-
logische Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst 
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht, 
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale 
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Weltgesellschaft“, 
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie 
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen 
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins- 
besondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der 
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches 
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht, 
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität 
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention,  
Reaktionen auf gefährliche Straftäter und Opferforschung.
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Is criminal law an effective instrument to control corporate crime? Do alternative 
control instruments exist? Is it possible to conduct corporate compliance programs 
in developing economies? Are Western-developed control theories applicable in 
other regions? Using money laundering control in Chinese banking institutions 
as an example, this book provides answers to these questions.

Three severity escalated control systems, i.e., self-control, administrative control, 
and penal control, are introduced by the author, and the legal framework of each 
of these approaches – as well as their practical advantages and limitations – are 
observed. The author concludes that none of the individual control instruments 
are, on their own, capable of successfully controlling corporate crime and promoting 
compliance. Control instruments are interdependent, meaning that each is in-
complete without the other. Therefore, a comprehensive control approach that 
includes persuasive strategies and deterrence strategies is essential for sound 
compliance. In addition to the involvement of various control instruments, a 
comprehensive approach also requires proper linkage between these instruments. 

To answer the critical question of when to take a persuasive strategy and when 
to take a deterrence strategy, the author proposes a “distinction approach”. This 
would abandon the model of “one size fits all” and underline various distinctions 
that should be given special attention in choosing control instruments.
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Dr. Jing Lin holds a master’s degree (LL.M.) 
from the China University of Political Science 
and Law, Beijing, and a master’s degree (LL.M.) 
from the University of Freiburg, Germany. As a 
doctoral student she was a member of the In-
ternational Max Planck Research School on 
Retaliation, Mediation and Punishment (REMEP). 
She has been working as a researcher at the Max 
Planck Institute for Foreign and International 
Law (MPI) and K&L Gates (Frankfurt office). 
Currently, she is a senior researcher at the MPI 
and member of the “Center for Chinese Legal 
Studies”, based at the MPI in Freiburg.  

The Max Planck Institute for Foreign and International Criminal 
Law in Freiburg is part of the Max Planck Society, an organization 
dedicated to the advancement of basic research. The Institute is 
composed of a Department of Criminal Law, led by Prof. Dr. Dr. 
h.c. mult. Ulrich Sieber, and a Department of Criminology, headed 
by Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht. 
In addition to the study of basic questions of criminal law, 
comparative law, and criminology, the Institute’s research agenda 
focuses primarily on three central challenges epitomized by the 
terms “global society”, “information society”, and “new risk 
society”. As crime becomes more global, it makes increasing use 
of international data networks; through the employment of 
technology and organization, its consequences for society as a 
whole – even in seemingly isolated cases – can be significant.
Thus, the Institute’s current research program encompasses the 
goals and methods of comparative legal research and legal 
harmonization, model criminal laws, European criminal law, 
international criminal law, Internet and information law, money 
laundering, organized crime, terrorism, crime in post-conflict 
societies, as well as empirical studies on criminal procedure, 
alternative methods of crime prevention, reactions to dangerous 
offenders, and victimology.
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After the “Act on the Electronic Monitoring of Specific Sex Offenders” entered 
into force in September 2008, the Korean Ministry of Justice began in earnest to 
implement electronic monitoring as a tool for the enhanced supervision of sex 
offenders on probation. The Korean electronic monitoring scheme does not aim 
to reduce costs of incarceration or relieve prison overcrowding but rather seeks to 
reduce recidivism, promote rehabilitation, and protect the public. Tied to political 
interests, the use of electronic monitoring has rapidly grown over a short period 
of time and has become the most prominent program for sex offenders in Korea. 
Due to its unusual development process and unique characteristics, Korean 
electronic monitoring practice constitutes a new phase in the development of 
electronic monitoring. 

This study seeks to quantitatively evaluate the effectiveness of electronic monitoring 
on recidivism among Korean sex offenders. The findings provide a critical evaluation 
of the “belief” in the effectiveness of electronic monitoring as a means to reduce 
recidivism (which is often used to justify its application) and, overall, refute the 
conclusion of some previous electronic monitoring studies that postulated a fixed 
effect of electronic monitoring, in which electronic monitoring was described as 
a “treatment” that may have a deterrent effect across all types of offenders and 
crimes.
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Min Kyung Han was born in 1981 in Seoul, 
South Korea. She studied law at the Korean 
National Police University, Sociology at Seoul 
National University, and did her doctorate at the 
Department of Criminology of the Max Planck 
Institute for Foreign and International Criminal 
Law in Freiburg i. Br., Germany. Prior to her 
postgraduate studies in criminology, she worked 
as a police lieutenant at the Korean National 
Police Agency. In summer 2015, she obtained 
her doctoral degree from the University of Frei-
burg. Since spring 2016, she is a research fellow 
at the Korean Institute of Criminology.

The Max Planck Institute for Foreign and International Criminal 
Law in Freiburg is part of the Max Planck Society, an organization 
dedicated to the advancement of basic research. The Institute is 
composed of a Department of Criminal Law, led by Prof. Dr. Dr. 
h.c. mult. Ulrich Sieber, and a Department of Criminology, headed 
by Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht. 
In addition to the study of basic questions of criminal law, 
comparative law, and criminology, the Institute’s research agenda 
focuses primarily on three central challenges epitomized by the 
terms “global society”, “information society”, and “new risk 
society”. As crime becomes more global, it makes increasing use 
of international data networks; through the employment of 
technology and organization, its consequences for society as a 
whole – even in seemingly isolated cases – can be significant.
Thus, the Institute’s current research program encompasses the 
goals and methods of comparative legal research and legal 
harmonization, model criminal laws, European criminal law, 
international criminal law, Internet and information law, money 
laundering, organized crime, terrorism, crime in post-conflict 
societies, as well as empirical studies on criminal procedure, 
alternative methods of crime prevention, reactions to dangerous 
offenders, and victimology.
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Seit mehr als fünfzig Jahren veranstalten die kriminologischen Lehrstühle, 
Forschungsgruppen und Institute aus Südwestdeutschland und der Schweiz im 
jährlichen Turnus die „Südwestdeutschen und Schweizerischen Kriminologischen 
Kolloquien“. Ziel der in informeller sommerlicher Atmosphäre durchgeführten 
Veranstaltungen ist die Vorstellung und kritische Diskussion aktueller, noch 
laufender empirischer Forschungsprojekte der beteiligten Institute. 

Der vorliegende Band wurde aus Anlass des 50. Jubiläumskolloquiums publiziert. 
Er präsentiert im ersten Teil zusammenfassende Bestandsaufnahmen der For-
schungsaktivitäten der beteiligten Lehrstühle und Institute aus den vergangenen 
zehn Jahren. Im zweiten Teil werden ausgewählte thematische Beiträge aus dem 
Jubiläumskolloquium vorgestellt, das im Juli 2014 in Freiburg im Breisgau statt-
fand.

Die Beiträge spiegeln in der Zusammenschau die große – inhaltliche wie metho-
dische – Vielfalt der kriminologischen Forschung ebenso wider wie ihre gesell-
schaftliche Relevanz. Sie ist keineswegs bloß regional angelegt, sondern re-
präsentiert einen gewichtigen Teil der deutschsprachigen kriminologischen 
Forschung und weist überdies vielfältige Bezüge in das nahe und fernere Aus-
land auf.
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Dr. iur. Tillmann Bartsch ist Junior-Professor 
an der Juristischen Fakultät der Eberhard 
Karls Universität Tübingen.

Dr. iur. Dipl.-Psych. Martin Brandenstein ist 
Dozent am Institut für Strafrecht und Krimi-
nologie an der Universität Bern.

Dr. Volker Grundies ist wissenschaftlicher 
Referent in der Abteilung Kriminologie des 
Max-Planck-Instituts für ausländisches und 
internationales Strafrecht, Freiburg i.Br.

Prof. Dr. phil. Dieter Hermann ist Hochschul-
lehrer an der Ruprecht-Karls-Universität Heidel-
berg und am Heidelberger Institut für Krimino-
logie tätig.

Prof. Dr. Jens Puschke LL.M. ist Universitäts-
professor für Strafrecht und Strafprozess-
recht an der Philipps-Universität Marburg.

Dr. phil. Dipl.-Soz. Matthias Rau ist wissen-
schaftlicher Mitarbeiter der Kriminologischen 
Zentralstelle e.V. Wiesbaden und Lehrbeauf-
tragter an der Hessischen Hochschule für 
Polizei und Verwaltung.

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,  
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.  
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich 
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht geführte krimino-
logische Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst 
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht, 
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale 
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Weltgesellschaft“, 
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie 
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen 
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins- 
besondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der 
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches 
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht, 
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität 
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention,  
Reaktionen auf gefährliche Straftäter und Opferforschung.

B
ar

ts
ch

 / 
B

ra
nd

en
st

ei
n 

/ G
ru

nd
ie

s 
/ H

er
m

an
n 

/ P
us

ch
ke

 / 
Ra

u 
(H

rs
g.

)
50

 J
ah

re
 S

üd
w

es
td

eu
ts

ch
e 

un
d 

Sc
hw

ei
ze

ri
sc

he
 K

ri
m

in
ol

og
is

ch
e 

K
ol

lo
qu

ie
n

14400_MPI_K_177_50_Jahre_SW_UG.indd   1 29.06.17   14:10



ForschungsProjekte

72

Schriftenreihen des Max-Planck-Instituts für ausländisches 
und internationales Strafrecht: 

 
Interdisziplinäre Forschungen aus Strafrecht und Kriminologie 

(Reihe I)

www.mpicc.de

Max-Planck-Institut
für ausländisches und
internationales Strafrecht

Tanja Leibold

Der Deal im 
Steuerstrafrecht
Die Verständigung gemäß § 257c StPO
in der Systematik des formellen und 
materiellen Rechts

Schriftenreihe des Max-Planck-Instituts
für ausländisches und internationales 
Strafrecht

Interdisziplinäre Forschungen aus Strafrecht
und Kriminologie
Herausgegeben von Hans-Jörg Albrecht
und Ulrich Sieber

Band I 21

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist. 
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht geführte kriminologische
Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht,
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Welt gesellschaft“,
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
 wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins  -
be sondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht,
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention, 
Reaktionen auf gefährliche Straftäter und Opfer forschung.

Max-Planck-Institut
für ausländisches und
internationales Strafrecht

Kaum ein Thema hat die Rechtspolitik, die Strafrechtswissenschaft und die Praxis
in den vergangenen Jahrzehnten so intensiv beschäftigt wie der strafprozessuale
Deal. Neben dem rechtspolitischen Trend zu einer konsensorientierten Verfahrens-
erledigung und einer entsprechenden Entwicklung der Verfahrensordnungen
stellt das Steuerstrafverfahren als spezifischer Unterfall der Wirtschaftskriminalität
ein besonders relevantes Feld für die Entwicklung von Absprachen dar. Denn in
diesem Bereich der Volumenkriminalität besteht ein besonderer Bedarf an einer
schnellen und auch kosteneffektiven Verfahrenserledigung. 

Die vorliegende Arbeit widmet sich den Voraussetzungen und spezifischen Pro-
blemstellungen des Deals im Steuerstrafrecht. Im Mittelpunkt steht dabei die
Verständigung gemäß § 257c StPO unter Berücksichtigung der Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts vom 19.03.2013. Zudem werden die neben 
§ 257c StPO vorhandenen materiellrechtlichen und formellrechtlichen Möglich-
keiten für eine konsensuale Verfahrenserledigung im Steuerstrafrecht untersucht.
Einbezogen werden dabei u. a. die strafbefreiende Selbstanzeige gemäß § 371 AO,
die Regelungen zur Verfahrenseinstellung sowie das Strafbefehlsverfahren. 

In einem breit angelegten Reformansatz werden de lege ferenda Konsequenzen
für eine Weiterentwicklung des formellen und materiellen Steuerstrafrechts auf-
gezeigt. Um in Steuerstrafsachen eine bessere Steuerung der Strafzumessungs-
praxis durch den Gesetzgeber zu erreichen, wird eine Konkretisierung des Strafzu-
messungsrechts nach dem Vorbild der sentencing guidelines im US-amerikanischen
Recht vorgeschlagen. Für das Strafverfahrensrecht wird die Einführung eines
Anerkenntnisverfahrens untersucht. Abschließend werden Vorschläge zur gesetz-
geberischen Weiterentwicklung der Verständigung gemäß § 257c StPO vorge-
stellt, um informelle Ausprägungen von Verständigungen künftig besser verhindern
zu können.

ISBN 978-3-86113-256-1   (Max-Planck-Institut)
ISBN 978-3-428-14896-7   (Duncker & Humblot)

Dr. Tanja Leibold, geboren 1976 in Heilbronn,
studierte Rechtswissenschaften an der Albert-
Ludwigs-Universität Freiburg i. Br. Nach Ab-
schluss des Ersten und Zweiten Juristischen
Staatsexamens trat sie im Jahr 2003 in den höhe-
ren Dienst der Steuerverwaltung des Landes
Baden-Württemberg ein und war zunächst
Sachgebietsleiterin im Finanzamt Karlsruhe-
Durlach. Anschließend war sie mehrere Jahre
in verschiedenen Funktionen als Referentin im
Finanzministerium und im Staatsministerium
Baden-Württemberg tätig. Zum 1. März 2015
wurde sie als Professorin an die Hochschule für
öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigs-
burg berufen.
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Die vorliegende Studie präsentiert eine umfassende Analyse zur Implementierung 
des Umweltstrafrechts in Deutschland, das seit dem Jahr 1980 in einen straf-
rechtlichen (§§ 324 bis 330d StGB) und einen ordnungswidrigkeitenrechtlichen 
Bereich unterteilt ist. Das Forschungsprojekt knüpft an frühere umfangreiche 
empirische Implementationsstudien des Max-Planck-Instituts für ausländisches 
und internationales Strafrecht Freiburg aus den 1980er Jahren an. Diese hatten 
die Anwendung der seit 1980 geltenden Umweltstrafnormen zum Gegenstand. 
Hierbei wurden zum einen in einer Aktenanalyse von Umweltstraf- und Umwelt-
ordnungswidrigkeitenverfahren der Verlauf der Ermittlungs- und Gerichtsver-
fahren sowie der Ordnungswidrigkeitenverfahren, die Verfahrensentstehung und 
-beendigung, strukturelle Merkmale von Umwelt(straf)taten und -tätern und die 
Sanktionierungspraxis untersucht. Außerdem wurde das Zusammenwirken von 
Umweltstraf- und Umweltordnungswidrigkeitenrecht analysiert. Zum anderen 
wurden relevante Akteure der umwelt(straf)rechtlichen Praxis nach Beurteilungen 
von Recht und Rechtswirklichkeit befragt.

Die vorliegende Untersuchung beruht auf mehreren methodischen Zugängen. Zu-
nächst wurde das vorhandene statistische Datenmaterial zur Umweltkriminalität 
ausgewertet. Kernstück der empirischen Studie ist eine Analyse von ca. 700 Straf-
verfahrensakten und ca. 300 Verfahrensakten zu Ordnungswidrigkeiten aus 
dem Jahr 2007 aus sieben Bundesländern. Zur Validierung und Erweiterung der 
Erkenntnisse aus der Aktenanalyse wurden zudem Expertengespräche mit 
Richtern, Staatsanwälten, Polizeibeamten und Bediensteten der Umweltbehörden 
durchgeführt.

ISBN 978-3-86113-257-8   (Max-Planck-Institut)
ISBN 978-3-428-14911-7   (Duncker & Humblot)
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Claudia Carolin Klüpfel

Die Vollzugspraxis  
des Umweltstraf- und
Umweltordnungs- 
widrigkeitenrechts
Eine empirische Untersuchung zur aktuellen
Anwendungspraxis sowie zur Entwicklung 
des Fallspektrums und des Verfahrensgangs 
seit den 1980er Jahren
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Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,  
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.  
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich 
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von 
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht geführte kriminologische 
Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst 
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht, 
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale 
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Welt gesellschaft“, 
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie 
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen 
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins  - 
be sondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der 
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches 
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht, 
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität 
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention, Reak-
tionen auf gefährliche Straftäter und Opfer forschung.

Dr. Claudia Carolin Klüpfel, geboren 1981 in 
Bad Brückenau, studierte Rechtswissenschaften 
an der Universität Freiburg i.Br. Nach Ab-
schluss des Ersten Juristischen Staatsexamens 
im Jahr 2006 absolvierte sie ihren juristischen 
Vorbereitungsdienst als Rechtsreferendarin am 
Landgericht Offenburg.
Nach dem Zweiten Juristischen Staatsexamen 
im Jahr 2008 war sie wissenschaftliche Mit- 
arbeiterin in der Kriminologischen Abteilung 
des Max-Planck-Instituts für ausländisches 
und internationales Strafrecht in Freiburg. Seit 
2013 ist sie als Unternehmensjuristin tätig.
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Hans-Jörg Albrecht (Hrsg.)

Kriminalität, 
Kriminalitätskontrolle,
Strafvollzug und 
Menschenrechte
Internationales Kolloquium zum Gedenken 
an Professor Dr. Günther Kaiser
am 23. Januar 2009
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Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales  
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,  
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.  
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich 
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von 
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht geführte kriminologische 
Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst 
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht, 
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale 
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Weltgesellschaft“,  
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag - 
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie 
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen 
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall  
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins-
besondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der  
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches  
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht,  
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität  
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention, Reak-
tionen auf gefährliche Straftäter und Opferforschung.

Im Juli 2016 feiert das Freiburger Max-Planck-Institut für ausländisches und inter-
nationales Strafrecht sein fünfzigjähriges Bestehen. Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Günther 
Kaiser war von 1973 bis 1996 Direktor des Instituts. Im Andenken an den am 3. 
September 2007 im Alter von 78 Jahren verstorbenen Emeritus fand im Jahr 2009 
das Internationale Kolloquium „Kriminalität, Kriminalitätskontrolle, Strafvollzug 
und Menschenrechte“ in Freiburg statt.

Günther Kaiser hat die Kriminologische Forschungsgruppe am Max-Planck-Insti-
tut in Freiburg aufgebaut. Mit einem weitsichtigen Forschungsprogramm und sei-
ner erfolgreichen Umsetzung hat Günther Kaiser dem Institut national und inter-
national Ansehen verschafft. Er hat damit auch die Entwicklung der Kriminologie 
zu einer eigenständigen und anerkannten Disziplin in Deutschland maßgeblich ge-
prägt. Die von ihm veröffentlichten Studientexte zu Kriminologie, Strafvollzug und 
Jugendstrafrecht haben für das Fach auch im Bereich der universitären Ausbildung 
eine solide Grundlage geschaffen. Von Anfang an zeichnete sich seine wissenschaft-
liche Tätigkeit durch eine Interdisziplinarität aus, die empirische Forschung und 
normative Ansätze sowie verschiedene sozialwissenschaftliche Perspektiven in der 
Problemanalyse und Theoriebildung zusammenführte.

Mit dem vorliegenden Band soll das Gedenken an ihn erneuert werden, indem 
die Vertreterinnen und Vertreter verschiedener Institutionen mit ihren damaligen 
mündlichen Vorträgen und Grüßen hier nun noch einmal schriftlich zu Wort kom-
men dürfen.

I 23

Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht ist Di-
rektor des Max-Planck-Instituts für ausländi-
sches und internationales Strafrecht in Frei-
burg. Er übernahm 1997 als Nachfolger von 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Günther Kaiser die 
Leitung der Kriminologischen Abteilung. Sei-
ne Forschungsschwerpunkte sind das System 
strafrechtlicher Sanktionen, die Strafzumes-
sung, die Betäubungsmittelkriminalität und 
das Betäubungsmittelstrafrecht, kriminologi-
sche Grundlagenfragen sowie kriminologische 
Einzelthemen wie Jugendkriminalität, Hass-
kriminalität, organisierte Kriminalität, Um-
weltkriminalität und Strafrechtsreformen in 
Übergangsgesellschaften.
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Ulrich Sieber (Hrsg.)

Strafrecht in einer
globalen Welt
Internationales Kolloquium zum Gedenken 
an Professor Dr. Hans-Heinrich Jescheck
vom 7. bis 8. Januar 2011
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Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales  
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,  
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.  
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich 
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von 
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht geführte kriminologische 
Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst 
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht, 
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale 
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Weltgesellschaft“,  
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag - 
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie 
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen 
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall  
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins-
besondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der  
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches  
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht,  
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität  
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention, Reak-
tionen auf gefährliche Straftäter und Opferforschung.

Der vorliegende Band ist dem Gedenken an den großen Strafrechtler Professor Dr. 
Dr. h.c. mult. Hans-Heinrich Jescheck gewidmet, der 1966 das Max-Planck-Insti-
tut für ausländisches und internationales Strafrecht gründete und gemeinsam mit 
dem Kriminologen Günther Kaiser zu internationaler Anerkennung führte. Reprä-
sentanten der von ihm vertretenen Institutionen berichten über seine beruflichen 
Stationen. Fachkollegen würdigen seine große Forschungsleistung auf den Gebie-
ten der Strafrechtsdogmatik, der Strafrechtsvergleichung, des internationalen und 
europäischen Strafrechts sowie seine Verdienste um die Verbindung von Strafrecht 
und Kriminologie. Sie reflektieren dabei auch deren aktuelle Weiterentwicklung in 
einer Zeit, in der Kriminologie und Strafrecht vor kategorial neuen Herausforde-
rungen stehen. Nicht zuletzt schildern Zeitzeugen aus aller Welt ihre persönlichen 
Begegnungen mit Professor Jescheck und zeichnen so ein facettenreiches Bild des 
großen Gelehrten, dessen zukunftsgerichtete Forschung seiner Zeit stets voraus war 
und der mit seiner großen Ausstrahlung wichtige „Brücken in die Welt“ baute.
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Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich Sieber ist Ge-
schäftsführender Direktor des Max-Planck-In-
stituts für ausländisches und internationales 
Strafrecht. Er leitet seit 2003 die Strafrecht-
liche Abteilung des Instituts. Seine Forschun-
gen betreffen vor allem die neuen Heraus-
forderungen der globalen Informations- und 
Risikogesellschaft für das Straf- und Sicher-
heitsrecht. Forschungsschwerpunkte sind Ter- 
ro rismus, organisierte Kriminalität, Wirt-
schafts kriminalität, Cybercrime und andere 
Formen der komplexen Kriminalität, das eu-
ropäische und das internationale Strafrecht 
sowie vor allem die Strafrechtsvergleichung.
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A disconnection has historically existed between international and domestic justice. 
In China, international justice and domestic justice were long treated as two 
autonomous yet interconnected systems, akin to the concept of Yin and Yang. 
With the establishment of the International Criminal Court (ICC) in 2002, the 
two systems began to increasingly work in tandem. The principle of complemen-
tarity is one of the cornerstones of the ICC’s architecture, according to which 
states have primary jurisdiction over the ICC. So long as the legal system of a 
state can efficiently investigate and prosecute the core international crimes 
prohibited in the Rome Statute, the ICC will not intervene. However, if a state is 
unwilling or unable to investigate and prosecute these crimes, the ICC will invoke 
the principle of complementarity to step in. Thus, the principle of complementarity 
has an impact on the national implementation of international criminal law, as 
well as on its exercise of jurisdiction in many aspects, including for third party 
states. As a third party state to the ICC, China has ratified a number of international 
conventions, including those on genocide and torture; China is therefore obliged 
to prosecute these international crimes by implementing these international 
conventions into national law. However, the core crimes have thus far not been 
incorporated into Chinese criminal law. This research work focuses on the possible 
impact of the principle of complementarity on the implementation of international 
criminal law in China as a third party state and the future prospects of the relation-
ship between China and the ICC based on this analysis. By so doing, it aims to 
contribute to the discourse on complementarity for both scholars and practitioners.
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The ICC and China
The Principle of Complementarity  
and National Implementation of 
International Criminal Law

Schriftenreihe des Max-Planck-Instituts
für ausländisches und internationales 
Strafrecht

Interdisziplinäre Forschungen aus Strafrecht 
und Kriminologie
Herausgegeben von Hans-Jörg Albrecht
und Ulrich Sieber

Band I 25

Dr. Chenguang Zhao obtained her Bachelor of 
Laws and Master of Laws from Beijing Normal 
University, China. Upon graduation, she received 
a grant from the Chinese Scholarship Council 
to enroll in the International Max Planck 
Research School on Retaliation, Mediation and 
Punishment in Freiburg, Germany, in order to 
complete her PhD. She began lecturing at the 
College for Criminal Law Science at Beijing 
Normal University in 2013 and is currently 
working as a researcher at the Research Center 
on International Cooperation Regarding Persons 
Sought for Corruption and Asset Recovery in 
G20 Member States. She is a member of the 
Scientific Committee of the International 
Association of Penal Law (2014–2019).

The Max Planck Institute for Foreign and International Criminal 
Law in Freiburg is part of the Max Planck Society, an organization 
dedicated to the advancement of basic research. The Institute is 
composed of a Department of Criminal Law, led by Prof. Dr. Dr. 
h.c. mult. Ulrich Sieber, and a Department of Criminology, headed 
by Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht. 
In addition to the study of basic questions of criminal law, 
comparative law, and criminology, the Institute’s research agenda 
focuses primarily on three central challenges epitomized by the 
terms “global society”, “information society”, and “new risk 
society”. As crime becomes more global, it makes increasing use 
of international data networks; through the employment of 
technology and organization, its consequences for society as a 
whole – even in seemingly isolated cases – can be significant.
Thus, the Institute’s current research program encompasses the 
goals and methods of comparative legal research and legal 
harmonization, model criminal laws, European criminal law, 
international criminal law, Internet and information law, money 
laundering, organized crime, terrorism, crime in post-conflict 
societies, as well as empirical studies on criminal procedure, 
alternative methods of crime prevention, reactions to dangerous 
offenders, and victimology.
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